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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 4 Minuten 
Vor s i t zen d e: Präsident Pöder, Zweiter 

Präsident Dr. Marga Hubinek, Dritter Präsident 
Dr. Dillersberger. 

***** 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Ver hin der t sind die Abgeordneten Strobl, 
Scheucher, Dr. Helga Hieden-Sommer, Leikam, 
Probst, Dr. Stippei, Dipl.-Ing. Gasser, Mag. Dr. 
Höchtl, Dr. Bruckmann, Dkfm. Dr. Keimei, 
Dipl.-Vw. Killisch-Horn und Dr. Blenk. 

Mandatsverzicht und Angelobung 

Präsident: Von der Hauptwahlbehörde ist die 
Mitteilung eingelangt, daß der Abgeordnete Dr. 
Gerulf Stix auf sein Mandat verzichtet hat und 
Herr Anton Blünegger in den Nationalrat berufen 
wurde. 

Da der Wahlschein bereits vorliegt und der Ge­
nannte im Haus anwesend ist, werde ich sogleich 
seine Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Getöbnisformel durch den 
Schriftführer wird der neue Mandatar seine An­
gelobung mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten 
haben. 

Ich ersuche nunmehr den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Auer, um die Verlesung der Ge­
löbnisformel. (Schriftführer Aue r verliest die 
Gelöbnisformel. - Abgeordneter B l ü n e g ger 
leistet die Angelobung.J 

Ich begrüße also nunmehr den neuen Abgeord­
neten recht herzlich in unserer Mitte. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 5 Minuten 
mit dem Aufruf der Anfragen. 

B undesministeri um für Finanzen 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur 1. An­
frage: Abgeordneter Dr. Nowotny (SPÖ) an den 
Bundesminister für Finanzen. 

Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Nowotny: Herr Bundesmini­
ster! Ich stelle folgende Anfrage: 

497/M 
Lassen sich die Konsequenzen einer deutsch­

deutschen Währungsunion auf Österreich abschät­
zen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Finanzen Dkfm. Lacina: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Abgeordne­
ter! Im Prozeß der deutschen Vereinigung ist die 
Frage einer Währungsunion als einer der ersten 
Schritte in Diskussion. Es gibt allerdings noch 
kein festumrissenes Konzept einer solchen deut­
schen Währungsunion und ihrer genauen Bedin­
gungen. Es kann jedoch erwartet werden - das 
ergibt sich aus den Erklärungen der deutschen 
Währungsbehörden -, daß die Bundesbank am 
Stabilitätskurs der Deutschen Mark festhalten 
wird und daß eine solche Politik sicherlich die 
Beibehaltung des Kurses der österreichischen 
Währungspolitik ermöglichen würde. 

Präsident: Eine Zusatzfrage: Herr Abgeordne­
ter. 

Abgeordneter Dr. Nowotny: Herr B~n~esmini­
ster! Osterreich hat an die DDR KredIte 1m Aus­
maß von rund 14 Milliarden Schilling gewährt, 
davon sind rund 12 Milliarden Schilling durch 
Bundeshaftung abgesichert. Würden diese Kredit­
beziehungen durch eine Währungsunion in ir­
gendeiner Weise berührt werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Herr Abgeord­
neter! In den bisherigen Gesprächen, die wir mit 
den Vertretern der DDR geführt haben, ist nicht 
sichtbar geworden, daß es eine Gefährdung dieser 
Kreditposition geben könnte. Ich sehe in einer 
Währungsunion keine Gefährdung dieser Posi­
tion, sondern sie würde ganz im Gegenteil zumin­
dest mittelfristig zu einer wesentlichen Stärkung 
der Wirtschaft auch in diesem Teil Deutschlands 
führen. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Nowotny: Herr Bundesmini­
ster! Wie sehen Sie generell angesichts der Ent­
wicklungen in Osteuropa die Chancen für Wien 
und für Österreich, als Finanzplatz in diesem Be­
reich zu agieren? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Herr Abg~ord­
neter! Ich bin davon überzeugt, daß das in Oster­
reich, insbesondere am Finanzplatz Wien, ver­
sammelte Wissen um Ost-West-Finanzierungen 
der österreichischen Kreditwirtschaft die Mög­
lichkeit gibt, zum Teil in Kooperation mit auslän­
dischen Instituten, wie das ja jetzt schon erfolgt, 
ihr besonderes Know-how einzusetzen. Ich glau­
be, daß hier eine beachtliche Chance besteht, bei 
privaten Finanzierungen, aber auch bei Finanzie-
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Bundesminister Dkfm. Lacina 

rungen für die Infrastruktur, die den öffentlichen 
Bereich betreffen werden, Unterstützung zu lei­
sten. 

In diesem Sinne ist auch die Kandidatur Wiens 
für den Sitz einer Europäischen Bank für Wie­
deraufbau und Entwicklung zu sehen, die zweifel­
los hier eine Stärkung bringen würde, die aber 
nicht Bedingung für die Entwicklung eines sol­
chen Finanzplatzes ist. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Dkfm. Holger Bauer. 

Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPÖ): 
Herr Bundesminister! Von einer deutsch-deut­
schen Währungsunion können unter Umständen 
- das hängt unter anderem von dem Umtausch­
verhältnis D-Mark - Ost-Mark ab - inflationi­
stische Tendenzen ausgehen, aus denen ihrerseits 
wieder Zinsschubtendenzen erwachsen können. 

Ich frage Sie in diesem Zusammenhang, Herr 
Bundesminister: Werden Sie, falls so etwas ein­
tritt und auf uns Rückwirkungen zeitigt, die diese 
Zinsschubtendenzen weiter verstärkende Spar­
buchsteuer abschaffen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Herr Abgeord­
neter! Zunächst einmal bitte ich um Verständnis 
dafür, daß hypothetische Antworten gerade auf 
dem Gebiet der Währungspolitik nicht am Platze 
sind. 

Es ist unter Umständen zu erwarten, daß es aus 
der Nachfrage heraus, die zweifellos aufgrund des 
Warenhungers in den osteuropäischen Ländern 
besteht, zu gewissen Überhitzungserscheinungen 
kommen kann. Es wird Aufgabe der Währungs­
behörden und auch der Fiskalpolitik sein, hier 
dämpfend einzugreifen. Entsprechende Erklä­
rungen seitens der Bundesbank gibt es ja dazu. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich halte je­
doch steuerliche Maßnahmen, in welche Rich­
tung auch immer, nicht für geeignet, um mit sol­
chen kurzfristigen Tendenzen fertig zu werden, 
sondern dazu steht uns ja ein anderes währungs­
politisches und fiskalpolitisches Ausgabeninstru­
mentarium zur Verfügung. 

Präsident: Wir kommen zur 2. Anfrage: Frau 
Abgeordnete Gabrielle Traxler (SPÖ) an den 
Herrn Bundesminister. 

Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Gabrielle Traxler: Herr Finanz­
minister! Ich frage Sie: 

498/M 
Wie wird sich das Ausmaß der österreichischen 

Hilfe für die osteuropäischen Länder darstellen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Ich darf zunächst einmal auf 
jene Punkte eingehen, die mein Ressort direkt be­
treffen, und darf daran erinnern, daß das Hohe 
Haus ja ein Gesetz beschlossen hat, mit dem die 
Republik Österreich den Stabilisierungsfonds für 
Polen mit einem Betrag von 236,3 Millionen 
Schilling unterstützt. Das entspricht einer Valuta 
von 20 Millionen US-Dollar als Anteil Öster­
reichs an einer internationalen Hilfsaktion. 

Ich erinnere daran, daß auf österreichische In­
itiative im Rahmen der Europäischen Freihan­
delsvereinigung ein Fonds für Jugoslawien ge­
gründet worden ist, der mit 100 Millionen Dollar 
dotiert sein wird. Der österreichische Beitrag wird 
sich nach den gegenwärtigen Verhandlungen, 
nach den Einigungen, die es gibt. auf rund 
18 Millionen Dollar belaufen. 

Es ist - ich habe in der Beantwortung der vor­
hergehenden Frage darauf hingewiesen - die 
Einrichtung einer Europäischen Bank für Ent­
wicklung und Wiederaufbau geplant. Es besteht 
kein Zweifel, daß Österreich sich im Rahmen der 
Aktivitäten der Gruppe der 24 an dieser Bank be­
teiligen wird. Wie hoch diese Beteiligung sein 
wird, läßt sich allerdings heute noch nicht wirk­
lich abschätzen. 

Darüber hinaus hat Österreich ja in einer Reihe 
von Fällen Soforthilfe geleistet. Ich erinnere an 
unsere Beteiligung an der Lebensmittelhilfe für 
Polen, an die Soforthilfe für Rumänien, an zahl­
reiche Ausbildungsprogramme, insbesondere für 
Polen und Ungarn und letzten Endes an kulturel­
le, wissenschaftliche und schulische Zusammen­
arbeiten. 

Außerdem darf ich auch daran erinnern, daß 
dieses Hohe Haus zuerst für Ungarn und dann 
auch für Polen handelspolitische Präferenzen be­
schlossen hat, die natürlich die Exportfähigkeit 
dieser Länder beträchtlich gesteigert haben. 

Ich werde auch - ich habe das in der Öffent­
lichkeit gesagt, und ich wiederhole das gerne auch 
vor dem Hohen Haus - dem Ministerrat noch im 
Frühjahr einen Entwurf für eine Bundesfinanzge­
setz-Novelle beziehungsweise für ein Budget­
überschreitungsgesetz vorlegen, das weitere Ele­
mente einer Unterstützung des Strukturwandels 
und einer entsprechenden Reaktion der österrei­
chischen Wirtschaft, der österreichischen Infra­
struktur auf diesen Strukturwandel enthalten 
wird. 

Zum Schluß möchte ich noch darauf hinwei­
sen, daß dem Parlament derzeit bereits ein Initia­
tivantrag vorliegt, mit dem das Garantieinstru-
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mentarium des Bundes um einen Ost-West-Fonds 
bereichert wird. 

Präsident: Erste Zusatzfrage: Frau Abgeordne­
te. 

Abgeordnete Gabrielle Traxler: Herr Minister! 
Sie haben jetzt selbst als eine der Maßnahmen, die 
die österreichische Bundesregierung setzt, die 
EG-koordinierte Hilfe für Polen und Ungarn bei 
Schulungs- und Umschulungsmaßnahmen ange­
führt. 

Wird es möglich sein, Herr Minister, diese Hilfe 
für Jugoslawien und für die Tschechoslowakei 
auszuweiten? Denn es scheint angesichts dessen, 
was sich an unseren Grenzen jetzt abspielt, beson­
ders wichtig, diese Schulungsmaßnahmen auch in 
allen unseren Nachbarländern zu forcieren. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Die Ausbil­
dungsprogramme, die von der Bundesregierung 
unterstützt werden, fallen in die Zuständigkeit 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche An­
gelegenheiten. Ich habe aber mit Bundesminister 
Schüssel vereinbart, daß ein Antrag zur Auswei­
tung dieser Programme in das Budgetüberschrei­
tungsgesetz aufgenommen werden soll, sodaß 
eine Erweiterung auch auf andere Länder ihren 
Platz finden wird. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage, Frau Ab­
geordnete. 

Abgeordnete Gabrielle Traxler: Ich danke, 
Herr Minister. Ich empfinde das als besonders er­
freulich. 

Angesichts der demokratiepolitischen Entwick­
lungen, die sich als relativ schwierig gestalten, wie 
man das jetzt am Beispiel der Wahlen in der DDR 
erkennen kann, möchte ich Sie fragen: Wird es 
von österreichischer Seite auch Hilfestellungen 
für die neuen politischen Parteien und die demo­
kratischen Gewerkschaften in den osteuropäi­
schen Ländern geben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Soweit mir bekannt ist, haben 
zwischen den politischen Parteien dieses Hauses 
schon Gespräche begonnen, ob im Rahmen der 
Förderung der Akademien nicht auch die Mög­
lichkeit eröffnet werden kann und soll, daß ent­
sprechende Mittel bereitgestellt werden für die 
Unterstützung des Reformprozesses in den osteu­
ropäischen Ländern. 

Darüber hinaus ist der Verband der Österrei­
chischen Zeitungsherausgeber mit der Bitte an 
die Bundesregierung herangetreten, das Entste-

hen einer demokratischen Presse durch die För­
derung oder die Bezahlung von Papierlieferungen 
zu unterstützen und auf diese Weise eine private 
Initiative abzustützen. Wie das geschehen kann, 
ist derzeit noch Gegenstand von Beratungen, aber 
auch hier haben wir Gesprächsbereitschaft signa­
lisiert. 

Was gewerkschaftliche Aktivitäten betrifft, die 
mit zu diesem Aufbau eines demokratischen In­
strumentariums zählen werden, so ist sicherlich 
vorzusehen, daß im Rahmen der Ausbildungen 
auch die Ausbildung von Interessenvertretern der 
Arbeitnehmer abgedeckt wird. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Frau Ab­
geordnete Klara Motter. 

Abgeordnete Klara Motter (FPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Minister! Wir haben von Ihnen gehört, 
was für Hilfen Sie anbieten in dem Ressort, über 
das Sie verfügen. 

Ich habe eine Zusatzfrage. Sind Sie auch bereit, 
ressortübergreifend Hilfen anzubieten? Ich denke 
hier an die Kultur. Wir wissen, daß in diesen Ost­
ländern sehr viele Künstler vorhanden sind, die 
darauf warten, auch bei uns ihr Kulturschaffen 
anbieten zu können. Sind Sie bereit, auch dafür 
Mittel auszugeben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Bereits im Budget für dieses 
Jahr sind sowohl die Ausgaben für die Auslands­
kultur, im Außenamt ressortierend, aber auch 
insbesondere die Aufwendungen im Budget der 
Bundesministerin für Unterricht, Kunst und 
Sport erheblich erhöht worden, und zwar unter 
anderem auch deshalb, weil die Einrichtung von 
Schulen und von Kulturinstituten im Ausland mit 
eine Zielsetzung ist, die sich die Bundesregierung 
gesetzt hat. Ich erinnere etwa an die Aktivitäten 
in Ungarn. 

Es ist zweifellos so, daß gerade im Rahmen der 
Auslandskulturarbeit nicht nur der Dialog öster­
reichischer Kulturschaffender mit Kulturschaf­
fenden aus den osteuropäischen Ländern geför­
dert werden soll, sondern daß im Rahmen des 
Budgets, das für heimische Kulturaktivitäten be­
steht, ein Schwerpunkt zu setzen ist. Nicht zuletzt 
ist ja auch die Vorbereitung der Weltausstellung 
ein guter Anlaß dafür, ein entsprechendes Kul­
turforum zu bieten. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Smolle. 

Abgeordneter Smolle (Grüne): Herr Bundes­
minister! Ich glaube, wir gehen konform, wenn 
wir sagen, daß die Osthilfe vor allem auch die 
Frage beinhaltet, inwieweit wir in der Lage sein 
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werden, im Lande selbst in unserem Budget Um­
schichtungen vorzunehmen. 

Daher meine sehr konkrete Frage, vor allem 
mittelfristige Maßnahmen betreffend: Sind Sie, 
sollten Sie wieder Finanzminister werden, bereit, 
eine wesentliche Umschichtung aus dem Heeres­
budget in Richtung Osthilfe durchzuführen, und 
in welchem Ausmaß? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Okfm. Lacina: Herr Abgeord­
neter! Ich habe schon anläßlich der Budgetrede 
im vergangenen Jahr zum Ausdruck gebracht, 
daß es auch budgetäre Konsequenzen eines Ent­
spannungsprozesses geben kann und soll. Es ist 
zweifellos verfrüht - aufgrund der noch unkla­
ren Situation, wie schnell sich dieser Entspan­
nungsprozeß in Europa tatsächlich gestalten wird 
-, jetzt schon konkrete Zahlen anzugeben, aber 
ich stehe zu dem, was ich damals bereits angekün­
digt habe: daß es auch personelle und budgetäre 
Konsequenzen aus einem solchen Kurs geben 
kann und dann Umschichtungen möglich sind be­
ziehungsweise entsprechende Mittel zur Verfü­
gung stehen müßten. 

Präsident: Wir kommen zur nächsten .. Anfrage: 
Abgeordneter Okfm. Holger Bauer (FPO) an den 
Herrn Minister. 

Abgeordneter Okfm. Holger Bauer: Herr Bun­
desminister! Meine Frage lautet: 

Sll/M 
Was werden Sie unternehmen. um den drohen­

den Kollaps des Finanzausgleichssystems zu verhin­
dern? 

Dieses ist eines der wesentlichen Finanzie­
rungsinstrumente für Länder und Gemeinden. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Okfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Zunächst zur Frage Kollaps 
des Systems oder Zusammenbruch des Systems. 
Es sind drei Punkte vor allem, die unter Beschuß 
gekommen sind, über die es keine Einigung gibt, 
und zwar gar nicht sosehr mit dem Bund, sondern 
zwischen den Gemeinden selbst, und zwar betrifft 
das die Punkte abgestufter Bevölkerungsschlüs­
sel, Wiener Randgemeindenschlüssel und der Ge­
meindekopfquotenausgleich gemäß § 21 Finanz­
ausgleichsgesetz. 

Es ist hier in vielen formellen und informellen 
Gesprächen versucht worden, mit den Vertretern 
der anderen Gebietskörperschaften zu einer Eini­
gung zu kommen, die den Weg zu den Gerichten 
nicht notwendig macht. Ich darf daran erinnern, 
daß der ursprüngliche Anlaß ja eine Klage der 
burgenländischen Gemeinden war. Es ist gelun-

gen, diese burgenländischen Gemeinden zur Zu­
rückziehung dieser Klage zu veranlassen. 

Allerdings - und das muß ich mit Bedauern 
feststellen - haben sich nicht alle Partner an ei­
nen damals getroffenen Konsens gehalten. Das 
heißt, es liegt im wesentlichen bei diesem einen 
Partner, eine Entspannung des Verhältnisses zwi­
schen den einzelnen Gebietskörperschaften vor­
zunehmen. Ich befürworte nach wie vor eine poli­
tische Lösung, weil ich glaube, daß Finanzaus­
gleichsprobleme nicht vor den Gerichten behan­
delt werden sollten, sondern daß das politische 
Fragen sind, die auf der politischen Ebene abzu­
klären wären. 

Präsident: Erste Zusatzfrage: Herr Abgeordne­
ter. 

Abgeordneter Okfm. Holger Bauer: Herr Bun­
desminister! Ich gebe schon zu, es ist eine seman­
tische Angelegenheit, wie man die Entwicklung 
beim Finanzausgleich betitelt. Eines steht fest: Es 
ist der großen Koalition gelungen, etwas, was bis­
her weitestgehend reibungslos funktioniert hat, 
nunmehr in Frage zu stellen. Es ist mir nicht erin­
nerlich, daß je eine ganze Anzahl von Gemeinden 
die Republik Österreich geklagt hat. 

Herr Bundesminister! Die große Koalition hat 
weiters in diesem Zusammenhang ein neues Fi­
nanzausgleichssystem, einen neuen Finanzaus­
gleich versprochen. Meine konkrete Frage: Wie­
weit sind die diesbezüglichen Verhandlungen ge­
diehen, welche Ergebnisse gibt es, u~d werden Sie 
diese noch vor den Wahlen der Offentlichkeit 
vorlegen, oder bleibt auch das ein unerfülltes 
Wahlversprechen ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Okfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich kann den Zusammen­
hang, den Sie zwischen der Zusammensetzung 
der Bundesregierung und dem Erfolg von Fi­
nanzausgleichen sehen, nicht herstellen. Ich darf 
daran erinnern, daß zunächst einmal die burgen­
ländischen Gemeinden nicht den bestehenden Fi­
nanzausgleich geklagt haben, sondern den, der 
früher abgeschlossen war, das heißt, einen Fi­
nanzausgleich, der in der Zeit einer Regierung 
SPÖ-FPÖ abgeschlossen worden ist. 

Aber, Herr Abgeordneter, ich würde daraus 
nicht schließen, daß das ein schlechter Finanzaus­
gleich war, insbesondere deshalb nicht, weil ja der 
Bund damals in diesem Finanzausgleich beacht­
lich mehr Mittel für die Gemeinden zur Verfü­
gung gestellt hat. Die Frage der Unterverteilung 
zwischen den Gemeinden ist für den Bund sicher­
lich von großem Interesse, aber er kann und soll 
in 'einen Konsens der Gemeinden, den diese ge­
funden haben, ausgesprochen durch den Präsi-
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denten und das Präsidium des Gemeindebundes 
und des Städtebundes, nicht eingreifen. 

Das Problem dabei ist, - und das ist offen zu 
sagen -, daß wir zwar die Stellung dieser beiden 
Bünde zum Beispiel in der Finanzverfassung 
durch ihre Nennung in der Finanzverfassung als 
gleichberechtigte Partner auf der einen Seite ge­
stärkt haben, aber auf der anderen Seite diese 
Bünde nicht wirklich abschlußberechtigt sind für 
alle Gemeinden, die sie vertreten. Mit dieser Pro­
blematik werden wir immer konfrontiert sein. 

Daher, sehr geehrter Herr Abgeordneter, kann 
ich mir nicht vorstellen, daß es einen Finanzaus­
gleich gibt, der ohne Reibungen zustande kommt, 
denn es zeigt sich ganz eindeutig, daß beim 
Kampf um das liebe Geld Freundschaften, auch 
politische Freundschaften, zerbrechen. Ich würde 
daher auch nicht sehen, daß es hier einen direk­
ten Konnex zwischen den politischen Verhältnis­
sen in einem Bundesland, in einer Gemeinde und 
im Bund gibt. Ich würde auch nicht den Konnex 
herstellen, zu sagen, seit es einen Landeshaupt­
mann der Freiheitlichen Partei gibt, funktioniert 
der Finanzausgleich nicht mehr. Es wäre genauso 
ungerecht, das so festzustellen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage: Herr Abgeord­
neter. 

Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer: Herr Prä­
sident! Ich muß meine zweite Zusatzfrage dazu 
verwenden, meine erste zu urgieren. 

Herr Bundesminister, ich frage Sie: Wird es, so 
wie versprochen, zu einem neuen Finanzaus­
gleich kommen, und wenn nicht, werden Sie dann 
den Gemeinden und den Ländern einen solchen 
per Gesetz oktroyieren? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich habe mich zu entschuldi­
gen, weil ich auf das nicht näher eingegangen bin. 
Es wird zweifellos - und ich bin überzeugt davon 
- einen neuen Finanzausgleich geben. Aller­
dings, was urgiert werden müßte und sollte -
und hier gibt es die entsprechenden Vorbereitun­
gen, es hat, glaube ich, vorgestern eine Bespre­
chung der Landesfinanzreferenten gegeben -, ist 
eine Reform der Finanzverfassung, die ja die 
Grundlage für einen neuen Finanzausgleich ist. 

Ich verhehle nicht, daß nicht im Verhältnis 
Bund-Länder, sondern im Verhältnis der Länder 
untereinander durch die Auseinandersetzungen 
der letzten Monate das Klima rauher geworden 
ist. Was der Bund dazu tun konnte, um zu einer 
entsprechenden Klimaberuhigung beizutragen, 
hat er getan. 

Ich darf darüber hinaus daran erinnern, daß wir 
etwa noch zwei Jahre Zeit haben, um eine ent­
sprechende gesetzliche Veränderung vorzuberei­
ten, die nicht ganz einfach ist, weil wir ja doch mit 
einer Vielzahl von Partnern mit den verschieden­
artigsten Interessen zu rechnen haben. Aber die 
Vorbereitungen für diese Gespräche laufen, und 
zwar sowohl auf der Ebene des Bundes als auch 
auf der Ebene der Länder und, wie ich weiß, auch 
auf Ebene der Gemeinden, der Gemeindebünde 
und des Städtebundes. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Smolle. 

Abgeordneter Smolle (Grüne): Herr Bundes­
minister! Wir haben jetzt gerade über eine Ange­
legenheit gesprochen, bei der die Gemeinden, vor 
allem die burgenländischen Gemeinden, sich ja 
letztlich um ihre gute Sache betrogen fühlen. 
Aber jetzt kommt ja auf diese Gemeinden und auf 
die Länder eine neue Belastung zu. Wir haben 
einen EG-Beitrittsbrief verfaßt, und wir wissen, 
daß dieser Beitritt Österreich netto etwa an die 
25 Milliarden kosten wird. Davon entfällt zumin­
dest ein Drittel eben auf die Kommunen und auf 
die Länder. Haben Sie, Herr Minister, den Län­
dern mitgeteilt, daß sie in Kürze neue Belastun­
gen zu erwarten haben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Herr Abgeord­
neter Smolle, ich weiß nicht, was Sie mit "in Kür­
ze" meinen, denn ich nehme nicht an, daß in Kür­
ze die Beitrittsverhandlungen Österreichs mit den 
Europäischen Gemeinschaften abgeschlossen 
werden können. Aber Sie haben recht: Auf mitt­
lere Frist ist ein entsprechender Budgetbeitrag zu 
erwarten, der allerdings weit unter dem von Ih­
nen genannten Betrag liegen dürfte. 

Zum zweiten: Es hat ein Gespräch mit den Ver­
tretern der Länder und Gemeinden zu diesem 
Thema gegeben. Wir haben das in der Finanzaus­
gleichsrunde besprochen, und es wurde dort klar­
gestellt, daß natürlich ein solcher Beitrag solida~ 
risch von den Gebietskörperschaften zu tragen ist 
- vom Bund, von den Ländern und von den Ge­
meinden -, und zwar deshalb, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter Smolle, weil man ja die Rechnung 
nicht so aufstellen kann, daß man nur die Kosten 
sieht, sondern man muß ja auf der anderen Seite 
auch sehen, daß aus einer Mitgliedschaft Öster~ 
reichs bei den Europäischen Gemeinschaften be­
trächtliche Impulse, die sich letzten Endes auch 
im Finanzierungsvolumen der öffentlichen Hand, 
in den Finanzierungsmöglichkeiten widerspie­
geln, ausgehen werden. 

Das heißt, in einer Balance, in einer Gegen­
rechnung ist das für alle Gebietskörperschaften 
von Vorteil, zumindest ist das die meines Erach~ 
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tens überwiegende Antwort aller Wirtschaftsfor­
scher in diesem Lande. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Remplbauer. 

Abgeordneter Remplbauer (SPÖ): Herr Bun­
desminister! Eine gerechte Auf teilung der Steuer­
einnahmen im Finanzausgleich wird natürlich im­
mer ein Problem sein. Es konnte ja zwischen den 
Verhandlungspartnern über den derzeit laufen­
den Finanzausgleich eine politische Einigung er­
zielt werden. Hohes Haus! Es ist daher sehr be­
dauerlich und für alle Beteiligten unverständlich, 
daß der Vertreter des Landes Niederösterreich, 
aus welchen Gründen immer, schlußendlich diese 
Einigung nicht mitträgt. Dadurch kam es zur der­
zeitigen sehr prekären Rechtssituation unseres Fi­
nanzausgleichssystems mit einer Vielzahl von 
Klagen der Gemeinden, aber auch natürlich zur 
Klage des Bundes beim Verfassungsgerichtshof. 
Alle Beteiligten hoffen nun, daß nach den Ge­
meinderatswahlen in Niederösterreich die Einhal­
tung der bereits getroffenen Vereinbarung mög­
lich sein wird. 

Herr Bundesminister! Ich darf Sie daher in die­
sem Zusammenhang fragen: Sind Sie Ihrerseits 
bereit, diesbezüglich noch einmal aktiv zu wer­
den, um Gespräche, die zu einer positiven Lösung 
beitragen können, zu initiieren. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich bin natürlich in dieser 
Frage wie in anderen gesprächsbereit. Ich möchte 
nur daran erinnern, daß ja eine Einigung in der 
Bundesregierung bestanden hat, aufgrund derer 
der Gesetzesentwurf, die Regierungsvorlage, dem 
Parlament zugeleitet worden ist, daß es aber im 
Parlament zu keiner Behandlung dieses Gesetz­
entwurfes gekommen ist. 

Wenn es gelingt, in den Gesprächen, die außer­
halb des Parlaments stattfinden, zu einer entspre­
chenden Verständigung zu kommen, so würde ich 
das - ich habe das schon betont - für äußerst 
positiv halten, und ich werde mich sicherlich dar­
um bemühen. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Dr. Steidl. 

Abgeordneter Dr. Steidl (ÖVP): Herr Bundes­
minister! Der Herr Abgeordnete Holger Bauer 
hat wieder Kraut und Rüben durcheinanderge­
bracht. Es droht weder ein Kollaps des Finanz­
ausgleichssystems (Abg. Dkfm. Holger Bau e r: 
Was denn dann?), noch haben die gegenwärtigen 
Schwierigkeiten mit der großen Koalition etwas 
zu tun. Wenn Niederösterreich meint, daß die 
Vereinbarungen nicht komplett sind, dann des­
halb, weil die Frage des Zweitwohnschlüssels 

nicht im Resümeeprotokoll enthalten ist. Ich bin 
aber Ihrer Meinung, Herr Finanzminister, daß die 
Schwierigkeiten zum Teil daher rühren, daß das 
SpannungsverhäLtnis zwischen den reichen und 
den finanzschwachen Gemeinden einfach zu groß 
ist. Es gilt, dieses Spannungsverhältnis abzubau­
en. 

Es hat vergangene Woche der Salzburger Lan­
deshauptmann Dr. Katschthaler einen sehr inter­
essanten Vorschlag gemacht, nämlich die Zu­
wächse während der Finanzausgleichsperiode 
nach einem völlig neuen Schlüssel dermaßen zu 
verteilen, daß dieses Spannungsverhältnis abge­
baut werden kann. (Abg. Hai ger mo s er: Das 
ist keine Fragestunde. das ist eine Wahlrede.' Steidl, 
du scheidest eh aus!) 

Würden Sie sich, Herr Finanzminister, zu die­
ser Meinung des Landeshauptmannes bekennen 
und sagen, daß das ein absolut konstruktiver Vor­
schlag ist? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Zum ersten: Ich glaube, es ist 
leider nicht so einfach, daß eine Ergänzung des 
Protokolls, etwa in der Richtung, daß die Frage 
der Zweitwohnsitze zwischen den Finanzaus­
gleichspartnern diskutiert und versucht werden 
soll, hier eine konstruktive Lösung zu finden, 
wirklich zu einer Entspannung der Lage führt. 

Das wurde versucht, aber der Finanzreferent 
des Landes Niederösterreich hat in der letzten 
dazu geführten Besprechung ganz eindeutig ge­
sagt, daß das Land Niederösterreich nicht mehr 
auf diesem Standpunkt steht, denn der ursprüng­
liche Beschluß des Landes Niederösterreich hat ja 
gezeigt, daß zwar die Zweitwohnsitze für dieses 
Land ein wichtiges Thema sind, daß aber keines­
falls ein Junktim hergestellt werden soll zur ge­
genwärtigen Frage. Das zum ersten. 

Zum zweiten, Herr Abgeordneter: Ich werde 
mich keinem Vorschlag verschließen, der uns er­
laubt, zwei Dinge letzten Endes zu bewerkstelli­
gen: Erstens aus einer Pattsituation in der Vertei­
lungsfrage zwischen den Gemeinden im Finanz­
ausgleich herauszukommen und zweitens insbe­
sondere im Interesse jener Gemeinden unterwegs 
zu sein, die tatsächlich aufgrund der Nichtbereit­
schaft im Verteilungsschlüssel der letzten Finanz­
ausgleiche - nicht des letzten und nicht des vor­
letzten, sondern mehrerer Finanzausgleiche - zu 
einer größeren Solidaritätsleistung für die finanz­
schwächeren Gemeinden benachteiligt sind. 
Wenn das dazu beitragen kann, werde ich das si­
cherlich unterstützen, und hoffe auch, daß es zu 
einem Konsens kommt. 
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Aber das ist in Wirklichkeit die Problematik, 
denn es handelt sich nicht um eine Frage der Ver­
teilung zwischen den Ländern, sondern es ist 
wirklich eine Frage zwischen den Gemeinden, 
wobei es meiner Ansicht nach gerade in einer 
Zeit, in der ja die wirtschaftspolitischen Zeichen 
eher auf Abbau der regionalen Differenzen ste­
hen, möglich sein müßte, hier eher zu einer Ver­
einbarung zu kommen. 

Präsident: Wir kommen zur nächsten Frage: 
Herr Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPÖ) an 
den Herrn Minister. 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer: Herr Bundes­
minister! Ganz Österreich redet gegenwärtig über 
die Flüchtlingspolitik. Ich darf Sie daher fragen, 
ob Sie persönlich auch eine Flucht planen, näm­
lich eine Flucht aus dem Budget. Konkret: 

SlOIM 
Soll die Budgethelastung durch den geplanten 

Ost-West-Fonds durch eine neuerliche .. Flucht aus 
dem Budget" verheimlicht werden'? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich fühle mich in meiner Po­
sition durchaus sicher und wohl, habe daher nicht 
vor, zu flüchten - weder aus meiner Position 
noch aus dem Budget. Der Initiativantrag, von 
dem ich hier bereits gesprochen habe, sieht eine 
solche Flucht aus dem Budget auch nicht vor, 
sondern er sieht vor, daß österreichische U nter­
nehmen, die Initiativen in Osteuropa, aber nicht 
nur dort, sondern auch in Westeuropa und in 
neuen Industrieländern ergreifen, eine entspre­
chende maßvolle Unterstützung seitens der öf­
fentlichen Hand durch Garantien erhalten. 

Es ist, glaube ich, nicht besonders sinnvoll, be­
reits bei Einführung dieses Instrumentariums da­
von zu sprechen, welche Schäden entstehen wer­
den, denn nur solche Schäden könnten ja das 
Budget betreffen, und diese Schäden, Herr Abge­
ordneter, werden sich natürlich auch im Budget 
abbilden. Ich bin aber der Auffassung, daß diese 
Beiträge des Steuerzahlers dann gerechtfertigt 
sind, wenn letzten Endes - und ich nehme an, 
daß sich das herausstellen wird und herausstellen 
kann - diese Garantien einen wesentlich größe­
ren Vorteil bringen, als die Kosten auf der ande­
ren Seite sind. 

Präsident: Erste Zusatzfrage: Herr Abgeordne­
ter. 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer: Herr Bundes­
minister! Das beantwortet natürlich nicht die Fra­
ge nach der budgetären oder außerbudgetären 
Vorsorge. Ich darf daher noch einmal nachsto­
ßen. 

Im Zusammenhang mit der Erstellung des 
Haushaltes für das Jahr 1990 hat Ihr Staatssekre­
tär Dr. Stummvoll davon gesprochen, daß es ein 
Einsparungsvolumen im Ausmaß von 3 bis 5 Mil­
liarden Schilling geben würde. 

Die Freiheitliche Partei hat damals angeregt, 
daß eine Osteuropa-Stiftung mit einer vergleich­
baren Zielsetzung, wie sie jetzt der Ost-West­
Fonds haben wird, aus diesen Budgetmitteln do­
tiert werden soll, das heißt, daß diese 3 Milliarden 
Schilling für diesen Zweck bereitgestellt werden 
sollen. 

Warum haben Sie damals den freiheitlichen 
Vorschlag nicht aufgegriffen, die Osteuropaakti­
vitäten der österreichischen Wirtschaft mit Bud­
getmitteln zu dotieren? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wenn Sie vorhaben, Anfra­
gen an den Herrn Staatssekretär zu stellen, so 
würde ich Sie bitten, das vorher zu signalisieren. 
Der Herr Staatssekretär kann mich hier jederzeit 
auf der Regierungsbank vertreten, aber ich bitte 
Sie, im Augenblick mit mir vorlieb zu nehmen. 
Ich kann Ihnen diese Fragen nicht beantworten, 
wo der Herr Staatssekretär die Möglichkeiten zur 
Ersparnis im konkreten sieht, und Ihnen daher 
auch nicht die Antwort geben, wie Ihr Vorschlag 
zu bedecken wäre. 

Wenn man aber nicht an einem bestimmten 
Etikett hängt, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
das man parteipolitisch verkaufen möchte, so bit­
te ich, das zur Kenntnis zu nehmen, was ich vor­
hin gesagt habe, daß wir nämlich in erheblichem 
Maße Budgetmittel für die Unterstützung der Re­
formprozesse in Osteuropa zur Verfügung stel­
len. 

Also wenn Sie nicht an dem Wort "Stiftung" 
hängen, dann würden Sie das im Budget des Jah­
res 1990 abgebildet finden beziehungsweise in ei­
nem Budgetüberschreitungsgesetz, zu dem ich 
mich bekenne, obwohl ich sonst Budgetüber­
schreitungen bekanntermaßen eher skeptisch ge­
genüberstehe. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage, Herr Abgeord­
neter. 

Abgeordneter Dr. Gugerbauer: Herr Bundes­
minister! Vielleicht braucht für die nächste Frage 
der Herr Staatssekretär nicht aufgerufen zu wer­
den. Vielleicht können Sie mir beantworten, in 
welchem Ausmaß nun die Flucht aus dem Budget 
angetreten wurde. Das heißt: Wie hoch ist denn 
mittlerweile die außerbudgetäre Belastung durch 
verschiedene Aktivitäten des Bundes? 

Präsident: Herr Bundesminister. 
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Bundesminister Dkfm. Lacina 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Diese Frage nach der Flucht 
aus dem Budget ist so polemisch gestellt, daß dar­
auf keine sachliche Antwort möglich ist. Was Sie 
offenbar meinen, ist das Ausmaß der Sonderfi­
nanzierungen. Dieses Ausmaß der Sonderfinan­
zierungen wird in jedem einzelnen Budget in den 
Arbeitsbehelfen zum Bundeshaushalt bekanntge­
geben. Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich 
habe auch anläßlich der Budgetrede darauf hinge­
wiesen, daß sich das konkrete Ausmaß der Bela­
stungen in den letzten Jahren nicht erhöht hat, 
daß wir mit rund 4 bis 5 Milliarden Schilling -
das ist der Rahmen in den letzten Jahren, und das 
gilt für die letzten zehn Jahre - als durchschnitt­
liche Belastung aus solchen außerbudgetären Fi­
nanzierungen zu rechnen hatten. Ich stehe nach 
wie vor dazu, daß sie tatsächlich nur dort anzu­
wenden sind, wo entweder in Sonderfällen ent­
sprechende Notwendigkeit gegeben ist oder dort, 
wo die Produktivität dieser Investition so hoch ist, 
daß man damit rechnen kann, daß sie sich selbst 
rechnet, sodaß es zu keiner neuen Nettobelastung 
des Budgets kommt. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Dr. Nowotny. 

Abgeordneter Or. Nowotny (SPÖ): Herr Bun­
desminister! Herr Abgeordneter Gugerbauer ist 
offensichtlich wieder einer beliebten Version der 
FPÖ gefolgt, daß er zusätzliche Ausgaben ver­
langt, in diesem Fall 3 Milliarden, ohne etwas 
über die Finanzierung sagen zu wollen. 

Ich möchte aber fragen, Herr Bundesminister: 
Welche Chancen sehen Sie für die österreich ische 
Wirtschaft aus der Errichtung dieses neuen Ost­
West-Fonds? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Herr Abgeord­
neter! Ich bin davon überzeugt, daß die Strategie 
der Internationalisierung der österreichischen 
Wirtschaft, der Absicherung der MarktsteIlung 
österreichischer Unternehmungen im Ausland 
insgesamt für die nächsten Jahre eine entspre­
chende Absicherung auch der Eigendynamik der 
österreichischen Wirtschaft mit sich bringen wird. 

Insbesondere gilt das für jene Märkte, die sich 
jetzt öffnen, die zum Teil traditionelle Märkte 
österreichischer Unternehmungen sind. Und 
ohne allzuviel darauf hinzuweisen, daß es hier na­
türlich alte Lieferbeziehungen gibt, kann der 
österreichischen Wirtschaft in diesem Falle ein 
gewisser natürlicher Vorsprung aus der geogra­
phischen Situation, aber auch aus vielen kulturel­
len und ökonomischen Beziehungen, die aus der 
Vergangenheit in die Gegenwart wirken, sicher 
nicht abgesprochen werden. Das heißt, ich glau­
be, daß wir jetzt zum Handeln aufgerufen sind 

und daß dies entsprechend positive Wachstumsef­
fekte auf die österreichische Wirtschaft haben 
kann, aber darüber hinaus sind - glaube ich -
eine ganze Reihe von kulturellen und die Umwelt 
positiv beeinflussenden Effekten zu erwarten. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Abgeord­
neter Wabl. 

Abgeordneter Wabl (Grüne): Herr Bundesmi­
nister! Oie Grünen glauben, daß dieser Ost-West­
Fonds an und für sich eine sehr gute Einrichtung 
ist, aber Sie wissen ja, daß gerade in den östlichen 
Ländern sehr, sehr schlimme ökologische Krisen 
sind, sehr schlimme ökologische Katastrophen, 
und dieser Ost-West-Fonds könnte dazu beitra­
gen, daß genau in diesen Fragen Abhilfe geschaf­
fen wird. 

Ich frage Sie deshalb, Herr Bundesminister: 
Welche Ökogarantien wird es geben, damit unse­
re Firmen, unsere Unternehmungen nicht sozusa­
gen das exportieren, was schon bei uns zu fürch­
terlichen Umweltbelastungen geführt hat? - Ich 
nenne nur ein Beispiel, nämlich eine Asbest-Fir­
ma, die nach Ungarn geflüchtet ist, weil es dort 
kein Asbest-Verbot geben wird. Und die Umwelt­
belastung wird jetzt sozusagen exportiert in die 
Tschechoslowakei, nach Ungarn, nach Jugosla­
wien und so weiter. - Welche Ökogarantien wer­
den Sie sich ausdenken, damit gerade das nicht 
passiert? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Okfm. Lacina: Herr Abgeord­
neter! Ich werde mich dafür einsetzen, daß in den 
Richtlinien des Ost-West-Fonds für Investitions­
projekte, für die es eine entsprechende Garantie­
erklärung der österreichischen Bundesregierung 
gibt, zumindest jene Standards vorgegeben wer­
den, die in Österreich gelten. Ich glaube nicht, 
daß es eine vernünftige Strategie wäre, Umwelt­
probleme, die wir in Osterreich haben, zu expor­
tieren, insbesondere nicht in Gegenden, die ohne­
hin wesentlich stärker von Schäden beeinträchtigt 
sind als unser Land. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Hofer. 

Abgeordneter Hofer (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Im vergangenen Jahr kam 
es in ideologischer und wirtschaftlicher Hinsicht 
zum Bankrott des Realsozialismus. Man könnte 
auch sagen, es war dies der größte Konkurs dieses 
Jahrhunderts. Durch den Fall des Eisernen Vor­
hanges haben sich die dortigen Menschen die 
Grundfreiheiten erkämpft: Redefreiheit, Reise­
freiheit oder auch die Pressefreiheit. Sie sind da­
bei, eine private Wirtschaft aufzubauen, und der 
Ost-West-Fonds könnte eine geeignete Hilfe, also 
eine Hilfe zur Selbsthilfe sein. Wir haben aber -
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wenn ich richtig informiert bin - Ostkredite aus 
vergangenen Jahrzehnten ungefähr in einem Aus­
maß von 140 Milliarden Schilling aushaftend. 

Ich möchte Sie fragen, Herr Bundesminister: 
Wie beurteilen Sie die Einbringlichkeit dieser 
Kredite? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Herr Abgeord­
neter! Erlauben Sie mir zuerst eine ganz kurze 
Bemerkung zu der Begründung Ihrer Frage. 
Wenn wir über den Ost-West-Fonds sprechen, 
glaube ich, sollten wir uns schon darüber klar 
sein, daß das zwar ein Instrument ist, das markt­
wirtschaftliche Transformationen begünstigt, daß 
es aber kein typisch marktwirtschaftliches Instru­
ment ist, sondern eines der Staatsintervention. 

Aber zu Ihrer eigentlichen Frage, sehr verehr­
ter Herr Abgeordneter: Es ist so, daß von den 
Ländern des Rats für gegenseitige Wirtschaftshil­
fe was Osteuropa betrifft bisher nur ein einziges 
Land in Umschuldungsverhandlungen begriffen 
ist. Das ist allerdings ein für Österreich als Han­
deispartner und natürlich auch als Schuldner au­
ßerordentlich wichtiges Land, nämlich Polen. 
Hier haben wir nicht nur die Initiativen des Pari­
ser Klubs unterstützt und die österreichischen 
Banken die des Londoner Klubs, sondern wir ha­
ben versucht, zu langfristigen Umschuldungsver­
handlungen und auch zu Ergebnissen zu kom­
men, die nämlich gerade das Nicht-Abschreiben 
der Schulden und auch das Einbringen dieser 
Schulden durch entsprechende Maßnahmen er­
möglichen, die in der polnischen Wirtschaft selbst 
getroffen werden müssen. 

Wir haben zweitens auch der polnischen Seite 
die Möglichkeiten angeboten, Schulden bis zu ei­
nem gewissen Grad und in einem bestimmten 
Ausmaß in Kapital von Firmenbeteiligungen um­
zuwandeln - eine Strategie, die auch in anderen 
Ländern angewendet worden ist und die in einem 
begrenzten Ausmaß Erfolg haben kann. 

Es wird letzten Endes an der polnischen Seite 
liegen. Die polnische Seite formuliert derzeit ihr 
Programm einer Privatisierung, einer Zulassung 
ausländischer Investitionen und auch dieser Mög­
lichkeiten. Diese Initiative ist ja dann auch vom 
Pariser Klub aufgegriffen worden. Das würde 
dann zu entsprechenden Herabminderungen füh­
ren und wahrscheinlich auch zu Abschreibungs­
erfordernissen, die sich direkt im Bundesbudget 
niederschlagen würden, soweit es die öffentlich 
garantierten Schulden betrifft. Aber es läßt sich 
heute noch nicht absehen, in welchem Ausmaß 
das sein wird. 

Was die Banken betrifft, ist es die Aufgabe der 
Bankenaufsicht - wir haben die Banken im Ver-

ein mit der Oesterreichischen Nationalbank dar­
auf aufmerksam gemacht -, darauf hinzuwirken. 
daß eine entsprechende Vorsorge in den Bankbi­
lanzen zu treffen ist, und die ist auch in einem 
beachtlichen Ausmaß bereits getroffen worden. 

Präsident: Wir kommen zur nächsten Anfrage 
des Herrn Abgeordneten Dkfm. Dr. Steidl (ÖVP) 
an den Herrn Bundesminister. 

Abgeordneter Dr. Steidl: Herr Bundesminister! 
Meine Frage an Sie: 

494/M 
Was kostet den Steuerzahler die Tatsache, daß 

ÖBB-Bedienstete bereits mit 53 anstatt mit 60 Jah­
ren in Pension gehen können? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Es ist nicht ganz einfach, die­
se Frage zu beantworten, weil sozusgen der Ideal­
stand nicht ohne weiteres erfaßbar ist, denn auch 
die 60 Jahre sind ja nicht das Durchschnittsalter 
der Pensionierung für Bundesbeamte. 

Ich erinnere daran, daß wir in einigen Gruppen 
ein durchschnittliches Pensionsalter haben, das 
wesentlich unter dieser Höhe von 60 Jahren liegt. 
Das zum ersten. 

Ein Vergleich mit der Privatwirtschaft läßt sich 
hier überhaupt außerordentlich schwer herstel­
len. Ich darf darauf verweisen, daß das Bundes­
bahnbudget ungleich den Bilanzen und den Ge­
winn- und Verlustrechnungen privater Gesell­
schaften zu 100 Prozent für die gesamte Pen­
sionslast verantwortlich ist. Das heißt, zunächst 
- ich habe das gestern schon gesagt - ergibt sich 
eine äußerst geringfügige Belastung für das Bun­
desbudget, wenn man die Strategie verfolgt, Pen­
sionisten nicht zu ersetzen, vielleicht ergibt sich 
sogar eine kurzfristig negative Auswirkung für 
das Budget bei einer Heraufsetzung des Pensions­
alters bei der Österreichischen Bundesbahn. 

Präsident: Erste Zusatzfrage, Herr Abgeordne­
ter. 

Abgeordneter Dr. Steidl: Herr Finanzminister! 
Sonderregelungen bei der Österreichischen Bun­
desbahn haben ohne Zweifel ihre historische Be­
rechtigung. Was seinerzeit aber richtig war, ist 
durch die wirtschaftliche Entwicklung zu einem 
Privileg geworden, das ein Großteil der Bevölke­
rung nicht mehr versteht. Bisher sind alle Ände­
rungen am starren Njet der Eisenbahnergewerk -
schaft gescheitert. Inzwischen aber macht sich 
auch, so hört man, bei der Eisenbahnergewerk­
schaft die Einsicht breit, daß hier schließlich et­
was geändert werden muß. 
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Dr. Steidl 

Herr Finanzminister! Sind Ihnen diesbezüglich 
in der letzten Zeit Signale zugekommen? 

Präsident: Herr Bundesminister! 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Herr Abgeord­
neter, ich bin in dieser Frage nicht der Gesprächs­
partner der Gewerkschaft der Eisenbahner, aber 
es besteht kein Zweifel, daß die Zielsetzung 
"Harmonisierung des Pensionssystems" für alle 
Gruppen der Beschäftigten etwas bedeutet. Ich 
bekenne mich zu dieser Zielsetzung, wobei klar 
ist, daß man sich dieser Zielsetzung nur schritt­
weise annähern kann. 

Ich bin aber aus den entsprechenden Äußerun­
gen der Gewerkschafter in diesem Bereich davon 
informiert, daß sie gerade darauf hinweisen, daß 
Veränderungen in ihrem Dienstrecht, in ihrem 
Sozialrecht letzten Endes nur dann denkbar sind, 
wenn es auch zu entsprechenden Veränderungen 
in anderen Bereichen, und zwar möglichst zur 
gleichen Zeit, kommt. Es ist auch darauf hinzu­
weisen - und ich glaube, davon kann man reali­
stischerweise ausgehen -, daß es zu Abtauschre­
lationen zwischen Aktivbezügen und Pensions­
einkommen kommen muß, wobei das dann si­
cherlich eine Frage ist, die mit den Bediensteten 
und mit ihrer Interessenvertretung intensiv aus­
gehandelt werden sollte. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Steidl: Herr Finanzminister! 
Die große Koalition hat ohne Zweifel großartige 
Leistungen vollbracht, wenn ich in Ihrem Bereich 
nur an die Steuerreform und an die Budgetkonso­
lidierung denke. Noch nicht gelungen ist die gro­
ße Pensionsreform. 

Könnten Sie sich vorstellen, Herr Minister, daß 
bis Ende der Legislaturperiode die Vorarbeiten 
für die Pensionsreform so weit vorangetrieben 
worden sind, daß mit Beginn der neuen Legisla­
turperiode möglichst schnell dann die Pensionsre­
form durchgeführt werden kann? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter Steidl! Ich darf daran erin­
nern, daß beträchtliche Veränderungen im Pen­
sionsrecht ASVG eingetreten sind, daß zweitens 
gerade durch Maßnahmen, die im vergangenen 
Jahr und im heurigen Jahr gesetzt worden sind, 
bei der Neuberechnung der Anpassung eine ganz 
wesentliche Veränderung für die ASVG-Pensio­
nisten eingetreten ist, das heißt, sie sind wesent­
lich zeitnäher an die Entwicklung der Löhne und 
Gehälter herangerückt worden, was natürlich für 
ältere Menschen von großer Bedeutung ist. 

Es wird zweifellos aufgrund des Pensionsalters 
und der glücklicherweise steigenden Lebenser­
wartung notwendig sein, weitere Schritte zu set­
zen, auch - und das möchte ich betonen - in 
Richtung Harmonisierung des Pensionssystems. 
Ich hoffe, daß es in den nächsten Monaten noch 
vor Ende der Legislaturperiode zu Gesprächen 
verschiedener politischer Gruppierungen kom­
men kann, die in der nächsten Legislaturperiode 
weitere Schritte zur Absicherung des gesamten 
Pensionssystems ermöglichen. 

Ich möchte nur auf eines hinweisen: Der wich­
tigste Beitrag dazu ist sicherlich der, daß wir eine 
hohe Anzahl von Beschäftigten und damit Bei­
tragszahlern haben. Das scheint mir eine der 
wichtigen Grundvoraussetzungen zu sein, denn 
alle Varianten einer Pensionsreform und einer 
langfristigen Absicherung des Pensionssystems 
scheitern dann, wenn sie nicht die entsprechende 
Zahl von Beitragszahlern vorweisen können, 
wenn es diesen Solidaritätsbeitrag nicht gibt. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Haigermoser. 

Abgeordneter Haigermoser (FPÖ): Herr Bun­
desminister! Besonders bei Gewerbetreibenden 
ist großer Unmut ob der Ungleichheit des derzei­
tigen Pensionssystems feststellbar. 

Ich darf Sie daher fragen: Werden Sie sich bei 
Ihren zuständigen Amtskollegen im Sinne Ihrer 
Gesamtverantwortung für das Budget und mehr 
Gerechtigkeit dafür einsetzen, daß die eingespar­
ten Mittel beim ungerechten Pensionssystem bei 
den Eisenbahnern, die mit 53 Jahren in Pension 
gehen, mit 60 Jahren im Normalfall, für die Min­
destpensionen zumindest bei den Gewerbepen­
sionen eingesetzt werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich habe zu der Vielschich­
tigkeit der Frage der Auswirkungen auf das Bud­
get schon Stellung genommen und bitte Sie, das 
auch bei der Antwort zu berücksichtigen, die ich 
nun zu geben habe. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich bekenne 
mich dazu, daß allen gesellschaftlichen Gruppen 
ein entsprechend würdiges Alter ermöglicht wer­
den soll. Das heißt natürlich auch Anhebung ge­
rade der niedrigsten Pensionen. Die sind aber, 
sehr geehrter Herr Abgeordneter, gerade durch 
die Maßnahmen in den letzten Jahren beträcht­
lich angehoben worden. Es ist hier zu einer ent­
sprechenden Ausweitung der Mindestpensionen 
gekommen. Ich muß in diesem Zusammenhang 
schon darauf hinweisen, daß gerade die Versiche­
rungsanstalt, die für die in der gewerblichen Wirt­
schaft Tätigen zuständig ist, natürlich neben der 

134. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 66

www.parlament.gv.at



15810 Nationalrat XVII. GP - 134. Sitzung - 15. März 1990 

Bundesminister Dkfm. Lacina 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern mit der 
größte Subventionsempfänger aus dem Bundes­
budget selbst ist. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Hier man­
gelt es sicherlich nicht an einer Bereitschaft aller 
Steuerzahler, gerade diesen Gruppen einen Soli­
daritätsbeitrag zu geben, der sich - wenn ich dar­
an erinnere, daß wir in diesen Pensionsversiche­
rungsanstalten ja weit über 75 Prozent bezie­
hungsweise 80 Prozent an öffentlichen Zuschüs­
sen haben - wohl sehen lassen kann. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Wabl. 

Abgeordneter Wahl (Grüne): Herr Bundesmi­
nister! Es ist, glaube ich, jetzt schon in der 
Öffentlichkeit unbestritten, daß eine umfassende 
Pensionsreform kommen muß. Es ist aber, glaube 
ich, auch unbestritten, daß verschiedene Berufs­
gruppen verschieden belastet werden. 

Wenn man in der Pensionsfrage der Eisenbah­
ner gerecht vorgehen will, dann muß man auch 
berücksichtigen, daß früher die Arbeit der Eisen­
bahner erheblich schwieriger war und auch mit 
erheblichem Kraftverschleiß und mit Körperver­
schleiß zu tun gehabt hat, weshalb wahrscheinlich 
diese Art der "Bevorzugung" - unter Anfüh­
rungszeichen - der Eisenbahner stattgefunden 
hat. Um heute ein gerechtes Pensionssysem für 
die Eisenbahner mitzuschaffen, mitzukreieren, 
wird es aber notwendig sein, klare Zahlen zu ha­
ben, gerade im Zusammenhang mit der Lebenser­
wartung der Eisenbahner. 

Haben Sie diesbezüglich Vergleichszahlen zu 
anderen Bevölkerungsgruppen, wie lange die Ei­
senbahner ihre Pension dann auch genießen dür­
fen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich nehme an, daß weder der 
Fragesteller noch sonst jemand hier im Raum da­
von ausgegangen ist, daß in bisher bestehende 
Pensionsrechte irgendeiner Gruppe, auch nicht 
der Eisenbahner, eingegriffen werden sollte. Es 
ist klar, daß gerade historisch besondere körperli­
che Belastungen da waren, die aber bis zu einem 
gewissen Grad natürlich weiterwirken. Ich denke 
etwa an die Belastungen durch Schicht- und 
Wechseldienst~ der Verschub ist auch eine schwe­
re körperliche Belastung. Aber es ist kein Zweifel, 
daß das sicherlich in dieser Diskussion zu berück­
sichtigen ist. 

Ich verfüge über keine konkreten Angaben 
über die Lebenserwartung, verfüge auch nicht 
über einen Zugriff zum Personalinformationssy­
stem der Österreichischen Bundesbahn und wür­
de bitten, Herr Abgeordneter, diese Frage an den 

dafür zuständigen Verkehrs minister beziehungs­
weise an den für das Personal des Bundes zustän­
digen Bundesminister Ettt zu richten. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Roppert. 

Abgeordneter Roppert (SPÖ): Herr Bundesmi­
nister! Immer dann, wenn Wahlen vor der Tür 
stehen, erinnern sich die bürgerlichen Parteien 
hier im Haus der Eisenbahner. Da spielt es dann 
keine Rolle, wer gerade in Opposition und wer 
gerade Koalitionspartner ist. Ich kenne Sparten 
im öffentlichen Bereich, die nicht das Pensions­
recht der Eisenbahner haben, dafür aber das 
durchschnittliche Pensionsalter von 53 Jahren. 

Aber zurück zur Thematik, Herr Bundesmini­
ster. Ich frage Sie: Angenommen - rein theore­
tisch -, das Pensionsrecht der Eisenbahner wäre 
analog dem Pensionsrecht im Angestelltenrecht, 
wie hoch wäre in diesem Falle der jährliche finan­
zielle Aufwand, um den Eisenbahnern, die in 
Pension gehen, ihre Abfertigung zu bezahlen, die 
sie bekanntlich jetzt ja nicht haben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Da das Bundesministerium 
für Finanzen keinen direkten Zugriff zum Perso­
nalinformationssystem der Bundesbahn besitzt, 
kann ich Ihre Frage nicht konkret so beantwor­
ten, daß ich Ihnen hier Zahlen sagen kann. Ich 
kann nur darauf hinweisen, wie das insgesamt im 
öffentlichen Dienst aussieht, und das wird sich bei 
den Eisenbahnern entsprechend abbilden. In der 
Verwendungsgruppe A, also Akademiker, ent­
spricht ein Abfertigungsrecht, je nach dem Pen­
sionsantrittsalter, einer monatlichen Zusatzpen­
sion zwischen 2 000 und 4 000 S, in der Verwen­
dungsgruppe C liegen diese Werte zwischen 700 
und 1 600 S. 

Präsident: Wir kommen zur 6. Anfrage: Frau 
Abgeordnete Mag. Cordula Frieser (ÖVP) an den 
Herrn Bundesminister. 

Abgeordnete Mag. Cordula Frieser: Herr Bun­
desminister! 

495/M 
Welche Privatisierungen planen Sie in nächster 

Zeit im Bereich der verstaatlichten Banken? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Aufgrund der gesetzlichen Si­
tuation habe ich keine Privatisierungen in diesem 
Bereich zu pLanen, denn jene durch das Gesetz 
vorgesehenen bis zu 51 Prozent des Grundkapi­
tals sind durchgeführt. 
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Präsident: Eine Zusatzfrage, Frau Abgeordne­
te. 

Abgeordnete Mag. Cordula Frieser: Herr Bun­
desminister! Sie haben immer wieder via Presse 
zu erkennen gegeben, daß für Sie der 51-Prozent­
Aktienanteil der Republik keine Glaubensfrage 
ist. Daher meine Frage: Beabsichtigen Sie in der 
nächsten Legislaturperiode, sollten Sie noch Fi­
nanzminister sein, eine Privatisierung unter 
51 Prozent? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Ich habe in der Öffentlichkeit 
immer wieder davon gesprochen, daß die 51 Pro­
zent Bundesanteil an der Creditanstalt-Bankver­
ein und an der Österreichischen Länderbank kein 
Hindernis für Strukturlösungen sein sollten. Ich 
stehe dazu. Hier sollte nicht ein Mehrheitsan­
spruch des Bundes eine vernünftige Strukturlö­
sung im österreichischen Bankwesen beeinträch­
tigen. Ob das noch in dieser Legislaturperiode 
oder in der nächsten Legislaturperiode entschie­
den werden soll, ist, glaube ich, eine Zweckmä­
ßigkeitsfrage, aber ich stehe zu dieser Aussage, 
und sie hat an sich nichts mit dem Ablauf von 
Legislaturperioden zu tun. Das heißt, ich würde 
mich, falls sich diese Notwendigkeit aus der 
Strukturentwicklung ergibt, auch nicht scheuen, 
noch in dieser Legislaturperiode einen entspre­
chenden Vorschlag an das Hohe Haus heranzu­
tragen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage, Frau Abgeord­
nete. 

Abgeordnete Mag. Cordula Frieser: Ich möchte 
noch eine Zusatzfrage zum Problem Länderbank 
stellen - ganz kurz: Es wird ja in den Medien 
immer wieder diskutiert, wie weit der Bund sei­
nen gesetzlichen Verpflichtungen in bezug auf 
die Raten, die vereinbart wurden, bis zum Jahr 
2006 nachkommt. Es wurde auch im Zuge der 
Beschlußfassung dieses Gesetzes immer wieder 
diskutiert, wie weit die Länderbank Eigenleistun­
gen zu erbringen hätte. 

Meine Frage: Werden Sie, nachdem ja die Län­
derbank auf eine eventuelle Einmalabfertigung 
drängt, im Zuge dieser Verhandlungen auch auf 
eine Eigenleistung durch die Länderbank po­
chen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Die Lage, in der ich mich hier 
vis-a-vis der Österreichischen Länderbank AG 
und ihren Aktionären befinde, ist die, daß wir ei­
nen geltenden Vertrag haben, daß jeder einseitige 
Eingriff in diesen Vertrag einer Enteignungsmaß­
nahme gleichkäme, wenn etwa Aktionäre - und 

wir haben ja dort private Minderheitsaktionäre, 
und zwar mehr als je zuvor - die entsprechende 
Klagslegitimation dann gegen die Republik haben 
könnten. 

Daher kann eine Veränderung nur im Einver­
nehmen und nur in dem Rahmen stattfinden, den 
Vorstand und Aufsichtsrat gegenüber der Haupt­
versammlung, und zwar nicht gegenüber der 
Mehrheit der Hauptversammlung, sondern auch 
gegenüber dem Minderheitsaktionär vertreten 
können. Ich persönlich würde aus Zweckmäßig­
keitsgründen dem Vorschlag einer einmaligen 
Abschlagszahlung den Vorzug geben. Da das aber 
große partei politische Debatten ausgelöst hat, bin 
ich von diesem Vorschlag wieder abgekommen, 
weil ich es für besonders unvernünftig halte, gro­
ße Bankinstitute in eine parteipolitische Debatte 
zu involvieren. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Dkfm. Holger Bauer. 

Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPÖ): 
Herr Präsident! Mit Ihrer Genehmigung muß 
man zur Bereitschaft des Herrn Finanzministers. 
zur angeblichen Strukturbereinigung bei den ver­
staatlichten Banken, Länderbank und CA, etwas 
beizutragen, indem er bereit ist, die Aktienmehr­
heit des Bundes unter 51 Prozent sinken zu las­
sen, schon etwas sagen. 

Herr Bundesminister! Sie wissen ganz genau, 
daß bei diesen beiden (Abg. Par ni gon i: Das ist 
keine Frage.') - nur keine Nervosität, Herr Kolle­
ge Parnigoni - genannten Banken durch das 
Verhältnis der stimmlosen Vorzugsaktien zu den 
stimmberechtigten Stammaktien der entscheiden­
de Einfluß des Staates, die Stimmenmehrheit des 
Staates erst bei einem Aktienpaket nicht mehr 
vorhanden ist. das unter 35 Prozent liegt. Daher 
ist von einer echten Privatisierung erst dann zu 
sprechen, wenn dies der Fall ist. Alles andere ist ja 
der umgekehrte Weg, ist eine Verstaatlichung pri­
vaten Geldes. 

Meine Frage: Herr Bundesminister, sind Sie be­
reit, auf diese jetzt dargestellte Dominanz der 
Stimmenmehrheit bei den genannten verstaat­
lichten Banken zu verzichten und unter 35 Pro­
zent bei dem Aktienpaket zu gehen und damit 
tatsächlich zur Stukturbereinigung bei diesen 
Banken im Sinne einer Privatisierung, wie sie die 
Anfragestellerin dargelegt hat, beizutragen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich kann Ihnen dort nicht 
folgen, wo Sie von einer Verstaatlichung privaten 
Geldes sprechen. Ich glaube, ein kurzer Blick auf 
den Kurszettel der Börse wird Ihnen auch zeigen, 
daß die Anleger hier eine andere Meinung vertre-
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ten als Sie soeben in Ihrer Anfragebegründung. 
Ich kann mir nämlich nicht vorstellen, daß sich 
jemand darum reißen würde, daß sein privates 
Geld verstaatlicht wird, denn dann würde man 
kaum erklären können, daß es zu entsprechenden 
Kursanstiegen bei beiden Werten gekommen ist. 

Zum zweiten: Herr Abgeordneter, es ist darauf 
hinzuweisen, daß die Vorzugsaktien nach dem 
Aktiengesetz schon eine bestimmte Rechtsstel­
lung haben, nicht nur bei bestimmten Beschlüs­
sen der Gesellschaft, sondern insbesondere dann, 
wenn ihr Stimmrecht wieder auflebt, was etwa bei 
Ertragslosigkeit nach einer bestimmten Periode 
der Fall ist. Das heißt, das Aktienrecht sieht es 
nicht so einschränkend, wie Sie es eben dargestellt 
haben. 

Aber darüber hinaus, Herr Abgeordneter Bau­
er, bin ich gerne auch bereit, hier zu erklären, daß 
auch eine Minderheit bei den Stimmrechten das 
einschließen würde, was ich der Frau Abgeordne­
ten Frieser gerade gesagt habe: Auch ein Verlust 
der Mehrheit der Stimmrechte der Republik 
Österreich sollte kein Hindernis für vernünftige 
Strukturlösungen sein. 

Präsident: Eine wettere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Wabl. 

Abgeordneter Wabl (Grüne): Herr Bundesmi­
nister! Im Verbundbereich wurde ja eine Privati­
sierung durchgeführt. Wie finden Sie denn den 
Umstand, daß hier zwar Privatisierung in Teilbe­
reichen durchgeführt wurde, aber nach wie vor in 
den Aufsichtsräten sich die Sozialpartner tum­
meln, wunderbar proporzmäßig aufgeteilt? Wer­
den Sie dafür sorgen, daß auch Kleinaktionäre im 
Aufsichtsrat vertreten sind? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich muß darauf verweisen, 
daß der Eigentümervertreter des Mehrheitsaktio­
närs Republik Österreich im Fall der Verbundge­
sellschaft der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten ist und daher diese Frage an ihn 
zu richten wäre. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr Ab­
geordneter Schmidtmeier. 

Abgeordneter Schmidtmeier (SPÖ): Sehr ge­
ehrter Herr Bundesminister Dkfm. Lacina! Struk­
turwandel und Strukturen in österreichischen 
Banken - ein Faktor ist die Eigentumsstruktur. 
Ich halte diesen Faktor nicht für den wichtigsten, 
es werden andere Strukturen in der Zukunft zur 
Ergreifung der Chancen auch der österreichi­
schen Geldwirtschaft durch Internationalisierung, 
größere Wirtschaftsräume, EG notwendig sein. 
Nun haben Sie vor wenigen Tagen eine von Ihnen 
in Auftrag gegebene Wifo-Studie vorgestellt. Es 

wird darin davon gesprochen, daß Anpassung der 
Rahmendbedingungen und des strategischen Ver­
haltens die Chancen für österreichische Banken 
in einem größeren Wirtschaftsraum verbessern 
werden. 

Meine Frage dazu: Was planen Sie, Herr Mini­
ster, bei den Rahmendbedingungen, für die Sie 
zuständig sind, zu tun, und wie stehen Sie mögli­
chen Kooperationen und Fusionen der österrei­
chischen Geldinstitute gegenüber, denn es ist ja 
bekannt, daß die österreichischen Banken im 
Vergleich zu internationalen Banken in ihrer 
Struktur relativ klein und in ihrer Ertragslage 
auch relativ schwach sind? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dkfm. Lacina: Herr Abgeord­
neter! Es sind ja die Rahmenbedingungen für das 
Kreditwesen durch das Kreditwesengesetz, aber 
auch durch die Novellen zum Börsegesetz, durch 
die zu erwartende Novelle zum Emissionsgesetz 
und schließlich durch eine aufgrund internationa­
ler Gegebenheiten notwendige Novellierung des 
Kreditwesengesetzes verändert worden bezie­
hungsweise in Veränderung. - Das ist der eine 
Teil der Antwort, die ich zu geben habe. 

Der zweite Teil der Antwort: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter, ich stehe solchen Zusam­
menschlüssen positiv gegenüber, insbesondere 
dann, wenn sie geeignet sind, durch gute Vorbe­
reitung die Schlagkraft und die Stärke des Unter­
nehmens für internationale Aktivitäten zu verbes­
sern, das heißt, es muß mit entsprechender Vor­
sicht und mit entsprechender Vorbereitung durch 
die zuständigen Organe an solche Schritte heran­
gegangen werden. 

Präsident: Ich danke, Herr Bundesminister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind abgelau­
fen. Somit ist die Fragestunde beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfrage­
beantwortungen 4780/AB bis 4783/AB eingelangt 
sind. 

Weiters teile ich mit, daß die Petitionen mit 
den Ordnungsnummern 45, 46 und 47 im Einver­
nehmen mit den Fraktionen nunmehr 

dem Ausschuß für Petitionen und Bürgerinitia­
tiven 

zugewiesen wurden. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten Anträ­
ge weise ich zu wie folgt: 

dem Rechnungshofausschuß: 
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Antrag 354/A der Abgeordneten Dr. Guger­
bauer und Genossen betreffend Prüfung des 
Rechnungshofes im Zusammenhang mit der 
"Volkshilfe-Spendengebarung" ; 

dem Justizausschuß: 

Antrag 355/A (E) der Abgeordneten Dr. Gu­
gerbauer und Genossen betreffend WEB-Straf­
verfahren, 

Antrag 356/A der Abgeordneten Dr. Graff, Dr. 
Fuhrmann und Genossen betreffend Baurechts­
gesetz-Novelle 1990; 

dem Finanzausschuß: 

Antrag 357/A (E) der Abgeordneten Dr. Preiß, 
Dr. Gaigg, Dr. Ofner und Genossen betreffend 
Errichtung einer "Stiftung Kulturzentrum für die 
deutschsprachigen Alt-Österreicher aus dem Su­
deten-, Karpaten- und Donauraum"; 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Antrag 359/A der Abgeordneten Srb und Ge­
nossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Behinderteneinstellungsgesetz geändert wird, 

Antrag 3601 A der Abgeordneten Srb und Ge­
nossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz geändert wird, 

Antrag 3611A der Abgeordneten Srb und Ge­
nossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz geändert wird, 

Antrag 362/ A der Abgeordneten Srb und Ge­
nossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Rundfunkgesetz geändert wird. 

Absehen von der 24stündigen Aufliegefrist 

Präsident: Um die Punkte 7 und 8 der heutigen 
Tagesordnung in Verhandlung nehmen zu kön­
nen, ist es gemäß § 44 Abs. 2 der Geschäftsord­
nung erforderlich, von der 24stündigen Frist für 
das Aufliegen der Ausschußberichte abzusehen. 

Bei den Punkten 7 und 8 handelt es sich um 
Berichte des Immunitätsausschusses über zwei 
Ersuchen des Landesgerichtes für Strafsachen 
Wien jeweils um Zustimmung zur behördlichen 
Verfolgung des Abgeordneten zum Nationalrat 
Dr. Michael Graff (1219 und 1220 der Beilagen). 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Ab­
standnahme von der Aufliegefrist für diese Aus­
schußberichte ihre Zustimmung geben, um ein 
entsprechendes Zeichen. - Das ist mit der erfor­
derlichen Z we i d r i t tel m ehr h e i t an -
ge n 0 m m e n. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist vorgeschlagen, die Debatte 
über die Punkte 4 und 5 sowie 7 und 8 der heuti­
gen Tagesordnung jeweils zusammenzufassen. 

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? 
Das ist nicht der Fall. 

1. Punkt: \Vahl des Dritten Präsidenten des Na­
tionalrates 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung ein 
und gelangen zum 1. Punkt: Wahl des Dritten 
Präsidenten des Nationalrates. 

Es liegen schriftliche Wahlvorschläge vor. Zur 
Wahl stehen auf Vorschlag des Klubs der Frei­
heitlichen Partei Österreichs Herr Abgeordneter 
Dr. Harald Ofner und auf Vorschlag des Grünen 
Klubs Herr Abgeordneter Karel Smolle. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß gemäß § 87 
Abs. 3 der Geschäftsordnung auch Stimmzettel 
gültig sind, die auf einen anderen wählbaren Kan­
didaten lauten. 

Gemäß § 87 Abs. 2 der Geschäftsordnung sind 
solche Wahlen mit Stimmzettel, also geheim 
durchzuführen. 

Weiters liegt das Verlangen vor, die Wahl in 
Wahlzellen durchzuführen. Ich werde daher so 
vorgehen. (Abg. Wa b I: Zur Geschäftsordnung!) 

Herr Abgeordneter Wabl, bitte. 

10.17 
Abgeordneter Wabl (Grüne) (zur Geschäftsbe­

handlung): Herr Präsident! Tagesordnungs­
punkt 1 betrifft die Wahl des Dritten National­
ratspräsidenten. Dieses Amt ist eines der höch­
sten Ämter in dieser Republik, deshalb beantrage 
ich, zu diesem Tagesordnungspunkt eine Debatte 
durchzuführen. 10.17 

Präsident: Es liegt ein Antrag des Abgeordne­
ten Wabl vor, über diese Wahl eine Debatte 
durchzuführen. 

Ich lasse zunächst über diesen Antrag abstim­
men und ersuche jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, um ein entspre­
chendes Zeichen. - Das ist die M i n der h e i t. 
Abgelehnt. 

Herr Abgeordneter Wabl hat sich neuerlich zu 
Wort gemeldet. 

10.18 
Abgeordneter Wabl (Grüne): Herr Präsident! 

Ich halte es für eine unglaublich blamable Situa­
tion, daß eines der höchsten Ämter heute zur 
Wahl steht und dazu keine Debatte geführt wird. 
Ich beantrage daher, die Sitzung kurz zu unter-
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brechen und Einberufung einer Präsidiale. (Bei­
fall bei den Grünen.) 10.19 

Präsident: Herr Abgeordneter Wabl, ich habe 
Ihr Ersuchen gehört. Ich stelle hiemit fest, daß es 
Aufgabe des Präsidenten ist, abzuschätzen, ob 
eine Sitzungsunterbrechung tatsächlich nötig ist 
oder nicht. In Anbetracht der großen Zustim­
mung, daß keine Debatte durchgeführt wird, 
erachte ich es nicht für notwendig, die Sitzung zu 
unterbrechen. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. - Abg. 
Dr. Pi I z: Das sind Stasi-Methoden!) 

Herr Abgeordneter Dr. Pilz! Ich erteile Ihnen 
hietpit ei~en 0 r d nun g s ruf. (Beifall bei 
SPO und OVP.) 

Ich u n t erb re c he aber nunmehr die Sit­
zung zur Vorbereitung der Wahl. 

(Die Sitzung wird um 10 Uhr 20 Minuten u n -
te r b r 0 C h e n und um 10 Uhr 22 Minuten 
wie der auf gen 0 m m e n.) 

Präsident: Ich ne h me die unterbrochene 
Sitzung wie der auf. 

Wir kommen nun zur Wahl. Der Stimmzettel, 
der zu benützen ist, wird samt Kuvert bei Na­
mensaufruf durch den Schriftführer von den hie­
zu bestimmten Bediensteten der Parlamentsdi­
rektion ausgegeben. Für die Wahl können aus­
schließlich diese amtlichen Stimmzettel verwen­
det werden. 

Nach dem Ausfüllen des Stimmzettels in der 
Wahlzelle ist dieser, im Kuvert verschlossen, in 
die bereitgestellte Urne zu werfen. 

Ich ersuche nunmehr die Abgeordneten, bei 
Namensaufruf durch den Schriftführer Stimmzet­
tel und Kuvert in Empfang zu nehmen und sich 
sodann in eine der Wahlzellen zu begeben. 

Ich bitte die Schriftführerin, Frau Abgeordnete 
Karl, mit dem Namensaufruf zu beginnen. Herr 
Abgeordneter Auer wird sie später dann hiebe i 
ablösen. (Über Namensaufruf durch die Schrift­
führerin Elfriede Kar I beziehungsweise durch 
den Schriftführer Aue r leisten die Abgeordne­
ten ihre Stimmabgabe.) 

Präsident: Die Stimmenabgabe ist beendet. 

Die damit beauftragten Bediensteten des Hau­
ses werden nunmehr unter Aufsicht der Schrift­
führer die Stimmenzählung vornehmen. 

Die Sitzung wird zu diesem Zweck für einige 
Minuten u n te rb r 0 c he n. 

(Die Sitzung wird um 10 Uhr 58 Minuten u n -
terbrochen und um 1I Uhr 18 Minuten 
wie der auf gen 0 m m e n.) 

Präsident Dr. Marga Hubinek (den Vorsitz 
übernehmend): Ich ne h me die unterbrochene 
Sitzung wie der auf und darf Ihnen das 
Wahlergebnis bekanntgeben. 

Es wurden 168 Stimmen abgegeben, gültig wa­
ren 149. Von diesen 149 Stimmen entfielen auf 
den Herrn Abgeordneten Dr. Ofner 63 Stimmen, 
auf den Abgeordneten Smolle 13 Stimmen und 
auf Frau Abgeordnete Motter 47 Stimmen. 
26 Stimmen entfielen auf andere Kandidaten. 

Da nun die absolute Mehrheit der gültigen 
Stimmen 75 beträgt, hat keiner der Kandidaten 
die absolute Mehrheit erreicht. Das Parlament 
muß die Wahl wiederholen. 

Zur Vorbereitung eines zweiten Wahlganges 
wurde ich von den Klubobmännern gebeten, eine 
halbe Stunde zu unterbrechen. Ich gebe diesem 
Verlangen statt. Wir werden nach einer halben 
Stunde die Sitzung wiederaufnehmen. 

Zur Geschäftsbehandlung wollte der Herr 
Klubobmann Wabl etwas sagen. Bitte. 

1 I .19 

Abgeordneter Wabl (Grüne) (zur Geschäftsbe­
handlung): Frau Präsidentin! Ich wollte nur mit­
teilen, daß in Anbetracht der realen Chance, daß 
eine Frau Dritte Präsidentin wird, die Grünen ih­
ren Wahlvorschlag zurückziehen. (Beifall bei Ab­
geordneten aller Fraktionen.) 11.20 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Danke. Ich neh­
me das zur Kenntnis. 

Die Sitzung ist für die Dauer einer halben 
Stunde u n t erb r 0 c h e n. 

(Die Sitzung wird um 11 Uhr 20 Minuten u n -
te rb r 0 c h e n und um 1I Uhr 53 Minuten 
wie der auf gen 0 m m e n.) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Ich ne h m e die un­
terbrochene Sitzung wie der auf, um Ihnen 
zu sagen, daß über Wunsch des Klubobmannes 
Dr. Fischer die Sitzung erst 20 Minuten nach 
12 Uhr beginnen wird. 

Ich unterbreche daher die Sitzung. Um 
12.20 Uhr werden wir beginnen. 

(Die Sitzung wird um 11 Uhr 53 Minuten u n -
te rb r 0 ehe n und um 12 Uhr 20 Minuten 
wie der auf gen 0 m m e n.) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Es wurde das Ersu­
chen an mich gerichtet, die Sitzung erst in 15 Mi­
nuten fortzusetzen. Die Sitzung wird um 12 Uhr 
35 Minuten wiederaufgenommen. 
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(Die Sitzung wird um 12 Uhr 21 Minuten u n­
l erb r 0 c h e n und um 12 Uhr 38 Minuten 
wie der auf gen 0 m m e n.J 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Ich ne h me 
die unterbrochene Sitzung wie der auf. 

Da bei der ersten Wahl keine unbedingte Mehr­
heit der gültigen Stimmen erzielt wurde, ist ge­
mäß § 87 Abs. 5 der Geschäftsordnung eine zwei­
te Wahl vorzunehmen. 

Die auf die Abgeordneten Dr. Harald Ofner 
und Karel Smolle lautenden Wahlvorschläge wur­
den zurückgezogen. 

Es liegt nunmehr ein auf Dr. Dillersberger lau­
tender Wahlvorschlag vor. 

Die Stimmzettel, der bei der geheim durchzu­
führenden Wahl zu benützen ist, wird samt Ku­
vert bei Namensaufruf durch den Schriftführer 
von den Bediensteten der Parlamentsdirektion 
ausgegeben. Wir haben über Wunsch der Mitglie­
der des Nationalrates die Wahlzellen umgedreht, 
sodaß keiner sieht, ob man einen langen Namen 
schreibt oder nicht, also zur größeren Geheimhal­
tung. Sehen kann es praktisch nur ich, aber ich 
behalte das für mich. (Heiterkeit.) 

Erlauben Sie mir noch eine Bemerkung. Ich 
mache darauf aufmerksam, daß gemäß § 87 
Abs. 3 der Geschäftsordnung auch Stimmen gül­
tig sind, die auf einen nicht vorgeschlagenen, aber 
wählbaren Kandidaten lauten. (Beifall bei der 
FPÖ und bei den Grünen.) 

Ich glaube, ich muß nicht hinzufügen, daß na­
türlich nach dem Ausfüllen des Stimmzettels die­
ser, in einem Kuvert verschlossen, in die Urne zu 
werfen ist. 

Ich bitte nun die Schriftführerin um Verlesung 
der Namen. Bitte, Frau Abgeordnete Karl. Sie 
werden später vom Herrn Abgeordneten Auer 
abgelöst. (Über Namensaufruf durch die Schrift­
führerin Elfriede Kar I beziehungsweise durch 
den Schriftführer Aue r leisten die Abgeordne­
ten ihre Stimmabgabe.) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Die Stimmabga­
be ist beendet. 

Die damit beauftragten Bediensteten des Hau­
ses werden unter Beiziehung der Schriftführer die 
Stimmenauszählung vornehmen. Ich hoffe, daß 
die Sitzung nur für wenige Minuten zu unterbre­
chen ist. 

Die Sitzung ist u n t erb r 0 c h e n. 

(Die Sitzung wird um 13 Uhr 12 Minuten u n­
te r b r 0 c h e n und um 13 Uhr 35 Minuten 
wie der a II f gen 0 m m e n.) 

Präsident: Ich ne h m e die unterbrochene 
Sitzung wie der auf und gebe das Wahler­
gebnis bekannt. 

Abgegebene Stimmen: 169, davon gültig: 160, 
sodaß 81 Stimmen notwendig sind, um die abso­
lute Mehrheit zu erhalten. 

Auf den Herrn Abgeordneten Dr. Dillersberger 
entfielen 93 Stimmen. Er ist somit gewählt. (All­
gemeiner Beifall.) 

Ich gratuliere und frage Sie, Herr Abgeordne­
ter, ob Sie die Wahl annehmen? 

Abgeordneter Dr. Dillersberger (FPÖ): Ich 
danke für das Vertrauen und nehme die Wahl an. 
(Neuerlicher allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Danke schön. 

2. Punkt: Erklärung des Bundesministers für 
auswärtige Angelegenheiten zum Thema "Der 
Wandel in Europa als Herausforderung für 
Österreich" 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Erklärung des Bun­
desministers für auswärtige Angelegenheiten zum 
Thema "Der Wandel in Europa als Herausforde­
rung für Österreich". 

Im Anschluß an diese Erklärung wird im Sinne 
des § 81 der Geschäftsordnung entsprechend dem 
vorliegenden Verlangen von 5 Abgeordneten eine 
Debatte stattfinden. 

Ich erteile dem Herrn Bundesminister für aus­
wärtige Angelegenheiten das Wort. 

13.3~ 

Bundesminister für auswärtige Angelegenhei­
ten Dr. Mock: Sehr geehrter Herr Präsident! Ho­
hes Haus! Am 9. November habe ich dem Natio­
nalrat über die bis dahin erfolgten umwälzenden 
Ereignisse in unserer Nachbarschaft, das heißt in 
jenen Staaten berichtet, die bisher als kommuni­
stische Diktaturen dem sogenannten sozialisti­
schen Lager angehörten. Seither haben sich die 
Ereignisse überstürzt. 

In der Deutschen Demokratischen Republik er­
leben wir seit der Öffnung der Mauer am 9. No­
vember 1989 einen stetigen Strom von Auswan­
derern, der in den letzten Monaten geradezu dra­
matische Formen angenommen hat: 

2 000 Bewohner Ostdeutschlands verlassen 
täglich das Gebiet der DDR, um sich in der Bun­
desrepublik niederzulassen. Seit Beginn dieses 
Jahres sind mehr als 100 000 DDR-Bürger in die 
Bundesrepublik Deutschland ausgewandert. 

Die Künstlichkeit der staatlichen Strukturen in 
der DDR hat sich in dem Moment mit einem 
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Schlag herausgestellt, als der Apparat der Repres­
sion außer Tritt geriet und die sowjetischen Trup­
pen als Ordnungsfaktor nicht mehr zur Verfü­
gung standen. Es mutet heute eigentlich unvor­
stellbar an, daß dieses kommunistische Regime, 
das nun praktisch zerfallen ist, noch in den acht­
ziger Jahren in der Lage war, jährlich zwischen 
4 000 und 5 000 Menschen wegen angeblich poli­
tischer Straftaten hinter Gittern zu halten. 

Was die Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten auf der Basis des Selbstbestimmungsrech­
tes anlangt, so scheint dies in den Köpfen und 
Herzen der Menschen eine bereits entschiedene 
Sache zu sein. Für uns als Mitglieder der europäi­
schen Staatengemeinschaft ist es wichtig, daß die­
ser Prozeß der Vereinigung demokratisch abläuft, 
daß bestehende Grenzen und Verträge respek­
tiert und auch die Ergebnisse des Helsinki-Pro­
zesses berücksichtigt werden. 

Die Entwicklung in der CSSR war etwas weni­
ger dramatisch. Im Gefühl der plötzlichen politi­
schen Isolation gab die dortige Führung relativ 
rasch dem Druck machtvoller Demonstrationen, 
vor allem nach dem 17. November, nach. Sehr 
bald trat eine zur Machtteilung bereite KP-Füh­
rung an die Stelle einer starren Funktionärs­
schicht. Mit der Wahl des früheren Dissidenten 
Väclav Havel zum Staatspräsidenten wurde ein 
unübersehbares Signal in Richtung Demokratisie­
rung gesetzt. Bei meinen kürzlichen Besuchen in 
Prag und Preßburg konnte ich diesen Wandel 
deutlich wahrnehmen. 

Noch im Vorjahr mußte ich nach der neuerli­
chen Verhaftung Väclav Havels die erste Stufe 
des KSZE-Kontrollmechanismus auslösen. Eben­
so intervenierte ich am 25. Oktober vorigen Jah­
res für die Freilassung des damals in Preßburg 
inhaftierten Dr. lan Carnogursky, der wenige 
Wochen später als erster stellvertretender Mini­
sterpräsident in die Regierung einzog. Die politi­
schen Umwälzungen haben dazu geführt, daß 
heute Persönlichkeiten an der Spitze des tsche­
choslowakischen Staates stehen, mit denen wir 
uns durch natürliche Solidarität in schwierigen 
Zeiten eng verbunden wissen. 

Wenn wir heute angesichts der neuen Situation 
in Europa manchmal auf die Geschichte der Völ­
ker des Donauraurnes Bezug nehmen, so ge­
schieht dies nicht, um alte Gegensätze fortzuspin­
nen, sondern um aus der Geschichte zu lernen. In 
diesem Zusammenhang hat mich beeindruckt, 
wie offen mein Amtskollege Jifi Dienstbier in Laa 
an der Thaya, als er die Schaffung einer Histori­
kergruppe zur Aufarbeitung der gemeinsamen 
Geschichte vorschlug, anerkannte, "daß vielen 
Menschen 1945 Unrecht getan worden ist". 

Besonders dramatisch war die Entwicklung in 
Rumänien, die praktisch mit den Weihnachtsfei-

ertagen zusammenfiel. Während in vielen Teilen 
der Welt das Fest des Friedens und der Liebe be­
gangen wurde, starben in Rumänien Hunderte 
Menschen im Kampf für die Freiheit. Österreich 
darf stolz darauf sein, daß es den Mut fand, den 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen anzurufen, 
damit sich dieser mit der Lage in Rumänien be­
faßt. Angesichts des für den Sicherheitsrat typi­
schen Entscheidungsverfahrens - nämlich das 
Vetorecht der ständigen Mitglieder - war der Rat 
allerdings blockiert. Sobald sich das Blatt in Ru­
mänien gewendet hatte, zeichneten sich Öster­
reich und seine Bevölkerung durch eine auch in­
ternational anerkannte große Welle der Hilfsbe­
reitschaft und Solidarität aus. Leider ist in diesem 
Land noch immer eine besonders beunruhigende 
innenpolitische Situation gegeben. 

Der bereits vor diesen revolutionären Entwick­
lungen begonnene Reformprozeß in Polen und 
Ungarn vertiefte sich auf eine friedliche Weise, 
was allerdings nicht bedeutet, daß diese Länder 
bereits am Ende ihrer Schwierigkeiten wären. Ich 
habe anläßlich meiner Begegnung mit Staatsprä­
sident laruzelski in Genf, die bezeichnenderweise 
am Rande einer Sitzung der Menschenrechtskom­
mission stattfand, diesem versichert, daß Öster­
reich die Reformen in Polen nach besten Kräften 
zu unterstützen bereit ist. Seit meiner letzten Er­
klärung im Nationalrat war ich zweimal in Un­
garn, und ich habe dort den Eindruck gewonnen, 
daß dieses Land auf dem Weg zur parlamentari­
schen Demokratie und sozialen Marktwirtschaft 
schon sehr weit fortgeschritten ist. 

In der Sowjetunion ist man einerseits - im Bal­
tikum - mit sehr deutlichen politischen Emanzi­
pationstendenzen konfrontiert, die in die frühest­
mögliche Verwirklichung des Selbstbestimmungs­
rechtes münden. Auf der anderen Seite finden in 
Mittelasien ethnisch motivierte Auseinanderset­
zungen statt, die offenbar auch durch das Über­
springen des islamischen Fundamentalismus auf 
sowjetisches Gebiet neue Nahrung finden. In der 
Sowjetunion macht sich zudem große Ernüchte­
rung breit: So trägt die politische Erneuerung 
noch keine wirtschaftlichen Früchte; gleichzeitig 
verschlechtert sich der Lebensstandard eher, als 
daß er sich verbessert. Auch sickert die Bilanz der 
Zeit des kommunistischen Machtmonopols, vor 
allem vom Beginn der Gewaltherrschaft bis zur 
sogenannten Periode der Stagnation unter 
Breschnew, erst langsam in das Bewußtsein der 
Menschen. Von 25 bis 40 Millionen Opfern ist die 
Rede. Nach einer vom KGB selbst veröffentlich­
ten Statistik gab es allein zwischen 1930 und 1953 
3,77 Millionen politische Verurteilungen und da­
von fast 800 000 Erschießungen. Diese grausigen 
Bilanzen, so lückenhaft sie heute noch sein mö­
gen, widerspiegeln eine für die Völker der Sowjet­
union furchtbare Zeit, die bis zum Beginn von 
Glasnost und Perestroika reichte. 
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Während die Entwicklung in Bulgarien weiter­
hin stark von der KP dominiert erscheint, wobei 
offenkundig Exzesse in Richtung der islamischen 
Volksgruppe nachgelassen haben, schafft die Ent­
wicklung in Jugoslawien beachtliche Schwierig­
keiten. Alte, bereits überwunden geglaubte natio­
nalistische, ethnische Gegensätze drohen neu her­
vorzubrechen. Ich glaube jedoch, daß Jugosla­
wien stark genug ist, diese Probleme politisch zu 
meistern und im Zuge des Demokratisierungs­
prozesses auch schrittweise zu lösen. 

Richten wir den Blick nach vorne, so sehen wir 
eine Zahl demokratischer oder fast demokrati­
scher Wahlgänge, die eine Veränderung des poli­
tischen Gesichtes Oste uropas erwarten lassen. 

Am kommenden Sonntag wird in der DDR ge­
wählt; eine Woche später, am 25. März, im Un­
garn. Im April werden in Kroatien und Slowenien 
Parlamentswahlen stattfinden. Die polnischen 
Wahlen sind für den 6. Mai angesetzt. Rumänien 
soll am 20. Mai folgen und die Tschechoslowakei 
am 8. und 9. Juni. Damit wird - so hoffen wir -
in diesen Staaten ein evolutionärer Prozeß zu ei­
ner neuen demokratischen Ordnung einsetzen 
oder sich vertiefen. 

Hohes Haus! Wir müssen uns jedoch dessen be­
wußt sein, daß diese radikalen Änderungen in den 
osteuropäischen Ländern und die schrittweise 
Anpassung an die Situation, wie sie seit dem 
Zweiten Weltkrieg in den westeuropäi~chen Län­
dern gegeben ist, immer wieder zu Ubergangs­
schwierigkeiten führen werden. Das liegt in der 
Natur der Sache. 

Dieser schrittweise Prozeß der Demokratisie­
rung spiegelt sich auch in einer systematischen 
Annäherung Jugoslawiens, Polens, der Tschecho­
slowakei, der Sowjetunion und Bulgariens an den 
Europarat wider. Der Politische Ausschuß der 
Beratenden Versammlung des Europarates hat 
unter dem Vorsitz des ästerreichischen Abgeord­
neten Dr. Ludwig Steiner diese Annäherung nach 
Kräften gefördert, sodaß die Parlamentarier aus 
einzelnen dieser Staaten bereits den Beobachter­
status erhalten haben. Einzelne dieser Staaten -
Bulgarien, Jugoslawien, Polen, Ungarn - haben 
bereits formelle Anträge auf Vollmitgliedschaft 
gestellt. Österreich begrüßt und unterstützt diese 
Entwicklung. Dabei gehen wir davon aus, daß 
eine Vollmitgliedschaft im Europarat erst nach 
Schaffung voller demokratischer Verhältnisse in 
diesen Staaten möglich ist, wozu auch der Beitritt 
zur Europäischen Menschenrechtskonvention ge­
hört. - Vollständigkeitshalber möchte ich be­
merken, daß eine angestrebte Beobachterfunk­
tion Albaniens bei der KSZE Auflockerungsten­
denzen im außenpolitischen Bereich dieses Lan­
des andeutet. 

Lassen Sie mich nun einige erste Schlußfolge­
rungen aus diesen Ereignissen ziehen: 

In Ost- und Südosteuropa ist eine tragische 
Epoche zu Ende gegangen! Die Länder dieser Re­
gion nähern sich mit unterschiedlichem Tempo 
dem "point of no return" in ihrer Entwicklung zu 
parlamentarischer Demokratie und sozialer 
Marktwirtschaft. Von einer U numkehrbarkeit 
kann jedoch generell noch nicht gesprochen wer­
den. 

Neue Probleme - politische und wirtschaftli­
che - sind entstanden. Die Selbstbestimmung in 
Freiheit muß erst gelernt und praktiziert werden. 
Dies gilt etwa für die Rücksichtnahme auf Min­
derheiten. Die Spannung zwischen Freiheit und 
Gleichheit, zwischen unternehmerischer Dyna­
mik und sozialer Sicherheit wird virulent. Die Ar­
beitslosigkeit als reales gesellschaftliches Phäno­
men in diesen Ländern kann nicht mehr verdeckt 
werden. 

Nationalistische, ethnisch motivierte Spannun­
gen brechen wieder hervor; den Jahrzehnten der 
kommunistischen Diktatur ist es nicht gelungen, 
Aspirationen auf Selbstbestimmung zu beseitigen. 
Als Folge dieser langen Verdrängung werden sol­
che Bestrebungen mit dem Wegfall der Zwangs­
herrschaft nun umso deutlicher sichtbar. 

Dieser politische Umbruch ist gleichzeitig mit 
einem vielfachen Neubeginn in der unmittelbar­
sten Nachbarschaft Österreichs verbunden. Unse­
rer sozialen und politischen Stabilität und wirt­
schaftlichen Prosperität kommt daher gerade in 
diesem Augenblick eine besondere Funktion, oft­
mals sogar Modellcharakter zu. Es liegt an uns, 
Hohes Haus, diese Stabilität und Prosperität bei 
allen Turbulenzen, die eine Überwindung von 
jahrzehntelangen Trennlinien mit sich bringt, 
zum Vorteil der ganzen Region zu wahren und 
weiter zu festigen. 

Für die Sicherheit Österreichs bedeutet dies 
auch die Fortdauer des Gebots der Wachsamkeit. 
Die Bedrohungen sind nicht einfach weggefallen, 
sie sind nur andere geworden. Bei der bevorste­
henden Reform des Bundesheeres sollte dies be­
rücksichtigt werden. (Abg. Sm 0 LI e: Welche an­
deren?) Durch Bedrohungen, die sich aus mögli­
chen Unruhen in anderen Bereichen ergeben 
können, Herr Abgeordneter. - Aber ich kann in 
der Debatte dann durchaus noch darauf eingehen. 
(Abg. S moll e: Ich rede dann ohnehin.'> Eine 
glaubwürdige Landesverteidigung, die im Interes­
se der Unabhängigkeit Österreichs und der Si­
cherheit seiner Bürger liegt, soll auch dieser neu­
en Situation Rechnung tragen. 

Österreich rückt aus seiner über die Jahrzehnte 
so schmerzlich empfundenen Randlage wieder 
zurück in eine Position im Herzen Europas, die 
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unser Wesen durch so lange Zeiträume geistig 
und kulturell, aber auch wirtschaftlich und gesell­
schaftlich geprägt hat; eine Position, die uns zu 
einem europäischen Selbstverständnis geführt 
hat, in dem wir uns heute auch als Land und Na­
tion erkennen. Mehr als so manche andere sind 
wir daher aufgerufen, unsere Unterstützung und 
Hilfe für die Absicherung des Reformprozesses in 
unserer Nachbarschaft zu leisten, beim "Bohren 
der harten Bretter" an vorderster Stelle mit dabei 
zu sein. 

Es ist dies eine Aufgabe wahrhaft österreichi­
scher Mentalität, eine Aufgabe, bei deren Bewäl­
tigung Eigennutz und Einzelinteressen wohl 
nichts zu suchen haben. Es ist dies auch eine Auf­
gabe, bei deren Bewältigung wir von unseren aus­
ländischen Freunden - verständlicherweise 
sehr aufmerksam beobachtet werden. 

Österreich hat angesichts der schwierigen Si­
tuation dieser reformorientierten Länder nicht 
gezögert, im Rahmen seiner Möglichkeiten zu 
helfen. Diese Hilfe entspringt sowohl dem Gebot 
zwischenmenschlicher Solidarität als auch dem 
nationalen Eigeninteresse. Diese Verpflichtung 
zur zwischenmenschlichen Solidarität - bei Be­
achtung der Grenzen unserer Hilfsmöglichkeiten 
- wird auch in Zukunft unsere Beziehungen zu 
diesen Ländern bestimmen. 

Österreich beteiligt sich an den internationalen 
Unterstützungsmaßnahmen für die reformorien­
tierten osteuropäischen Staaten innerhalb der 
Gruppe der 24 westlichen Industriestaaten, der 
EFT A, der OECD, des Weltwährungsfonds, der 
Weltbank. Österreich ergänzt diese multilateral 
akkordierten Aktionen durch eine Vielzahl von 
Projekten aus eigener Initiative. Diese Maßnah­
men im Rahmen der internationalen Finanzhilfe 
sind: 

ein Zuschuß von 20 Millionen Dollar zum Sta­
bilisierungsfonds für Polen, 

eine Unterstützung Polens bei der Umschul­
dung des Pariser Klubs, 

die Etablierung einer neuen Handelskreditlinie 
für Polen in der Höhe von rund 800 Millionen 
Schilling, 

eine Beteiligung am EFTA-Industrieentwick­
lungsfonds für Jugoslawien von zirka 240 Mil­
lionen Schilling, 

eine Beteiligung an der zu gründenden Euro­
päischen Bank für Wiederaufbau und Entwick­
lung, 

die Übernahme von Garantien für Investitio­
nen österreichischer Unternehmungen im Rah­
men eines Ost-West-Fonds mit einem Haftungs­
rahmen von 5 Milliarden Schilling, 

eine Beteiligung an einem Struk-
turanpassungskredit für Ungarn in der Höhe von 
870 Millionen ECU wird derzeit beraten. 

An Nahrungsmittelhilfe hat Österreich für Po­
len insgesamt 40 Millionen Schilling und für Ru­
mänien insgesamt 20 Millionen Schilling zur Ver­
fügung gestellt. Unter der Koordination der Stei­
ermärkischen Landesregierung beteiligen sich 
auch mehrere Bundesländer an den Hilfsmaßnah­
men zugunsten Polens. 

Im Rahmen einer Hilfe für Berufsausbildung 
und Management sind für 1990 20 Millionen 
Schilling budgetiert. Diese werden von der Bun­
deswirtschaftskammer um weitere 10 Millionen 
Schilling aufgestockt werden, und es ist deren Er­
weiterung auf andere Geberländer für 1990 um 
weitere 30 Millionen Schilling vom Wirtschafts­
ministerium geplant. 

Besondere Schwerpunkte setzt Österreich auf 
den Gebieten der kulturellen, schulischen und 
wissenschaftlichen Zusammenarbeit, einschließ­
lich der Sprachausbildung. 

Das Bundesministerium für auswärtige Angele­
genheiten - einschließlich der Botschaften, Ge­
neralkonsulate und Kulturinstitute - arbeitet ge­
meinsam mit dem Wissenschafts- und Unter­
richtsministerium an einem verstärkten Aus­
tausch von Professoren, Lektoren und Studenten 
beziehungsweise einer intensivierten technisch­
wissenschaftlichen Zusammenarbeit. In diesem 
Zusammenhang ist der Abschluß neuer Verein­
barungen wie der "Aktion Österreich - Ungarn, 
Wissenschafts- und Erziehungskooperation" , die 
analog zu der im Verhältnis zu den Vereinigten 
Staaten bestehenden Fulbright-Kommission von 
Wissenschaftsminister Dr. Busek mit Ungarn ab­
geschlossen wurde, richtungweisend. Große Be­
deutung messe ich persönlich der Errichtung von 
Auslandsschulen bei. Der geplanten österreichi­
schen Schule in Budapest werden hoffentlich wei­
tere Schulgründungen auch in der Tschechoslo­
wakei folgen. Ähnliches könnte man auch für die 
Tätigkeit der Österreich ischen Kulturinstitute, 
über die Leseräume an ausländischen Universitä­
ten und für die Tätigkeit der Diplomatischen 
Akademie in Wien sagen. 

Vergessen wir bei all diesen Maßnahmen der 
öffentlichen Hand auch nicht, den wesentlichen 
Beitrag österreichischer Mitbürger, privater Insti­
tutionen und ländlicher Genossenschaften anzu­
erkennen. Ich möchte diesen Anlaß dazu nützen, 
meinen aufrichtigen Dank für diese großzügigen 
Leistungen zum Ausdruck zu bringen. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Die Hilfe an die osteuropäischen Länder zum 
Wiederaufbau - nach den gewaltigen Schäden 
einer 40jährigen, menschenverachtenden kom-
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munistischen Herrschaft - soll in diesen Ländern 
den Druck zur Auswanderung wegnehmen und 
den Menschen für die Zukunft Hoffnung. in ihrer 
Heimat geben. (Neuerlicher Beifall bei OVP und 
SPÖ.) 

Bei dieser Hilfe Österreichs an unsere Nach­
barn muß hervorgehoben werden, daß diese Lei­
stung zusätzlich zu dem erfolgt, was wir in wach­
sendem Umfang an Entwicklungshilfe den Län­
dern der Dritten und Vierten Welt zur Verfügung 
stellen. 

Da die Bundesregierung Leistungen nur mit 
dem Schilling der Steuerzahler erbringen kann, 
sind Vorkehrungen dafür zu treffen. daß diese 
Mittel besonders sorgfältig verwendet werden. 

Hohes Haus! Die großen Veränderungen in un­
serer Nachbarschaft haben zu einer g.ewaltigen 
Welle der Auswanderung geführt, die Osterreich 
vor große Probleme stellt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang kurz fol­
gendes festhalten: Flüchtlinge im klassischen Sinn 
- also Personen, die in ihrer Heimat Opfer poli­
tischer, rassischer, religiöser oder sonstiger Ver­
folgung sind - dürfen weiterhin mit ihrer Auf­
nahme in Österreich rechnen. 

Derartige Flüchtlinge wird es aufgrund der po­
litischen Entwicklung in diesen Ländern in Zu­
kunft weniger geben. 

Den Anforderungen einer wachsenden Wirt­
schaft nach qualifizierten Arbeitskräften soll dort. 
wo dieser Bedarf gegeben ist, durch mehr Ar­
beitsgenehmigungen entsprochen werden. Dies 
würde auch vermeiden, daß diese Menschen in 
die Illegalität abgedrängt werden. Auswanderer 
sollten wir jedoch aus Gründen der Korrektheit 
und Ehrlichkeit schon in ihrer Heimat informie­
ren - spätestens an der Grenze -. daß sie in 
Österreich nicht automatisch mit Arbeitsaufnah­
me und Bundesbetreuung rechnen können. Die 
verschiedenen Auswanderungswellen können 
nicht von Österreich allein bewältigt werden. 

Eine große internationale Solidaritätsaktion ist 
dringend geboten. Ich werde mich bei der bevor­
stehenden Sitzung des Ministerkomitees des Eu­
roparates in Lissabon dafür einsetzen, daß eine 
eigene Ministerkonferenz des Europarates zur 
Bewältigung dieses Auswanderungsproblems ein­
berufen wird. 

Ich darf das Hohe Haus auch darüber informie­
ren, daß ich gestern mittag in Budapest über die 
Debatte im Hohen Haus informiert und vom 
Herrn Bundeskanzler gebeten wurde, festzustel­
len, wie es um jene 5 000 rumänischen Auswan­
derer steht, die Richtung Österreich unterwegs 
beziehungsweise teilweise schon in Österreich sei-

en, und wie es bezüglich der weiteren zu erwar­
tenden 35 000 rumänischen Auswanderer stehe. 

Die ungarischen Behörden waren in der Aus­
kunftserteilung sehr kooperativ. Ich konnte von 
einer Bewegung von 35 000 Rumänen überhaupt 
nichts feststellen. 

Die ungarischen Behörden haben mir bei mei­
nen weiteren telefonischen Gesprächen am Wege 
zurück nach Österreich erklärt, sie könnten sich 
diese Zahl nur so erklären, daß sich ihres Wissens 
nach in und um Budapest rund 35 000 Rumänen 
aufhalten. 

Wie ich an der Grenze feststellen konnte, gab 
es keine besondere Bewegung auf der ungari­
schen Seite. Auf der österreichischen Seite gab es 
einige hundert rumänische Autos, eine gewisse 
Aufregung, auch tragische Situationen von Men­
schen, die mit ihren Kleinstkindern ihre Heimat 
verlassen haben. Auf meine Nachfrage, wo die 
5 000 Rumänen seien, die die Grenze überschrit­
ten hätten beziehungsweise überschreiten woll­
ten, wurde mir entgegnet, daß davon nirgends et­
was registriert wurde. 

Ich habe auch dann von dort aus den Innenmi­
nister , den Bundeskanzler und den Vizekanzler 
von dieser meiner Erfahrung in Kenntnis gesetzt. 

Ich möchte auch hinzufügen, daß dort an der 
ungarischen Grenze die österreichische Exekutive 
und die Grenzzollbeamten nicht nur bemüht wa­
ren, ihren Aufträgen korrekt nachzukommen, 
sondern auch um eine menschliche Vorsorge für 
die dort anwesenden Auswanderer mit ihren Fa­
milien bemüht waren; Nahrungsmittel und ande­
re Versorgungsgüter wurden zur Verfügung ge­
stellt. Das zu diesem Thema. 

Aber ich glaube, meine Damen und Herren, es 
ist eine tiefe Befriedigung für uns alle, daß sich 
die Entwicklung zur Demokratie, zur Respektie­
rung der Menschenrechte in den letzten Monaten 
nicht auf Europa beschränkt hat. 

Der Kommunismus als Herrschaftsinstrument 
in Europa ist in sich zusammengefallen. Er ist 
damit aber auch als Modell der Entwicklung und 
Modernisierung für manche Staaten und politi­
sche Bewegungen der Dritten Welt weggefallen. 
Dies zwingt etwa die Regierung in Südafrika, eine 
neue Flexibilität an den Tag zu legen, einen Dia­
log mit politischen Kräften zu eröffnen, die Jahr­
zehnte hindurch als kommunistisch infiltriert be­
zeichnet und deshalb ausgegrenzt worden waren. 
Wir können nur hoffen, daß dieser neue Dialog in 
Südafrika das von Österreich konsequent abge­
lehnte, menschenverachtende Regime d~r Apart­
heid endgültig beseitigt. (Beifall bei OVP und 
SPÖ.) 
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Nicaragua ist ein weiteres Beispiel für diese 
Entwicklung weg von repressiven Systemen, hin 
zu mehr Demokratie. Auf den Schultern der neu­
en Regierung in diesem Land, der ersten seit vie­
len Jahrzehnten, die durch einen klaren Volksent­
scheid an die Macht gekommen ist, liegt eine gro­
ße Verantwortung und Last. Sie muß es besser 
machen als das bisherige Regime, sie muß die 
Freiheits- und vor allem Wohlstandserwartungen 
der Menschen wirklich erfüllen. Auch hier ist Hil­
fe von außen unerläßlich. 

Inzwischen hat zur Befriedigung aller Demo­
kraten auch in Chile der Übergang von der Dikta­
tur zur Demokratie stattgefunden. Ob es sich 
nun, meine Damen und Herren, um links- oder 
rechtsextreme Regime handelt: Wichtig ist, daß 
die Demokratie in so vielen Ländern eine neue 
Chance bekommen hat. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ.) 

Angesichts der politischen und ökonomischen 
Reformen in den bisher kommunistischen Staaten 
sind die Europäischen Gemeinschaften neben der 
Vollendung des Binnenmarktes mit einer Fülle 
neuer Arbeiten konfrontiert. Politiker in der 
Tschechoslowakei, in Polen und in Ungarn haben 
bereits erklärt, zumindest mittelfristig die Mit­
gliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft an­
zustreben. Dies spiegelt neuerlich die Attraktivi­
tät der Europäischen Gemeinschaft als Motor der 
europäischen Integration wider. 

Zur konsequenten Verfolgung des österreichi­
schen Antrages auf Mitgliedschaft habe ich vor 
wenigen Wochen in den zwölf Hauptstädten und 
bei der EG-Kommission ein Aide-Memoire mit 
dem Standpunkt Österreichs überreichen lassen. 
Diese Initiative hat überall verständnisvolles 
Echo und in vielen Fällen eine betont positive 
Aufnahme gefunden. Das gemeinsame Auftreten 
der Präsidenten unserer Sozialpartner in Brüssel 
hat ebenfalls großen Eindruck hinterlassen. 

In der vergangenen Woche hat die sogenannte 
"Inter-Service-Group", das heißt eine Experten­
gruppe, die die Stellungnahme der EG-Kommis­
sion zu unserem Beitrittsansuchen ausarbeitet, 
ihre Arbeit aufgenommen. 

Meine Damen und Herren! Ich werde von einer 
detaillierteren Abhandlung dieses Themas hier 
Abstand nehmen, weil ein diesbezüglicher Be­
richt im zuständigen Ausschuß des Nationalrates 
zur Behandlung vorliegt und demnächst auch im 
Nationalrat debattiert werden wird. 

Die Gemeinschaften sind sich dessen bewußt, 
daß Österreich derzeit der einzige Beitrittswerber 
und daher das nächste potentielle EG-Mitglied 
ist. Ein Zeitplan für vorbereitende Gespräche mit 
Österreich zur Ausarbeitung des Gutachtens der 

Kommission wird uns demnächst übermittelt 
werden. 

Zu Beginn dieser Woche hatte ich Gelegenheit, 
mit meinem irischen Amtskollegen - Irland 
führt derzeit den Vorsitz im EG-Ministerrat -
die schon traditionellen Konsultationen im Rah­
men der Europäischen Politischen Zusammenar­
beit zu führen. Dabei hat sich wieder einmal be­
stätigt, wie ähnlich die politische Beurteilung der 
verschiedensten europäischen und weltweiten 
Entwicklungen durch die Zwölf und durch Öster­
reich ist, wie nahe beieinander unsere Positionen 
- ohne vorhergehende Koordination - eigent­
lich liegen. 

In unserer Osteuropa-Politik geht es mir pri­
mär um Taten und konkrete Handlungen. Was 
Konzepte für ein neues Europa betrifft, so ist der 
Phantasie freier Raum zu lassen. Damit diese 
Konzepte in konkrete Politik umgesetzt werden, 
muß aber mit Augenmaß und Realitätssinn vor­
gegangen werden. So können die Entwicklungen 
in den Reformstaaten nicht über einen Leisten ge­
schlagen werden; diese Prozesse sind voneinander 
viel zu verschieden, als daß man sie nach einem 
einheitlichen Schema beurteilen und behandeln 
könnte. 

Wie sich auch wieder anläßlich des kürzlich 
stattgefundenen Treffens der Neutralen und 
Blockfreien in Malta gezeigt hat, kommt der Kon­
ferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu­
ropa eine Schlüsselrolle für die künftige Entwick­
lung in Gesamteuropa zu. Gleichzeitig sollten wir 
uns der vorhandenen Organisationen und des in 
ihnen verfügbaren Know-how bedienen, wenn 
wir die "neue Architektur Europas" entwickeln 
wollen. Zwischen den vorhandenen und eventuell 
neu zu schaffenden Organisationen sollte eine 
Arbeitsteilung stattfinden. 

Ich könnte mir für die neue europäische Ar­
beitsteilung vorstellen, daß für die europäische 
Sicherheit im weitesten Sinn - das betrifft den 
sogenannten Korb 1 der KSZE-Materie -, das 
heißt für die Absicherung des neuen, möglicher­
weise multipolaren Gleichgewichtes in Europa 
eine völlig neue Struktur errichtet wird, die zu­
nächst neben und dann an die Stelle der Militär­
bündnisse tritt. Dabei muß es sich wohl um eine 
Struktur handeln, die alle 35 KSZE-Staaten er­
faßt und nicht nur die NATO und den Warschau­
er Pakt. 

Im Bereich des sogenannten Korbes 2 - also 
Wirtschaft, Verkehr, Umwelt - erinnere ich an 
das starke Interesse mehrerer Reformstaaten, sich 
entweder der EFT A anzuschließen oder sich mit 
den EG zu assoziieren. Beides setzt naturgemäß 
voraus, daß in diesen Staaten die Wirtschaftsre­
formen voll und rasch zu greifen beginnen. 
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Im engeren Bereich des Umweltschutzes schie­
ne es mir sinnvoll, eine völlig neue Institution, 
eine gesamteuropäische Umweltagentur zu schaf­
fen, die sich um eine Lösung der gesamteuropäi­
schen ökologischen Probleme bemühen könnte. 
Im Rahmen dieser Agentur kann sich etwa ein 
europäischer Umweltanwalt der ökologischen 
Sorgen aller Bürger dieses Kontinents annehmen. 
Dadurch würde es auch dem einzelnen Bürger 
möglich sein, sein Anliegen an diesen europäi­
schen Umweltanwalt heranzutragen, wie dies 
heute schon im menschenrechtlichen Bereich 
möglich ist. Wir hätten sozusagen die Möglichkeit 
nicht nur einer menschenrechtlichen Individual­
beschwerde - wie das heute schon gegeben ist -, 
sondern auch einer ökologischen Individualbe­
schwerde des einzelnen europäischen Bürgers. 

Was schließlich den sogenannten Korb 3 der 
KSZE betrifft - Menschenrechte -, sollte der 
Europarat die Verantwortung übernehmen - mit 
seinen ganz spezifischen Erfahrungen in den Be­
reichen Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte. 
Als Ziel schwebt mir vor, daß letztlich die stren­
gen menschenrechtlichen Standards der Europäi­
schen Menschenrechtskonvention für alle Staaten 
Europas verbindlich werden, daß die Rechtsstaat­
lichkeit überall auf unserem Kontinent zur 
Selbstverständlichkeit wird. 

Damit habe ich Ihnen nur eine der möglichen 
Arbeitsteilungen zwischen bestehenden und neu 
zu schaffenden Institutionen vorgestellt. Daß die 
Frage dieser Strukturen ganz oben auf der Tages­
ordnung des für den Herbst dieses Jahres geplan­
ten KSZE-Gipfels stehen wird, liegt auf der 
Hand. 

Hohes Haus! Die rasanten Umwälzungen auf 
unserem Kontinent sind in den letzten Monaten 
oftmals mit großer Sorge, aber auch - was ich 
für mindestens so berechtigt halte - mit viel 
Hoffnung kommentiert und analysiert worden. 
Glaubte im Sommer letzten Jahres der amerikani­
sche politische Schriftsteller Francis Fukuyama 
noch an das "Ende der Geschichte", so ist das 
heute einer anderen, positiveren Beurteilung ge­
wichen. Wir erleben, wie ich sagte, das Ende einer 
tragischen Epoche und zugleich den Beginn eines 
neuen Europa, das die Chance einer Zukunft in 
sich trägt, für deren Vorstellungen und Werte wir 
selbst durch a11 die Jahre eingetreten sind. 

Es wird an uns liegen, daß wir uns mit nationa­
lem Selbstbewußtsein, mit Offenheit für die Vor­
gänge in der Welt, mit Leistungsbereitschaft und 
mit dem Sinn für soziale Verantwortung dieser 
großen Aufgabe stellen: nämlich am Bau des neu­
en Europa mitzuwirken, es im Sinne unserer Ide­
en mitz~gestalten. (Anhaltender Beifall bei ÖVP 
und SPO.) 14.16 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bundesmini­
ster für seine Ausführungen. 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Bevor ich dem ersten Redner das 
Wort erteile, gebe ich bekannt, daß mir der An­
trag der Abgeordneten Dr. Fischer, DDr. König 
und Dr. Gugerbauer vorliegt, die Redezeit jedes 
zu Wort gemeldeten Abgeordneten für diese De­
batte auf 20 Minuten zu beschränken. 

Ich lasse sogleich darüber abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesem Antrag zu­
stimmen, um ein diesbezügliches Zeichen. - Das 
ist mit Me h r h e i t a n gen 0 m m e n. 

Als erster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeord­
neter Smolle. Ich erteile es ihm. 

14.17 
Abgeordneter Smolle (Grüne): Herr Präsident! 

Hohes Haus! Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! Herr Bundesminister, Sie haben 
in einem relativ umfangreichen Vortrag versucht, 
eine sehr bunte Palette durch die österreichische 
Außenpolitik vorzutragen. Und ich muß sagen: 
Mit manchen Passagen Ihrer Beurteilungen kann 
man mit Ihnen einhergehen, kann man zustim­
men, jedoch muß ich klar festhalten, daß Sie aus 
den Analysen leider die falschen Schlußfolgerun­
gen ziehen. 

Es ist nämlich der zentrale Fehler Ihrer Außen­
politik, daß Sie gerade angesichts der Entwick­
lung im Osten nach wie vor an dem einseitig EG­
orientierten Konzept festhalten, daß Sie dieses 
Konzept, das an sich die Entwicklung im Osten in 
Frage gestellt hat, nach wie vor hartnäckig weiter­
verfolgen. Das ist einer der zentralen Fehler Ihrer 
Außenpolitik, und daher werden wir Grüne Ihren 
Bericht nicht zur Kenntnis nehmen können. 

Herr Bundesminister, Sie haben einerseits ge­
sagt - dabei geht es wahrscheinlich um irgendei­
nen Liebesdienst für einen Kollegen von Ihnen, 
für den Verteidigungsminister Lichal -, daß sich 
die Bedrohungen verringert haben, und dann ha­
ben Sie irgendwie nebulos erzählt, daß aber ande­
re Bedrohungen entstanden seien. 

Tatsache ist, daß die Sowjetunion im Begriffe 
i§t - aus Ungarn schon bald, ebenso aus der 
CSSR - ihre Truppen zurückzuziehen. Man 
muß klar festhaIten: Wenn einmal von einer Seite 
die Bedrohung derart zurückgenommen wird, 
wenn die Stationierung von Truppen, von Gerät­
schaften derart zurückgeht, wenn sich die Rote 
Armee weit hinter die sowjetischen Grenzen zu­
rückzieht, dann muß man auch unsererseits rea­
gieren. 

Meine Damen und Herren! Das ist der zentrale 
Ansatzpunkt meiner Kritik in diesem Zusammen-
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hang. Ich stelle aber fest, daß der Herr Finanzmi­
nister das offensichtlich etwas besser verstanden 
hat als Sie, da er heute vormittag gesagt hat, daß 
es selbstverständlich so sein muß, daß, wenn die 
Bedrohung geringer wird, unser Verteidigungs­
budget in dieser Höhe in Frage zu stellen ist. In 
dieser Höhe können wir das nicht weiterschrei­
ben, so ins Blaue hinein. 

Aus diesen massiven Einsparungen im Bereich 
des Militärs wird die Osthilfe finanziert werden 
können. Das ist eine ganz klare Aussage, meine 
Damen und Herren. (Beifall bei den Grünen.) 

Denn wir wollen keine zusätzlichen Schulden 
machen, sondern wir wollen umschichten; um­
schichten zugunsten eben dieser Hilfe im Osten 
und zugunsten ökologisch relevanter Investitio­
nen vor allem auch im Osten. 

Aber nach wie vor geht Ihr Konzept einseitig in 
Richtung EG. Kollege Killisch-Horn hat das ge­
stern schon sehr drastisch dargestellt hier von die­
ser Bühne aus knapp um Mitternacht. Er sagte: 
Wir müssen fest in den Westen schauen! Und er 
hat natürlich hinzugefügt, das sei nicht nur tech­
nologisch gemeint. 

Wenn wir uns nicht bewußt sind, in welcher 
geopolitischen Lage wir uns befinden. wenn wir 
einfach vernachlässigen, daß wir in Zentraleuro­
pa liegen, daß wir zentraler sind, als wir es je wa­
ren, weil eben Entwicklungen im Osten eingetre­
ten sind, über die wir uns einfach freuen können, 
wenn wir das nicht begreifen, meine Damen und 
Herren, dann haben wir Außenpolitik nicht be­
griffen, dann haben wir die geopolitische Situa­
tion unseres Landes nicht begriffen. 

Es wäre im Gegenteil notwendig, ein ganz brei­
tes europäisches Konzept zu entwickeln; ein Kon­
zept - ich habe das schon einige Male von hier 
aus verkündet, Herr Minister -, das sehr ähnlich 
ist dem seinerzeitigen von Bundeskanzler Klaus, 
der ja das Wort vom "Haus Europa" geprägt hat, 
also die große Idee, daß die Völker, die in diesem 
Bereich leben, gemeinsam ihr wirtschaftliches 
und kulturelles Schicksal gestalten sollen. (Abg. 
Dr. E l t m a y e r: Das war ja sehr wegweisend, was 
Klaus gesagt hat!) Ja, das Konzept von Klaus war 
sehr wegweisend, aber der derzeitige Herr Au­
ßenminister hat es dann wegwerfend behandelt. 
Das ist ja gerade das, was ich moniere: Ein gutes 
Konzept kann man immer wieder hervor holen 
und weiterentwickeln. Das ist ja gerade die Kritik, 
daß das nicht geschieht. 

Meine Damen und Herren! Bitte schauen wir 
uns an, wie das in der EG ist: Nach wie vor gibt es 
dort steigende Arbeitslosenraten: Spanien 15 Pro­
zent, Irland 18 Prozent. In Irland herrscht eine 
Inflation von 50 Prozent. Der Süden Italiens ist 
das Armenhaus Europas. Das erwartet uns. Na-

türlich können und sollen wir solidarisch sein, 
aber wir können schon gleich an unseren Gren­
zen Solidarität üben. Das Sozialprodukt ist zum 
Beispiel in Österreich um 7 Prozent höher als im 
Durchschnitt der EG. 

Die neuen finanziellen Belastungen - ich habe 
das schon in der Früh in der Fragestunde erwähnt 
-, die auf uns zukommen, etwa 25 Milliarden, 
sind aus dem Budget zu finanzieren. Es gibt keine 
Vorkehrungen diesbezüglich und natürlich auch 
keine Überlegungen in Richtung Einsparungen, 
Umverteilungen. Denn dort 40 Millionen für 
Nahrungsmittelhilfe, dort ein kleiner Zuschuß 
für irgendeine Sache und dort ein paar Millionen 
im Rahmen eines Kredites - das wird einfach 
nicht genügen, da fehlt einfach das große Kon­
zept. Und dieses große Konzept können wir na­
türlich nur durch große Veränderungen bewir­
ken, durch große Wertveränderungen in unseren 
Überlegungen. Gott sei Dank bietet uns ja die 
Entwicklung des Ostens die Möglichkeit, uns bes­
ser zu verhalten und nicht einfach gewisse Bud­
getmittel fortzuschreiben. 

Jetzt wäre es zum Beispiel notwendig, sofort zu 
reagieren. Wir haben gedacht, wir müssen das 
Verteidigungsbudget für Lichal um 840 Millionen 
im Nachtrag erhöhen. Aber wir können jetzt fest­
stellen: Der militärische Bedarf in Österreich geht 
ja zurück, denn es gibt weniger Waffen, weniger 
bewaffnete Soldaten im Osten. Da müßten wir 
bereits reagieren und sagen: Lichal, spar ein! Wir 
können auch Budgetunterschreitungen beschlie­
ßen, auch das ist möglich in diesem Hause. -
Aber natürlich schreiben wir einfach alte Zahlen 
fort, meine Damen und Herren! 

Wir müssen uns aber auch vor Augen führen, 
daß es eine ganze Reihe von Verträgen gibt - ich 
habe einmal so über den Daumen die Zahl zu 
errechnen versucht, konnte dies aber auch mit 
Hilfe von Beamten nicht genau feststellen -, von 
Verträgen kleinerer und größerer Natur, die uns 
irgendwie in Beziehung zum Osten binden. Ich 
bin daraufgekommen, das sind einige Dutzend 
Verträge, die wir einfach werden aufkündigen 
müssen, die obsolet werden, wenn wir einseitig in 
Richtung EG marschieren, weil wir dann eben 
keine bilateralen Handelsabkommen mehr schlie­
ßen können. Also wir nabeln uns praktisch von 
unseren Nachbarländern im Osten, im Süden und 
auch im Norden einfach ab. 

Wir verlieren auch, und das spürt man, die 
wirtschaftliche und politische Kompetenz im 
Rahmen der EFTA-Länder, der neutralen Län­
der. Es ist einfach keine Initiative der 
N + N-Staaten mehr da, meine Damen und Her­
ren. Auch hier ist ein großer Nachholbedarf gege­
ben. Aber ich verstehe natürlich, ein Drittel oder 
die Hälfte der Beamtenschaft beschäftigt sich ein­
fach nur mit Fragen der EG, und das führt dann 
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eben dazu, daß wir ganz einseitig orientiert sind 
und viele, viele wichtige Fragen nicht erledigen, ja 
nicht einmal behandeln. 

Auch das ganze Kapitel der Umweltgesetzge­
bung im EG-Raum ist relevant. Werden wir die 
Sachen zurückschrauben, frage ich Sie, werden 
wir sozusagen rückschrittlich werden, nur damit 
wir einem großen Wirtschaftsraum angehören 
können? Wo ist das große Umweltabkommen? -
Gut, ich nehme zur Kenntnis, und zwar mit Freu­
de, daß es Ihr Plan ist, eine große europäische 
Umweltagentur mit zu initiieren, mit zu gestalten. 
Das ist sicher ein richtiger Schritt, aber, bitte. das 
hören wir jetzt schon seit ungefähr zwei Jahren 
von seiten der EG, und bis jetzt hat diese noch 
nicht einmal ein Verkehrskonzept zustande ge­
bracht. Nicht einmal das ist noch geschehen! 

Ganz trist wird es, wenn man sich die unmittel­
baren einzelnen Länderschicksale vor Augen 
führt. Zum heutigen Tag muß man festhalten: 
Der Osten, der Süden und auch der Norden ha­
ben drei große Probleme. Sie haben Probleme vor 
allem im Zusammenhang mit der sozialen Lage, 
Probleme im Zusammenhang mit der Wirt­
schaftslage und daraus folgend große Probleme 
mit neu entstehender Armut, mit Arbeitslosig­
keit, mit weit unter dem Existenzminimum lie­
genden Einkünften. Ich möchte nur zum Beispiel 
auf die Renten im Nachbarland Ungarn hinwei­
sen. Sie betragen so um die 4 000 Forint. Man 
muß sich vorstellen, wie man damit leben kann. 

Wir wissen, es gibt neue Obdachlose, und zwar 
allein in Ungarn etwa 40 000. Das ist die untere 
Zahl, wie ich in Erfahrung gebracht habe. 
40 000 Obdachlose in einem Nachbarland, das 
mitten in Europa liegt - das ist schon sehr, sehr 
bedrückend. 

Die Verschuldung - ich kann nur einige Zah­
len nennen - beträgt zum Beispiel in Ungarn 
220 Milliarden Dollar. Das entspricht einer Pro­
Kopf-Verschuldung von 4 000 Dollar. Das soll 
man sich einmal vor Augen führen! Da muß man 
sich natürlich fragen: Wie kann man diesen Län­
dern helfen? Welche Beiträge wollen wir hier lei­
sten? Da geht es eben nicht nur um Nahrungsmit­
telpakete, um sogenannte Care-Pakete, um ein 
bißehen Barmherzigkeit in Richtung Osten. Al­
lein damit wird es einfach nicht gehen. Es wird 
sich die Frage ergeben, welche Investitionen in 
welcher Höhe mit welchen Mitteln. Nachdem wir 
Geld nicht nur einfach drucken können, sondern 
verdienen müssen und daher nur einen bestimm­
ten Betrag haben, muß es einfach Budgetum­
schichtungen geben, meine Damen und Herren. 

Erlauben Sie mir, auch noch einige Worte zu 
Jugoslawien zu sagen. Es ist festzuhalten, daß die 
auseinanderstrebenden Tendenzen auch dort 
stärker werden. Man kann vom Jugoslawieneffekt 

im Baltikum oder vom baltischen Effekt in Jugo­
slawien sprechen. Es wird früher oder später dazu 
kommen, daß dort konföderative Staatsregelun­
gen, Verfassungsregelungen Platz greifen. Damit 
müssen wir uns abfinden. Und auch darauf gehör­
te eine Reaktion unserer Außenpolitik, die aber 
nicht erfolgt. 

Ganz wichtig, Herr Außenminister, ist die Fra­
ge einer großen ökologischen Initiative gemein­
sam mit unseren östlichen Nachbarstaaten, und 
dies vor allem im Bereich der Verkehrswege. Es 
geht um ein Abwenden von den Autobahnen hin 
zu einem funktionierenden Bahnverkehr. Die 
ÖBB sind zwar sehr mutig im Entwerfen von Plä­
nen, aber, Herr Außenminister, Sie müssen hier 
zusammen mit den anderen kompetenten Herren 
in der Regierung ein klares Wort sprechen. Eine 
Änderung im Bereich des Verkehrs ist ganz, ganz 
wichtig. Die Priorität gilt der Bahn. Hier können 
wir helfen, daß der Osten nicht jene Fehler wie­
derholt, die wir selber leider gemacht haben. 

Ich kann von hier aus begrüßen - und ich 
glaube, wir sind einhellig dieser Auffassung -, 
daß sich nun auch Albanien am KSZE-Prozeß 
beteiligen will. Das ist eine ganz wichtige Ent­
scheidung, und ich hoffe, daß dadurch insgesamt 
ein Demokratisierungsprozeß eingeleitet wird, 
damit das albanische Volk und die Volksgruppen 
von dieser einseitigen reststalinistischen Mentali­
tät, unter der sie dort leiden, befreit werden. 

Vermißt habe ich, Herr Außenminister, eine 
ganz klare Aussage in Richtung Ihres Parteikolle­
gen in Bonn. Bitte, wie Herr Kohl die Sache der 
deutschen Einigung angegangen ist, war ein Skan­
dal. Solche Verhaltensweisen, solche Presseäuße­
rungen führen uns ja letztlich dazu, daß wir wie­
der eine Diskussion anfachen, wie wir sie vor dem 
Zweiten Weltkrieg hatten. Da wäre eine klare 
Aussage von Ihnen, Herr Außenminister, not­
wendig gewesen, nämlich dahin gehend, daß, wer 
heute in Europa Grenzen in Frage stellt, faktisch 
die Nachkriegsordnung in Frage stellt und auch 
den Frieden in Europa in Frage stellt. Dazu war 
ein klärendes Wort von Ihnen nicht zu verneh­
men. (Beifall bei den Grünen.) 

Man kann nicht Frieden wollen und gleichzei­
tig sagen: Na ja, die Grenze werden wir euch 
schon irgendwie garantieren, aber wir müssen das 
auch ein bißehen mit einer Reparationszahlung 
verknüpfen. Das heißt, irgendwelche Mauschel­
partien angehen und Händlermanieren an den 
Tag legen. Händlermanieren sind in einer so ern­
sten Frage einfach nicht am Platze. Und dazu war 
ein klärendes Wort von Ihnen nicht gegeben, 
Herr Außenminister! 

Wir müssen einfach sagen - und das auch im 
Interesse unserer eigenen Grenzen -, daß wir 
eine solche Diskussion nicht haben wollen. Meine 
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Damen und Herren! Wir wollen keine Diskussion 
über Anschlußfragen, Grenzverschiebungen und 
dergleichen. Denn dann könnten auch andere 
Völker in Europa plötzlich gewisse Dinge in Dis­
kussion bringen, und es wird etwas, was wir 
schwer erreicht haben, letztlich wieder in Frage 
gestellt. Alles ist dann sozusagen im Flusse, und 
es ergeben sich wieder Gelegenheiten für diverse 
Scharlatane. Ich glaube, da muß rechtzeitig ein 
klärendes Wort erfolgen. 

Nicht gutheißen können wir Grüne auch, daß 
ein derartiger Ausverkauf der Firmen im Osten 
stattfindet. Ich habe Daten über Firmen in Bulga­
rien und Polen, in denen wir bereits zu hundert 
Prozent drinnen sind. Man hat oft das Gefühl. es 
geht um einen Ausverkauf. Ich verstehe schon, 
die Not dort ist sehr groß, und man ist letztlich 
interessiert, jedem Investor, wenn er nur ein biß­
ehen Ernst zeigt, eine Chance zu bieten. Nur bin 
ich der Auffassung - das geht an die Adresse 
unserer östlichen Nachbarländer -, sie sollen 
keinen Ausverkauf mit ihren Gütern, mit ihrem 
Boden, mit ihren Firmen, mit ihren Produktions­
mitteln und vor allem auch nicht ihrer Arbeits­
kräfte betreiben. Es geht nicht an, daß wir unsere 
Ostnachbarländer als Reservoir für billige Ar­
beitskräfte und sozusagen als geeignet für eine 
Verlagerung von Produktion ansehen, indem wir 
einfach sagen: Dort gibt es die geringeren Lohn­
nebenkosten, gehen wir halt hin, um ein bißchen 
auszubeuten, es wird schon keiner bemerken. 

Meine Damen und Herren! Nach wie vor unge­
klärt ist die Situation in Rumänien. Und auch da 
wäre es notwendig, klärende Worte zu sprechen. 
Wir haben schon wieder so ein "Rumänien-Syn­
drom", würde ich sagen. Wir meinen schon wie­
der: Na endlich, jetzt haben sie ein bißchen De­
mokratie, so wie früher Ceause§cu halt ein biß­
ehen gegen die Russen war, es war eh alles in 
Ordnung, und das hat uns relativ genützt, und wir 
brauchen eigentlich nur ein bißehen Ruhe wieder 
da unten. In Wirklichkeit muß man festhalten, 
daß dieses Land noch sehr, sehr weit entfernt ist 
von demokratischen Strukturen. Im Gegenteil, es 
entwickelte sich leider Gottes in den letzten Wo­
chen wieder zurück. Und daher muß man fest­
stellen, daß dieser Druck auf Rumänien nach wie 
vor notwendig ist, und zwar auch im Zusammen­
hang mit der Behandlung der Volksgruppen in 
diesem Lande. Es hat zwar eine Revolution gege­
ben in Rumänien. Aber unsere Antwort darauf 
war sehr traurig und falsch, nämlich: Einführung 
der Visumpflicht für Rumänen. Vorher taten wir 
das schon für die Türken. - Meine Damen und 
Herren, das ist eine etwas sonderbare Reaktion 
Österreichs auf Entwicklungen im Osten. 

Wir können als Grüne der Enteignungspolitik, 
die im Osten geschieht, einfach nicht zustimmen. 
Wenn wir nicht Subtilität entwickeln für die dor-

tigen Wirtschaftsverhältnisse, für die kulturelle, 
politische und soziale Situation der Menschen 
dort, wenn wir einfach sagen, wir nützen die 
Chance zum Einkaufen, zu Hamsterkäufen, dann 
sind wir wirklich fehl am Platz, und zwar auch 
mit unserem Kapitaleinsatz. Und hier ist die Fra­
ge sehr wichtig: Wie wird das zukünftige Konzept 
der EG, des Pariser Klubs aussehen im Zusam­
menhang mit dieser Osthilfe? Wird man mit der 
nötigen Subtilität vorgehen, oder wird man ein­
fach das Geld hinschicken und sagen: Na gut, jetzt 
wollen wir aber dann auch kontrollieren und 
letztlich Ostkolonien schaffen? 

Meine Damen und Herren! Das müssen wir uns 
fragen. Aber zu diesen Punkten war ja nur sehr 
wenig von Ihnen, Herr Außenminister, zu erfah­
ren. 

In diesem Zusammenhang erlauben Sie mir, 
auch noch ein weiteres, sich oft etwas am Rande 
bewegendes Kapitel aufzuschlagen. Gerade in 
dieser Situation wäre es notwendig, eine fort­
schrittliche, eine positive Volksgruppenpolitik in 
Österreich zu entwickeln. Viel mutigere, viel ra­
schere Schritte wären da notwendig. 

Meine Damen und Herren! Diese Sprachen 
werden wichtig, diese Sprachen sind wichtig. Und 
wie ich von einem Kollegen aus Niederösterreich 
erfahren habe, gibt es bereits sehr, sehr viele Neu­
anmeldungen zu Sprachkursen, sodaß man gar 
nicht in der Lage ist, die nötigen Lehrer zu be­
schaffen und vorzusorgen, daß die entsprechen­
den Lehrmitteln zur Verfügung stehen. Ich glau­
be, man sieht daran, daß die Bevölkerung oft ver­
nünftiger ist als die Politik. Sie reagiert schneller, 
konkreter. 

Hier wäre es sehr wichtig, Herr Außenminister, 
eine Initiative im Zusammenhang mit der Ent­
wicklung im Osten auch für die Volksgruppen in 
Österreich zu gestalten, etwa vor allem im Zu­
sammenhang mit dem Gymnasium für Ungarn 
und Kroaten im Burgenland und mit der jetzt im 
Gange befindlichen Ausweitung einer Handels­
akademie für Slowenen in Klagenfurt am BG für 
Slowenen. Und natürlich wird es notwendig sein, 
auch in Wien - die Initiative dazu wurde bereits 
ergriffen - ein breites mehrsprachiges Gymnasi­
um, eine tschechisch-/-ungarisch-/kroatischspra­
ehige höhere Schule zu initiieren. Ich glaube, da 
müssen wir viel mehr Mut zeigen und vor allem 
ein bißchen rascher handeln. 

Was wichtig ist und mich freut: Ich habe gehört 
von Ihren Beamten, daß es einen Fortschritt gibt 
im Zusammenhang mit der europäischen Volks­
gruppencharta. Es bewegt sich also ein bißehen 
etwas. Auch das ist, glaube ich, der richtige Weg. 

Erlauben Sie, sehr geehrter Herr Minister, in 
verkürzter Form abschließend nur eines noch zu 
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sagen: Ich glaube, man müßte eine ganz, ganz 
große, konkrete mitteleuropäische Initiative für 
eine neue mitteleuropäische Sicherheitspolitik er­
greifen. Wir müssen mit unseren Nachbarländern 
Ungarn, CSSR, Slowenien, Kroatien, Jugoslawien 
insgesamt und auch mit anderen Ländern einfach 
ganz klar zu diskutieren beginnen: Wie wollen 
wir in Zukunft, in den nächsten Jahren, im näch­
sten Jahrtausend, unsere Grenzen schützen? Ist 
tatsächlich derartiger militärischer Aufwand dies­
seits und jenseits der Grenze notwendig, oder 
könnten wir zu einem großen neuen Sicherheits­
vertrag kommen? Zum Beispiel müßte dieser 
Elemente eines militärfreien Kordons von etwa 
80 Kilometern und Austausch von Beobachtern 
diesseits und jenseits der Grenze beinhalten. 
Wichtig wären auch regelmäßige Informationen, 
ein Informationsaustausch. Und erst ganz, ganz 
hinten rangieren dann vielleicht irgendwo Solda­
ten für den letzten Notfall, den wir ja alle nicht 
erwarten. 

Wir müssen einen großen neuen mitteleuropäi­
schen Friedensprozeß einleiten, und das heißt in 
erster Linie vor allem einmal Demobilisierung, 
Abrüstung, Verringerung der Ausgaben in diesem 
Bereich. Und natürlich muß das gemeinsam mit 
unseren Nachbarländern geschehen. Ich glaube, 
damit könnten wir enorme finanzielle Mittel für 
Investitionen gerade in diesen Krisenländern frei­
machen. Dafür könnten wir das Geld nehmen. 

Meine Damen und Herren! Wer die mutigen 
Schritte und die mutigen Visionen heute setzt, 
kann erwarten, daß er morgen dann die guten 
Früchte dieser Visionen ernten kann. Wir müssen 
aber vorbildlich sein in unserem eigenen Land. 
Wenn wir bewußt Frieden säen, werden wir auch 
Frieden ernten. - Danke schön. (Beifall bei den 
Grünen.) 14.37 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Dr. lankowitsch zu Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

14.37 
Abgeordneter Dr. Jankowitsch (SPÖ): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Die sozialistischen Abgeordneten 
dieses Hauses begrüßen diese Debatte und halten 
sie für notwendig. Denn der rasche Wandel seiner 
europäischen Umwelt fordert ja Österreich, seine 
Regierung, sein Parlament heraus, sich mit diesen 
Entwicklungen auseinanderzusetzen, gemeinsa­
me Antworten darauf zu formulieren. 

Und ich möchte gleich am Beginn dieser De­
batte sagen, meine Damen und Herren, daß es 
vielleicht kein anderes Ereignis seit 1955 gegeben 
hat, das die Notwendigkeit einer gemeinsamen 
Außenpolitik, einer Politik, die von den großen 
Parteien dieses Landes, ja vielleicht von allen im 
Parlament vertretenen Parteien getragen wird, so 

deutlich unterstreicht. Es ergibt sich die Notwen­
digkeit eines geschlossenen, konzertierten Vorge­
hens des ganzen Landes und seiner politischen 
Kräfte. 

Die Sozialistische Partei ist bereit, an diesem 
Dialog teilzunehmen, konstruktiv und auch mit 
eigenen Vorschlägen einen Dialog zu führen, aus 
dem neue gemeinsame Eckpfeiler der österreichi­
schen Außenpolitik entstehen sollen. Wir sind der 
Meinung, daß das jedenfalls keine Zeit für Allein­
gänge und noch so brillante Einzelimprovisatio­
nen ist. Jedenfalls haben wir es immer dann so 
gehalten, wenn schwere und auch herausfordern­
de Stunden unserer Geschichte gekommen sind. 
Und so soll es auch heute sein. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir uns nun 
mit den Ereignissen in Ost- und Mitteleuropa 
auseinandersetzen, Ereignissen vor unserer Haus­
türe, die aber weit reichen, bis über den Ural, bis 
an den Stillen Ozean, müssen wir uns des Um­
standes bewußt sein, daß es sich immer deutlicher 
um revolutionäre Ereignisse handelt, daß eine 
grundlegende Umgestaltung der politischen, der 
wirtschaftlichen, der sozialen Landschaft des 
Kontinents bevorsteht. Und es ist eine erste Her­
ausforderung an uns alle, daß sich diese Revolu­
tion im Zeichen uns e re r Ideen, uns e re r 
Werte abspielt, im Zeichen der Demokratie, des 
Pluralismus, der Menschenrechte und des Selbst­
bestimmungsrechtes. Allein diese Natur der Er­
eignisse, meine Damen und Herren - aber das 
muß ja gar nicht mehr gesagt werden -, verlangt 
mehr als Interesse, mehr als Applaus. 

Wir müssen gemeinsam - und das tun wir, das 
versuchen wir heute - nach Mitteln und Wegen 
suchen, wie gerade auch Österreich Seite an Seite 
mit den neuen Demokraten im Osten diesen 
Wandel mitgestalten kann. Diese Herausforde­
rung ist daher nicht nur an die Politik in Öster­
reich gestellt, auch an die Wirtschaft und das Kul­
tu rieben, an alle, die es angeht. Ich möchte auch 
sagen, daß gerade die sozialistische Bewegung 
dieses Landes, die österreichische Sozialdemokra­
tie, auch das Ihre dazu beitragen wird, daß Demo­
kratie und Pluralismus ihren Siegeszug durch die 
Welt des Ostens fortsetzen können. 

Ein erstes Prinzip, das über unserer Aktivität 
stehen sollte, ist, Herr Präsident, meine Damen 
und Herren, das uns Sozialdemokraten wohlver­
traute Prinzip Solidarität. Angesichts zerrütteter 
Wirtschaftssysteme, zerstörter Umwelt, diskredi­
tierter politischer Institutionen, die eine Welle 
neuer Auswanderer vor sich hertreiben, Auswan­
derer, die ja nicht nur vor politischer Verfolgung 
flüchten, sondern vor Not und Elend, angesichts 
solcher Dinge kann unsere Antwort nicht nur von 
ökonomischer Rationalität bestimmt werden. 
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Das heißt etwa, daß Österreich auch weiterhin 
seinen Anteil bei der Aufnahme von Menschen 
aus dem europäischen Osten zu übernehmen ha­
ben wird, einen Anteil, der allerdings von einer 
gerechten Verteilung der Lasten zwischen allen 
europäischen Demokratien beherrscht sein muß. 
Wir müssen daher auch zur europäischen Solida­
rität aufrufen. Nur auf ihrer Grundlage können 
wir unsere eigene Solidarität üben. 

Daher sollte gerade in einer Phase anhaltender 
Hochkonjunktur auch der österreichische Ar­
beitsmarkt, der schon seit vielen Jahren Arbeits­
kräfte aus dem Südosten Europas aufnimmt, für 
Bürger aus den neuen Demokratien geöffnet wer­
den. Nur so, durch gute, sozial gerechte Lösungen 
wird es auch wieder möglich sein, zu bewährten 
Praktiken zurückzukehren: zu freiem Reisever­
kehr, zu Sichtvermerksfreiheit mit einer maxima­
len Zahl europäischer Länder - ein Ideal, dem 
wir schon in den Tagen der kommunistischen 
Diktatur zugestrebt sind. Es wäre doch widersin­
nig, meine Damen und Herren, wenn im Zeichen 
neuer Freiheiten Symbole und Regelungen aus 
der Zeit der Diktatur wiederkehren würden. 

Die Menschen im Osten suchen aber nicht nur 
Ausweg aus materieller Not und Entbehrung, Zu­
gang zu Wohlstand und Prosperität, sie suchen 
Zugang zur Demokratie, zum Pluralismus. Sie 
wollen in freier Selbstbestimmung ihr Leben ge­
stalten. Das ist der Sinn der Wahlen, die es in 
diesen Tagen in Wilna, in Berlin, in Budapest 
gibt. Wir, meine Damen und Herren, werden die­
se Wahlen sehr ernst nehmen, sie anerkennen als 
Ausdruck des freien politischen Willens freier, 
frei gewordener Völker. 

Das, meine Damen und Herren, muß auch für 
die Willensentscheidung des litauischen Parla­
ments. das erst vor wenigen Tagen gewählt wurde. 
gelten. Litauen hat, so wie andere baltische Staa­
ten, Anspruch auf Wiedergutmachung eines hi­
storischen Unrechts, das durch den Hitler-Stalin­
Pakt geschehen ist. Wir hoffen - ich möchte es 
auch von diesem Ort ausdrücklich sagen -, daß 
die Sowjetunion, die sich ja selbst auf dem Wege 
zu einem neuen politischen System, mit Demo­
kratie, mit Pluralismus befindet, Litauen in die­
sem Prozeß die Hand reichen wird, versöhnlich 
und friedlich. Die Art und Weise, in der die große 
russische Nation, in der Gorbatschow, in der die 
Sowjetunion an diese Aufgabe herangeht, wird 
das Erscheinungsbild der Sowjetunion in nächster 
Zeit entscheidend beeinflussen. 

Meine Damen und Herren! Ich sage ganz ohne 
Komplexe hier: Ein unabhängiges Litauen wäre 
sicher ein Gewinn für eine demokratische Völker­
familie in Europa, eine Völkerfamilie, die am Be­
ginn eines neuen Prozesses der Zusammenarbeit 
steht, die dabei ist, etwas zu bauen, was Gorbat­
schow das "gemeinsame Haus" nennt, aber es 

darf in einem gemeinsamen Haus Zwangsinter­
nierte nicht mehr geben. 

Gewiß, auch die Verwirklichung des Selbstbe­
stimmungsrechtes muß sich an den Gesetzen ei­
ner europäischen Friedensordnung orientieren. 
Es muß das Recht auf Selbstbestimmung in Ein­
klang gebracht werden mit anderen Prinzipien: 
Frieden, Sicherheit. In diesem Geist, in europäi­
schem Geiste also, sollte auch das litauische Pro­
blem gelöst werden. 

Und noch ein drittes, meine Damen und Her­
ren, suchen die Nationen im Osten: Integration -
das ist die große Lösung heute in allen osteuro­
päischen Staaten -, Rückkehr nach Europa, In­
tegration, Reintegration zu Werten, zu Idealen, 
Hinwendung auch - es wurde schon gesagt - zu 
den Institutionen der europäischen Integration 
vom Europarat bis zu den europäischen Gemein­
schaften. 

In diesem neuen Prozeß, meine Damen und 
Herren, ist auch Österreich eine bedeutende Rol­
le zugedacht. Sie leitet sich ab aus der Geopolitik, 
aus der Geschichte, der Kultur, unserer besonde­
ren Sensibilität für die Menschen dieses Raumes. 

Erlauben Sie mir einige Bemerkungen zu die­
ser Rolle. Ich glaube - und hierin stimmen wir ja 
alle überein -, daß unser Land vor allem zu je­
nen gehören muß, die den Prozeß der Demokra­
tisierung, machmal der Redemokratisierung Ost­
europas nicht nur mit Aufmerksamkeit und 
Wachsamkeit begleiten, sondern ihn auch durch 
Hilfestellung untermauern. Wir wollen darüber 
hinaus den neuen Demokratien den Weg öffnen 
zu dem Europa, dem sie sich zugehörig fühlen, 
denn ich glaube, gerade Österreich kann kein In­
teresse daran haben, daß es auf diesem Kontinent 
Europäer erster Klasse, Europäer zweiter Klasse 
gibt. 

Wir haben auch kein Interesse daran, daß in 
der Mitte des Kontinents nach dem Fall des Eiser­
nen Vorhangs neue Grenzen entstehen; eine Ar­
mutsgrenze zum Beispiel, eine Umweltgrenze 
oder eine Grenze, die Demokratie und Men­
schenrechte teilt. 

Wir müssen sehr genau überlegen, was wir die­
sen Nationen aus unserer eigenen Erfahrung an­
bieten können, zum Beispiel bei der Bewältigung 
von Nationalitätenkonflikten im Osten, wo dieser 
Dämon wieder erscheint. Wir können etwa ein 
Modell anbieten, das mir gerade in den letzten 
Tagen wieder plastisch vor Augen gekommen ist 
bei einem Besuch in Bozen, nämlich die Art, wie 
wir mit Italien, mit den Südtirolern die Frage der 
Autonomie geregelt haben. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen die 
Rechtsordnung in diesen Staaten gemeinsam un-
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terstützen, die Reform unterstützen. Ich möchte 
daher an dieser Stelle folgenden Entschließungs­
antrag einbringen: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Fischer, Dkfm. DDr. Kö­
nig, Dr. Steiner, Dr. lankowitsch und Genossen 
betreffend Verwirklichung der Menschenrechte 
und Abschaffung der Todesstrafe in osteuropäi­
schen Staaten 

Es gibt seit längerer Zeit Bestrebungen einzelner 
osteuropäischer Staaten zu einer Annäherung an 
den Europarat. Diese Bestrebungen wurden durch 
die Ereignisse der Letzten Monate verstärkt und ge­
hen von nahezu allen Staaten aus. Österreich hat 
zur Unterstützung dieser Aktivitäten schon bisher 
einen ~vichtigen Beitrag geleistet. Eine Annäherung 
bis hin zu einem allfälligen Beitritt zum Europarat 
bedeutet, abgesehen von der Voraussetzung einer 
demokratischen Rechtsordnung, daß auch die 
Rechtsordnungen der beitrittswilligen Staaten den 
in der Menschenrechtskonvention verankerten 
Grundrechten entsprechen. 

Zu den Wesensmerkmalen der kommunistischen 
Diktatur zählte aber unter anderem ein Strafrecht, 
in dem schwere Strafen für Tatbestände angedroht 
wllrden, die in demokratischen Ländern gar nicht 
Unier Strafe stehen, wie zum BeispieL "RepubLik­
flucht". Darüber hinaus wurde in diesen Straf­
rechtsordnungen auch die Todesstrafe in extensi­
ver Weise angedroht. 

Die jüngste EntwickLung hat dazu geführt, daß in 
der DDR und in Rumänien die Todesstrafe abge­
schafft wurde, aber in anderen Ländern noch Be­
standteil der Rechtsordnung ist. 

Im Hinblick darauf erscheint eine weitere Unter­
stützung der bisher kommunistisch regierten Staa­
ten erforderlich, durch die ihnen die Möglichkeit 
eingeräumt wird, ihre Rechtsordnung entspre­
chend zu ändern, um danach die Menschenrechts­
konvention einschließLich der ZusatzprolOkolie ra­
tifizieren zu können. 

Die unterfertigten Abgeordneten steLLen daher 
nachstehenden 

Entschließungsantrag : 

Der Nationalrat wolle beschLießen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, den bisher 
kommunistisch regierten Staaten im Rahmen bila­
teraLer Kontakte wie auch in multilateralen Orga­
nisationen, insbesondere im Europaral und in den 
Vereinten Nationen, jede Unterstützung zur Re­
form ihrer Rechtsordnung zu gewähren, um zu er­
reichen, daß der Prozeß der Demokratisierung und 
der Sicherung der Menschenrechte fortgesetzt wird 

und es dadurch in den Ländern, in deren Rechts­
ordnungen die Todesstrafe noch angedroht ist, zu 
einer Abschaffung dieser Strafe kommt. 

Ich bitte um Unterstützung dieses Antrages. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP sowie Beifall des Abg. 
Moser.) 

Meine Damen und Herren! Die heutige Debat­
te - und damit möchte ich mich im zweiten Teil 
dieser Ausführungen beschäftigen - dient aber 
auch einer Standortbestimmung Österreichs nicht 
nur gegenüber der osteuropäischen Welt, sondern 
im europäischen Kontext überhaupt. Denn es 
kann keinem Zweifel unterliegen, meine Damen 
und Herren, daß die Veränderungen im Osten, 
die Redemokratisierung, die Europäisierung des 
Ostens, Österreich nachhaltig beeinflussen, viele 
unserer bisherigen Aufgaben und Funktionen ei­
nem Wandel unterwerfen. Wir müssen daher dar­
über nachdenken: Worin besteht heute in dieser 
europäischen Welt unser politisches, unser wirt­
schaftliches, unser kulturelles Potential? 

Ich möchte zu dem, was schon gesagt wurde, 
eines unterstreichen: Ich zähle zu diesem Potenti­
al zuallererst die ständige Neutralität Österreichs 
als wichtigen Faktor der Sicherheit gerade in ei­
ner Zeit raschen Wandels. Den Wert der österrei­
chischen Neutralität auch für die heutige europäi­
sche Welt möchte ich schon deswegen voranstel­
len, weil es in den letzten Wochen und Monaten 
manchmal Stimmen gegeben hat, die meinen, an­
gesichts eines abflauenden Ost-West-Konflikts 
könnte von einer Verringerung der Bedeutung 
der Neutralität gesprochen werden. Manche, wie 
ein Wiener Publizist, spekulieren sogar über eine 
abnehmende "Neutralitätsrendite" , so als wäre 
die Neutralität eine Ware, deren Preis durch den 
Markt bestimmt wird. 

Dazu möchte ich folgendes feststellen: Die eu­
ropäische Institution Neutralität, meine Damen 
und Herren, als besondere Form der Friedenser­
haltung und der Kriegsverhinderung ist älter als 
der kalte Krieg und hat schon früher in der Ge­
schichte Bewährungsproben abgelegt. .. Österreich 
hat diesen Status 1955 nach reiflicher Uberlegung 
und nach einer langen nationalen Debatte ange­
nommen, einer Debatte, die in die Erste Republik 
zurück reicht und bei der zum Beispiel der denk­
würdige Beschluß des sozialdemokratischen Ab­
geordnetenklubs aus 1933 zu erwähnen wäre. 

Wenn wir die ständige Neutralität angenom­
men haben, dann nicht nur als Ausweg aus dem 
kalten Krieg, sondern um damit wieder eine neue 
außenpolitische Existenzform zu finden, die uns 
gute Dienste geleistet hat. 

Aus einer Erosion der Blöcke darf daher nicht 
auf eine Erosion der Neutralität geschlossen wer­
den, nicht zuletzt deshalb, weil sie auch Aufgaben 
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universaler Art zu erfüllen hat. Ich möchte sagen: 
Auch zwischen einem ganz unbewaffneten We­
sten und einem unbewaffneten Osten - würden 
die Blöcke einmal wirklich verschwinden - hätte 
Österreich eine Rolle, die schon die Geopolitik 
zuweist, war doch Wien immer schon das Tor 
zum Osten - in guten wie in bösen Zeiten. 

An Potential möchte ich die Kraft und Dyna­
mik der österreichischen Volkswirtschaft erwäh­
nen und besonders ihre Fähigkeit, ihre zuneh­
mende Fähigkeit, den für alle Industrieländer so 
wichtigen Ausgleich zwischen Ökonomie und 
Ökologie herzustellen, eine Erfahrung, die Öster­
reich im Rahmen einer neuen Umweltagentur 
oder eines Umwelt-Marshallplans für den Osten 
einbringen sollte, weil ja gerade dort die ökologi­
sche Katastrophe ungeahnte Ausmaße annimmt; 
bedenke man etwa, daß heute allein aus den 
Schornsteinen der DDR jährlich 5 Millionen 
Tonnen, aus den Schornsteinen der eS SR 3 Mil­
lionen Tonnen Schwefeldioxid kommen, daß die 
Menschen in den Industriegebieten von Halle, 
Kattowitz, Ostrau heute schon früher sterben, 
daß das Wasser nicht mehr trinkbar, der Boden 
vergiftet und die Luft verpestet ist. 

Es wurde hier auch sehr vieles über die kultu­
relle Präsenz Österreichs, die Einstimmung auf 
die neue Lage gesagt. Ich glaube, daß hier auch 
wichtige neue Funktionen und Aufgaben entste­
hen für den auswärtigen Dienst der Republik, der 
gerade im osteuropäischen Raum der Ergänzung 
und des Ausbaus bedarf. Es kann ja nicht möglich 
sein, meine Damen und Herren, daß es gerade 
jetzt ausreicht, daß im gesamten großen russi­
schen Reich, in der Sowjetunion nur eine einzige 
Vertretungsbehörde besteht, kein Kulturinstitut 
in Moskau, kein Generalkonsulat, ja auch nur 
eine einzige Außenhandelsstelle. Das ist sicher 
eine große Belastung für einen heute schon an 
Rekrutierungssorgen leidenden auswärtigen 
Dienst, aber auch hier sollte Öffnung, etwa in 
Richtung auf Absolventen anderer Studienrich­
tungen, eine Lösung sein. 

Ein letztes, meine Damen und Herren: Eine 
Standortbestimmung Österreichs in dieser Stunde 
der europäischen Geschichte erfordert aber auch 
eine sehr klare und unzweideutige Definition der 
österreich ischen Identität, einer unverwechselba­
ren Identität aufgebaut in den Jahren der Zweiten 
Republik auf nationalem Selbstverständnis, Be­
kenntnis zur österreichischen Unabhängigkeit, 
auf den Grundlagen auch dieser Identität. 

Ich möchte das gerade in einem Moment sagen, 
in dem der Prozeß der deutschen Einheit ja man­
che Sorgen und Ängste aus der Zwischenkriegs­
zeit wiederbelebt, und zwar - wir müssen es aus­
spre~hen - Sorgen und Ängste auch in Richtung 
auf Osterreich. Was heißt es denn, wenn manche 
hier schon wieder vom dritten deutschen Staat 

sprechen, manche sich in Italien den Kopf dar­
über zerbrechen, wie man Österreich vor dem 
Sog Deutschlands schützen kann und so weiter 
und so fort? 

All diesen Stimmen, ob sie aus Paris, Moskau, 
Washington, Rom kommen, möchte ich eines 
entgegenhalten: Nie und nimmer, meine Damen 
und Herren, war Österreich oder wird Österreich 
ein dritter deutscher Staat sein! Keine Idee ist so 
tot in Österreich wie die Idee des Anschlusses. 

Aber nicht nur wegen solcher Stimmen im Aus­
land, die ich nicht überbewerten möchte - aber 
ich habe sie selbst gehört in Paris, in Moskau und 
anderswo -, sollten wir uns doch nicht ver­
schweigen gegenüber dem Prozeß der deutschen 
Einheit, einem ganz Europa bewegenden und er­
schütternden Vorgang, und ihn nur in Nebensät­
zen behandeln. 

Meine Damen und Herren! Niemand in Euro­
pa, und zuallerletzt Österreich, wird dem deut­
schen Volk sein Recht auf Selbstbestimmung 
streitig machen. Und was jetzt in der Mitte Euro­
pas entsteht, ist ja sicher auch nicht das vierte 
Reich, ist auch weit entfernt von jenem Deutsch­
land, das in der Zwischenkriegszeit in Angst und 
Frustration seinen Platz in Europa gesucht hat, 
gar nicht zu reden von dem Reich, das ja dann 
eine ganze Welt an den Rand des Abgrunds ge­
bracht hat. 

Es geht mir, meine Damen und Herren, also 
nicht darum, neue Ängste zu erwecken oder die 
Gespenster der Vergangenheit neu zu beleben. 
Dennoch müssen auch wir unsere Interessen sehr 
g.enau abgrenzen, sehr genau sagen, was hier für 
Osterreich auf dem Spiel steht, daß wir keine 
Lust haben, im Schatten eines großen Bruders zu 
leben. Wenn es um Interessengemeinschaft geht, 
dann jedenfalls mit größeren oder kleineren 
Nachbarn Deutschlands. 

Was sind nun unsere Interessen? Hier muß ich 
vor allem und in erster Linie erinnern an die Not­
wendigkeit der Stabilität, an die Erhaltung von 
Grundprinzipien der heutigen europäischen Frie­
densordnung, wie es Grenzen nun einmal sind. 
Und wir wissen bei Gott, wie schmerzlich Gren­
zen sein können. Daher sollte auch in diesem 
Haus einmal mit aller Deutlichkeit gesagt werden, 
meine Damen und Herren, daß wir jede Diskus­
sion über die deutsch-polnische Grenze und an­
dere für überflüssig und gefährlich halten. 

Wenn man sich hier schon an ausländische 
Vorbilder hält, dann erscheint mir die Art und 
Weise, in der ein Willy Brandt an diese Frage her­
angegangen ist, ehrlicher, konstruktiver und eu­
ropäischer als das lange Verwirrspiel des deut­
schen Bundeskanzlers Kohl. (Abg. Dr. K hol: 
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Beim Brande muß man nur fragen. in welchem 
Jahr.') 

Es geht also hier um Stabilität, darum, Bedro­
hungen für die Zukunft auszuschalten. Daher 
sollte Österreich auch sein Wort sagen zur künfti­
gen Sicherheitspolitik in Europa, zum Beitrag, 
den wir von einem künftigen vereinten Deutsch­
land erwarten, von dem ich jedenfalls meine, daß 
es ein denuklearisiertes Deutschland sein sollte, 
ein Deutschland eingebunden in einen gesamteu­
ropäischen Sicherheitsverband. (Präsident Dr. 
DiLL e r sb erg er übernimmt den Vorsitz.) 

Die Zeit reicht nicht aus, auch noch anderes 
hier anzuführen. Nur ein Wort zur Wirtschaft. 
Wir müssen uns der künftigen Stellung dieses 
Landes in der europäischen Wirtschaft bewußt 
werden. 

Präsident Dr. Dillersberger: Herr Abgeordne­
ter! Ihre Zeit ist abgelaufen. Bitte, einen Schluß­
satz. 

Abgeordneter Dr. Jankowitsch (fortsetzend): 
Ich bin sofort fertig. Hier gewinnt unsere Politik 
der Annäherung an die EG besondere Bedeu­
tung. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen also 
nun diesen Weg durch die europäische Land­
schaft ... /4.59 

Präsident Dr. Dillersberger: Herr Abgeordne­
ter! Ich mache mich ungerne unbeliebt bei Ihnen, 
aber Sie sind mit Ihrer Redezeit bereits 20 Se­
kunden über das Ende geraten. (Abg. Dr. Ja n -
k 0 w i ( S c h: Ich habe gehofft, Sie geben mir noch 
Zeit. weil ich einen Entschließungsantrag vorgele­
sen habe! Aber wenn es zuviel ist, werde ich jetzt 
schließen und den Rest schriftlich verteilen.' - Bei­
fall bei SPÖ und ÖVP.) 

Der soeben eingebrachte Entschließungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Fischer, Dkfm. DDr. Kö­
nig und Genossen ist genügend unterstützt und 
steht daher mit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Dkfm. DDr. König. Ich erteile es ihm. 

14.59 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Das Scheitern des realen Sozia­
lismus im wirtschaftlichen, im gesellschaftlichen, 
im Umweltbereich, wie es Kollege lankowitsch 
jetzt plastisch aufgezeigt hat, und die neuen De­
mokratisierungsbewegungen stellen den Westen 
und damit auch Östereich vor eine große Heraus­
forderung. Ich glaube, es geht darum, daß wir die­
se Herausforderung auch als Chance begreifen. 

Wenn die Demokratisierungsbewegungen in 
Zentral- und Osteuropa Erfolg haben sollen, und 
zwar auf Dauer, dann wird es notwendig sein, daß 
sie auch wirtschaftlichen Erfolg haben, denn die 
Menschen erwarten sich jetzt, wo sie hoffen, die 
Freiheit zu finden, daß es damit auch wirtschaft­
lich wieder besser wird. 

Die Voraussetzung für diesen für die Politik so 
notwendigen wirtschaftlichen Erfolg ist die Be­
reitschaft der Länder im Osten, das marktwirt­
schaftliche System, das System der sozialen 
Marktwirtschaft, zu übernehmen. Nur so - nur 
so! - kann den Ansprüchen der Menschen, die so 
lange Entbehrungen ausgesetzt waren, entspro­
chen werden. Und nur so kann auch das westliche 
Konzept, auch das österreichische Konzept, Hilfe 
zur Selbsthilfe zu leisten, Erfolg haben. 

Es hat gestern der Abgeordnete Pilz die Be­
hauptung aufgestellt, es würde von Österreich ge­
genüber den Oststaaten nur dem Profitstreben 
gefolgt, und was hier getan würde, wäre Neokolo­
nialismus. Pilz irrt, bewußt oder unbewußt. aber 
gründlich! 

Österreich steht mit 400 Joint Ventures, mit 
400 Kooperationen an der Spitze der westlichen 
Staaten in Osteuropa, allein 100 davon in Un­
garn. Das sind vorwiegend Kooperationen kleiner 
und mittlerer Betriebe. Das sind private Betriebe, 
die hier Risken eingehen, die wirtschaftliche 
Kenntnisse, technisches Know-how einbringen, 
die den Menschen im Osten jene so dringend not­
wendige Hilfestellung geben, die sie brauchen, 
um ihre Wirtschaft aufbauen zu können, um Ar­
beitsplätze im eigenen Land schaffen zu können. 

Das ist das Gegenteil von Ihrem Kolonialismus. 
Das ist wirtschaftliche Vernunft, und wir sollten 
diesen vielen Hunderten österreichischen kleinen 
und mittleren Unternehmen dankbar für diese In­
itiative sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Österreich beteiligt sich darüber hinaus an den 
multilateralen Aktionen der OECD. Der Außen­
minister hat darauf hingewiesen, daß im Zusam­
menhang mit der Ost-West-Bank noch in diesem 
Halbjahr das Garantiegesetz geschaffen werden 
soll, das die Möglichkeit bieten wird, nicht nur 
Infrastrukturinvestitionen zu fördern, sondern 
darüber hinaus auch Kredite, die wir gegeben ha­
ben, in Beteiligungskapital umzuwandeln und auf 
diese Weise wieder einen technologischen Know­
how-Transfer durchzuführen. 

Österreich hat auch ein beachtliches Programm 
im Rahmen der Bundesregierung beschlossen, um 
sowohl im wissenschaftlichen Bereich wie im Be­
reich des Schulwesens Hilfe zu leisten, Wissen 
und Kenntnisse zu übertragen. Auch das ist das 
Gegenteil von Neokolonialismus, sondern echte 
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Hilfe zur Selbsthilfe, die wir auf diese Weise lei­
sten. 

Natürlich - das wurde bereits gesagt - geht es 
auch, damit das wirksam werden kann, um den 
Aufbau der Verkehrsinfrastruktur. Wir bekennen 
uns dazu, daß hier rechtzeitig für den Ausbau lei­
stungsfähiger Bahnverbindungen gesorgt werden 
soll, aber auch dazu, daß in Wien der Donauha­
fen ausgebaut wird und daß es zum Ausbau der 
Staustufe Wien kommt (Beifall des Abg. Dr. Neid­
hart), damit Wien als Donauhafen das wertvollste, 
weil ökologisch am sinnvollsten nutzbare Ver­
kehrsband auch tatsächlich nutzen kann, nämlich 
die Donau, die die Oststaaten verbindet. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.J 

Bis wir die Bahnen ausgebaut haben, bis das so 
weit ist, meine Damen und Herren, müssen wir 
dafür sorgen, daß die Produkte dieser Koopera­
tion österreichischer Betriebe mit ungarischen, 
tschechischen, slowenischen Betrieben auch tat­
sächlich transportiert werden können, denn die 
Leute dort wollen und müssen ja auch die drin­
gend notwendigen Devisen verdienen. 

Das heißt, wir brauchen auch Transportlizen­
zen für österreichische Frächter, damit wir das 
Transportgut weiterbringen können. 

Es ist völlig falsch, wenn die Grünen sagen. das 
darf nicht geschehen. Wir müssen die Bahn aus­
bauen. jawohl, aber wir müssen jetzt dafür sorgen, 
daß der Verkehr bewältigt wird und daß wir den 
Staaten auch wirksame Hilfe leisten können. (Bei­
fall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ. 
- Abg. Hai ger mo s e r: Nicht nur reden, son­
dern auch tun.') 

Wir tun ja wirklich etwas. Sie haben ja mitge­
stimmt, dankenswerterweise hat Ihre Fraktion 
mitgestimmt. Wir haben uns auch dazu bekannt, 
daß es neben der materiellen Hilfe notwendig ist, 
ideelle, geistige Hilfe zu leisten, und zwar vor al­
lem jenen jungen Demokratiebewegungen, die in 
diesen Ländern nun entstanden sind und die na­
türlich Wissen und Erfahrung aus dem Westen 
brauchen. Ich glaube, daß es sich sehr bewährt 
hat, daß wir gemeinsam eine Aufstockung der 
Mittel für die politischen Akademien, für diese 
internationale Hilfe und Schulung beschlossen 
haben. 

Wir haben damit wirklich einer großen Zahl 
vor allem auch junger Menschen in diesen Län­
dern die Hilfestellung geboten, wie man moderne 
Gemeindepolitik, Genossenschaftspolitik, über­
haupt wie man einen demokratischen Wahlkampf 
gestalten kann. 

Das ist nicht nur für unsere Nachbarn wichtig, 
das ist ganz besonders wichtig für jene Staaten, 
die erst am Anfang der Demokratisierung stehen, 

die noch größte Schwierigkeiten haben durchzu­
kommen, wie etwa Bulgarien und Rumänien. Ich 
glaube, daß das ein wertvoller Weg war, den wir 
hier beschritten haben und den wir fortsetzen und 
ausbauen sollen. 

Zweitens: Wir unterstützen Privatinitiativen. 
Es wird jetzt der Zeitungsherausgeberverband in 
einer großen Spendenaktion Papier für die 
Tschechoslowakei und für Slowenien zur Verfü­
gung stellen. damit diese jungen demokratischen 
Bewegungen in der Lage sind, ihre Ideen in einem 
fair geführten Wahlkampf herauszubringen. Die 
Bundesregierung wird diese Beträge verdoppeln, 
und wir werden hier im Parlament dafür sorgen, 
daß auch die Bedeckung dafür vorhanden ist. 
Auch das, glaube ich, ist eine notwendige Hilfe, 
die wir als Österreicher, als kleines Land geben 
können, um diesen Demokratisierungsprozeß im 
Osten tatkräftig nicht nur mit Worten, sondern 
mit Taten zu unterstützen. (Beifall bei der Ö VP 
und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es ist von Außen­
minister Dr. Mock schon darauf hingewiesen 
worden, daß dem Europarat angesichts dieser 
Veränderungen im Osten ein neuer Stellenwert 
und eine neue Funktion zukommt. Ich möchte 
feststellen, daß die österreichischen Abgeordne­
ten zum Europarat, die gesamte österreichische 
Delegation gemeinsam hier an einem Strang zieht 
und daß sie gemeinsam dafür gesorgt hat, daß es 
dazu gekommen ist, daß wir nun die Ungarn, die 
Tschechen, die Jugoslawen und auch die Sowjets 
als Beobachter beziehungsweise als Gäste dort ha­
ben. 

Ich hoffe, daß es auch möglich sein wird, ge­
meinsam eine Initiative zu ergreifen, daß man 
auch im Rahmen des Europarates für die Beach­
tung der Minderheiten und ihrer Mindestrechte, 
der Erhaltung ihrer Kultur und Identität, sorgt. 
Denn zweifelsohne gehört zum Demokratisie­
rungsprozeß auch, daß man das Recht der Min­
derheiten wahrt und ihnen jenen Raum gibt, in 
dem sie ihre kulturelle Identität erhalten können. 
Auch diesbezüglich wird der Europarat sicher 
eine Funktion erfüllen können. 

Der Abgeordnete Smolle hat sich wieder ein­
mal massiv dagegen gewandt, daß Österreich sei­
nen Weg nach Brüssel weiterhin unbeirrt fort­
setzt. Ich sage Ihnen, Herr Abgeordneter Smolle, 
Sie irren. Österreich ist nämlich nur dann in der 
Lage, den östlichen Nachbarn wirklich ein Maxi­
mum zu geben, wenn wir uns des ganzen Gewich­
tes der großen Europäischen Gemeinschaft versi­
chern können, wenn wir das als Teil dieser Euro­
päischen Gemeinschaft umsetzen können. 

Das ist nicht nur meine Meinung, sondern das 
ist auch die Meinung der Ungarn, das ist zu einem 
guten Teil auch die Meinung der Tschechen, weil 
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sie wissen, daß die wirtschaftliche Hilfe, die sie 
brauchen, nur von der großen Gemeinschaft ge­
leistet werden kann, und weil sie noch etwas sa­
gen: Sie haben nämlich Vertrauen zu uns Öster­
reichern, zu unserer Kenntnis ihrer Verhältnisse 
und zu unserem Verständnis für ihre Probleme, 
sie haben Vertrauen, daß wir in der Europäischen 
Gemeinschaft für dieses Verständnis auch sorgen 
können und dafür eintreten werden, daß diese 
Gemeinschaft nicht eine Festung Europa wird, 
sondern eine offene Gemeinschaft gerade auch 
gegenüber dem Osten bleibt. (Beifall bei der ÖVP 
und bei Abgeordneten der SPÖ. Abg. 
S rn 0 II e: Die Beschränkung auf EG-Europa ist 
envas zu klein, das müssen Sie doch begreifen.') 

Wir beschränken uns ja nicht auf EG-Europa, 
Herr Abgeordneter Smolle, sondern wir wollen 
als ein aktives Mitglied dieser starken Europäi­
schen Gemeinschaft dafür sorgen, daß Österreich 
voran und die ganze Gemeinschaft für den Osten 
offen bleibt und für den Osten aktive Unterstüt­
zung leistet. (Be/fall bei der Ö VP und bei Abge­
ordneten der SPO.) 

Ein Wort in dem Zusammenhang auch zur Si­
tuation in der DDR. Wir alle freuen uns, daß es 
am 18. März, also in Kürze, zu freien Wahlen 
kommen wird. Ich betrachte aus meiner Sicht die 
bevorstehende Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten nicht als Konkurrenz zum österreichi­
schen Beitrittsansuchen in Brüssel. Das ist etwas 
anderes: Hier wird ein bestehendes Mitglied grö­
ßer werden mit all den Problemen, die das mit 
sich bringt. Aber es wird zweifelsohne das öster­
reichische Anliegen beschleunigen, denn selbst­
verständlich werden die Probleme, die damit für 
die EG verbunden sind, es erst recht notwendig 
machen, daß diese Gemeinschaft als Ganzes in 
ihrem Binnenmarkt auch geographisch konsoli­
diert wird. 

Wir kommen nicht mit leeren Händen nach 
Brüssel. Wir sind ein selbstbewußter Beitrittswer­
ber, der weiß, daß er in diese Gemeinschaft viel 
einzubringen hat. 

Wir müssen allerdings darauf bestehen, daß wir 
mit gleichen Rechten und nicht nur mit Pflichten 
in diese Gemeinschaft gehen. Daher kann jede 
andere Verhandlung im europäischen Wirt­
schaftsraum nur dann für uns überhaupt in Be­
tracht kommen, wenn sie uns dieses gleiche Mit­
spracherecht sichert, wenn sie uns nicht aus­
schließt vom freien Güterverkehr, nicht aus­
schließt vom freien Personenverkehr und wenn 
sie nicht unsere Landwirtschaft ausschließt. Das 
sind die Bedingungen, die wir stellen müssen. 

Weil ich persönlich meine, daß das kaum er­
füllt werden wird, werden wir mit allem Nach­
druck eben jenen Weg verfolgen müssen, der ein­
zig und allein die Gewähr bietet, daß wir diese 

Ziele auch im Interesse unseres Landes verwirkli­
chen können, und das ist die möglichst rasche 
Äufnahme von Verhandlungen mit der EG. Dies 
nicht nur in unserem Interesse, sondern auch im 
Interesse der EG in Brüssel deutlich zu machen 
und zu erreichen, wird unser gemeinsames Anlie­
gen sein als Regierung gegenüber den Mitglieds­
ländern, als Abgeordnete gegenüber dem Mini­
sterrat und gegenüber den Fraktionen im Euro­
päischen Parlament. 

Lassen Sie mich als letztes in dem Zusammen­
hang auf das Problem der Flüchtlinge zu spre­
chen kommen. Gestern hat der Abgeordnete 
Wabl gemeint, es wäre unmoralisch, zwischen po­
Litischen Flüchtlingen und Wirtschaftsflüchtlin­
gen zu unterscheiden. 

Lassen Sie mich sagen: Ich empfinde es als un­
moralisch, das nicht zu tun. Denn wer das nicht 
tut, gefährdet die Fortsetzung unserer liberalen 
AsylpoLitik gegenüber politischen Flüchtlingen, 
und diese wollen wir aufrechterhalten. Wer wirk­
Lich politische Verfolgung erleidet, der soll in 
Österreich eine Heimstatt und Schutz vor dieser 
Verfolgung finden. (Beifall bei der ÖVP und bei 
Abgeordneten der SPÖ.) 

Um das aber erhalten zu können, können wir 
nicht der illegalen Einwanderung Tür und Tor 
öffnen. Was wir tun müssen, ist das Zurückgrei­
fen auf die bewährten Grundsätze und die Praxis, 
die wir vorweisen können etwa in der Beschäfti­
gung jugoslawischer Gastarbeiter, die, wenn sie 
lange genug im Lande sind, als Österreicher die 
Möglichkeit haben, hier die Staatsbürgerschaft zu 
erwerben. 

Warum sollte es nicht möglich sein, dieses be­
währte System einer legalen, einer kontrollierten, 
einer offiziellen und auch mit allen Sozial rechten 
ausgestatteten kontingentierten Beschäftigung 
auch anderen Ländern zugänglich zu machen? 
Ich halte das für einen durchaus vernünftigen 
Weg. Er ist viel besser und viel menschlicher auch 
gegenüber jenen Flüchtlingen, die jetzt in den 
Flüchtlingslagern sind und die nicht arbeiten dür­
fen, obwohl sie glücklich wären, arbeiten zu kön­
nen. 

Es ist nicht so, daß das Ausbeutung ist, es ist im 
Gegenteil ein Zeichen der Humanität, wenn man 
diesen Menschen, die dort aufgrund der beengten 
Lage zusammengepfercht sind, die Möglichkeit 
gibt, daß sie arbeiten können, daß sie das tun kön­
nen, was sie auch gerne wollen, nämlich sich betä­
tigen, in dieser Zeit etwas leisten und vielleicht 
dadurch Kontakte gewinnen, die es ihnen später 
ermöglichen, eine Beschäftigung zu finden und 
Beschäftigungsgenehmigung und Arbeitsgeneh­
migung zu erhalten. 
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Ich glaube daher, daß wir durchaus trachten 
müssen, daß man diese Leute auch arbeiten läßt, 
sie nicht in die Schwarzarbeit abdrängt und sie 
auch nicht auf Steuerzahlerkosten allein erhält, 
wenn sie arbeitswillig sind und wir ihnen diese 
Möglichkeit eröffnen. 

Ich glaube, daß der beste Weg jener ist, den 
Menschen in den Oststaaten zu helfen, indem wir 
dafür sorgen, daß sie im eigenen Land Arbeit ha­
ben, nicht daß sie zu uns kommen, um Arbeit 
suchen zu müssen, sondern daß sie im eigenen 
Land Arbeit finden. 

Diesen Weg konsequent zu gehen, ihn zu un­
terstützen, sollte uns eigentlich alle einen. Und 
ich bin überzeugt, daß wir mit diesem Weg auch 
Anerkennun.g in der übri.gen Welt finden werden. 
(Beifall bei OVP und SPO.) 15.16 

Präsident Dr. Dillersberger: Zum Wort gemel­
det hat sich Herr Abgeordneter Fux. Ich erteile es 
ihm. 

15.16 
Abgeordneter Fux (Grüne): Um bei der EG-

Debatte einzusteigen: Ich hoffe, daß sich in den 
politischen Entwicklungen, wenn sie mit einer 
derartigen Rasanz weitergehen, wie sie in den 
letzten drei Jahren zu verzeichnen waren, die Po­
larität der Standpunkte systematisch verkleinert, 
weil wir alle in die Richtung auf ein großes Euro­
pa gehen. Das muß das Ziel sein. Und je mehr 
sich demokratische Ordnung im Osten durch­
setzt, je mehr es dort zu einem Wirtschaftswachs­
tum kommt, umso mehr wird auch eine systema­
tische Einbindung in eine europäische Völkerge­
meinschaft möglich sein. 

Da es noch Jahre dauern wird, bis Österreich 
Vollmitglied der EG werden wird, ist zu erwarten, 
daß sich in den nächsten vier oder fünf Jahren ein 
entsprechendes Tempo auch in den osteuropäi­
schen Staaten abzeichnen wird, sodaß die Dinge 
vielleicht zusammenwachsen und der Begriff der 
Neutralität, die NATO und so weiter nicht mehr 
eine derartige Brisanz haben werden wie zum Teil 
noch heute. 

Es ist ja schon massiv abgeschwächt, wie auch 
unsere Debatten über die Heeresreform bewei­
sen. Ich will es noch nicht ganz glauben, aber es 
ist ja Gott sei Dank so: Wir müssen trachten, den 
Militarismus in Europa, eines unserer liebsten hi­
storischen Kinder, systematisch abzubauen. Das 
ist eine eminente politische Aufgabe in den noch 
verbleibenden Jahren dieses Jahrhunderts. 

Ich glaube, Österreich hat eine sehr wichtige 
Position. Wenn wir diese Zukunftsweichen sehen, 
die sich heute abzeichnen, hat es eine eminent 
wichtige Position als Drehscheibe. Es kommen 
alle historischen Möglichkeiten, die wir auch auf 
kulturellem Gebiet haben - Herr Minister, wir 

haben es schon das letztemal behandelt -, wieder 
zur Geltung. Da sehe ich keinerlei Schwierigkei­
ten, da sehe ich große Aktivitäten, die notwendig 
sind. 

Schwierigkeiten sehe ich darin, wenn man diese 
rasante Entwicklung im Osten betrachtet, daß es 
unser Interesse sein müßte, gerade als Vorbild­
wirkung eine möglichst hoch stehende Demokra­
tie zu verkörpern. Ich glaube, das ist ein ganz we­
sentliches Moment für ein Grenzland, wo wir ei­
nen Beitrag leisten könnten. Aber dazu würden 
wir möglichst rasch Erfolge, mehr Demokratie 
brauchen. Wir wissen doch, daß wir eine An­
fangsdemokratie sind, und ich frage mich, warum 
man nur so zögernde Schritte in Demokratiere­
formen auf allen Gebieten macht, ganz zögernde 
Schritte, eigentlich nichts, was dem Tempo in den 
Oststaaten entsprechen würde. Dieses Tempo ist 
ja so rasant, und unsere langsamen Schritte, die 
zweifellos auf verschiedenen Gebieten zu sehen 
sind, sind minimale Schritte. Das ist eigentlich ein 
sehr massives Bedenken, und mit diesem Verzö­
gerungseffekt müßten sich die Großparteien 
wirklich einmal ernsthaft beschäftigen. 

Bezüglich moderner Strukturen in der Wirt­
schaft sehe ich keine Gefahr, das geht ziemlich 
rasch, wie man gesehen hat, wie sich die Verstaat­
lichte relativ rasch konsolidiert hat. Die private 
Wirtschaft war eigentlich immer sehr effizient, 
nur in der Verstaatlichten hat es arg gehangen. 
Das ist natürlich auch mit der Parteibuchwirt­
schaft und den Machtstrukturen der Großpartei­
en verbunden. 

Innenpolitische Veränderungen haben große 
außenpolitische Folgen und Folgerungen. Wir 
haben ja bei verschiedenen Staaten gesehen, wie 
rasch sich auch das Ansehen dieser Staaten durch 
innenpolitische Veränderungen massiv ändert. 
Das ist eine ganz wichtige Sache. 

Wir haben es auch bei uns gesehen, Herr Au­
ßenminister. Sie haben in Parteitreue Herrn 
Waldheim gestützt. Eine gewisse Parteisolidarität 
ist zweifellos Ihr moralisches Recht, aber außen­
politisch hat es uns zweifellos geschadet. Die Iso­
lierung im ganzen Westen bleibt auch weiter be­
stehen. Ich will hier keine Wald heim-Debatte an­
ziehen, ich will damit nur sagen, daß diese innen­
politischen Entscheidungen - das meine ich in 
bezug auf Demokratiereform - eine eminente 
außenpolitische Wirkung haben. 

Wir haben ja wirklich diesen altväterischen 
Parteiapparat, diese Zwei-Parteien-Machtdikta­
tur, die sich ja nicht von selber entwickelt hat, 
denn die ersten Repräsentanten nach 1945 waren 
ja vielfach Leute, die noch aus dem KZ gekom­
men sind, die ja für ihre demokratische Gesin­
nung gelitten haben. Aber in den 40 Jahren ha­
ben sich eben Mißstände und eine Parteidiktatur 
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auf beiden Seiten entwickelt, die jetzt den demo­
kratischen Vorstellungen, die wir heute haben 
müssen, nicht entspricht. Kammerzwangsmit­
gliedschaft, Justiz ist durch höchste Parteibuch­
strukturen durchsetzt, ist voll in den Händen der 
Parteien. Lucona, "Bundesländer"-Prozeß, 
Proksch, Bachmayer - alles Beweise dafür, wie 
das durchgeht. Nach wie vor keine Änderungen in 
dem Zugriff der Parteien auf die Justiz. Es gehört 
zur Macht halt dazu, daß sie versucht, auch das 
Recht in den Griff zu bekommen. Und in Öster­
reich haben Sie es geschafft: Sie haben es ge­
schafft, die Justiz dort, wo Sie sie brauchen, zu 
benützen. Wenn Sie Parteizöglinge oder Partei­
funktionäre schützen wollen, schützen Sie sie. 
Das haben Sie noch jedesmal bewiesen. Das ist 
sehr gefährlich. Die Okkupation des Rechts 
durch die Parteien ist sehr gefährlich. 

In der Presse haben wir eine ganz verheerende 
Entwicklung, zum Beispiel die Berichterstattung 
über den Proksch-Prozeß heute wieder im "Ku­
rier": "Wie Mr. Proksch eine ganze Stadt ver­
zückte." Bitte, bei einem des sechsfachen Mordes 
Angeklagten, weil er Parteiliebling ist, weil er 
auch Verbindungen zur anderen Großpartei hat­
te, bemüht sich die österreichische Presse, ihn 
möglichst clever, als ganz großartig, als tollen 
Burschen hinzustellen, weil damit natürlich die 
Belastung für die Parteien kleiner wird. (Abg. 
S tau d in ger: 50 ein Unsinn.') Wenn man bei 
einem der schwerer Verbrechen angeklagt ist, das 
leicht modifiziert, wenn man eine U nterhaltungs­
story daraus macht, dann ist auch hier ganz klar 
damit verbunden, daß die Parteien mit ihren ehe­
maligen und Noch-Repräsentanten wie Blecha, 
Gratz und so weiter hier in einem besseren Licht 
dastehen. (Beifall bei den Grünen. - Abg. 5 tau -
d i n ger: 50 ein Käse.') Das sind die Folgerungen, 
die aus so einer Presselandschaft sich dann erge­
ben. 

Dann die Dorfpaschas. Erste Bauinstanz in je­
dem Dorf heißt natürlich Niederhalten der Bevöl­
kerung, Niederhalten um jeden Preis. Dort haben 
die Parteien die absolute Macht, weil sie jeden 
wegen der Notwendigkeit, einmal einen kleinen 
Anbau machen zu müssen oder zu bauen, durch 
die erste Bauinstanz natürlich im Griff haben. 
Das wissen Sie ganz genau. (Abg. L uß man n: 
Wer soll es denn sonst machen, Herr Fux?) 

Das sind die Hauptstrukturen, die, wie Ihre 
Zwischenrufe beweisen, Sie noch lange aufrecht­
zuerhalten gedenken. Aber da werden Sie eben 
sehen, wie die Bevölkerung hier immer mehr ab­
fällt von den Großparteien. Sie werden den Vor­
marsch Haiders und auch den Vormarsch der 
Grünen erleben. Sie wollen es ja nicht anders, wie 
Ihre Zwischenrufe beweisen. Sie wollen es nicht 
wissen. Sie denken nicht daran. (Beifall bei den 

Grünen und der FPÖ. - Zwischenruf des Abg. 
Aue r.) 

Alle Ihre Zwischenrufe beweisen mir, daß sie 
nicht daran denken, sich zu ändern. Das ist das 
Schlimme. In jeder Plenardebatte beweisen Sie es 
wieder. 

Ich weise darauf hin, Herr Außenminister, daß 
in den USA, in England, Frankreich und anderen 
europäischen Staaten durchgeführte Untersu­
chungen, was sich die Leute dort von Österreich 
erwarten, gewisse Schwerpunkte ergeben: Ein­
heitlich - das merkt man, wenn man das zusam­
menlistet - ist der Gesamttenor bei der Erwar­
tung von Österreich Musik und Kultur. 

So ist an und für sich in den Bevölkerungen der 
anderen Staaten ein großes Bewußtsein der emi­
nenten kulturellen und musikalischen Leistungen 
dieses Landes verankert. Das ist ja interessant. 
Das heißt, Herr Außenminister, daß wir gerade 
auf dem Wege der Kultur, der Humanität wirk­
lich gefordert sind, daß das Aufgaben für die Zu­
kunft sind. Wir sehen es ja auch bei Kulturdebat­
ten und auch bei außenpolitischen Debatten: 
Weil wenig zu holen ist - man muß es doch sa­
gen -, ist das Interesse dieser pragmatischen 
Funktionsvertreter ungeheuer gering. Das ist ja 
eigentlich das schlimme daran. 

Außenpolitik und Kultur sind eminent verbun­
den, gerade in einem traditionellen Land wie 
Österreich, das eine eminente europäische Ge­
schichte hinter sich hat und wo auch noch genü­
gend Hirnsubstanz ist, um einen Beitrag für ein 
humanistisches, kulturelles Europa zu leisten. 
Nur das kann ja unsere Zukunftsaufgabe sein in 
einer europäischen Wirtschaftsgemeinde und 
Staatengemeinde. So sehe ich die Aufgabe dieses 
Österreich. 

Die Wichtigkeit der Kulturinstitute haben Sie 
das letzte Mal angeschnitten. Ich finde auch, daß 
es eminent wichtig ist, hier die Budgetierung der 
österreich ischen Kulturinstitute zu erhöhen, sie 
auf andere Staaten noch auszudehnen. Da sollen 
wir umbudgetieren. Hier muß wirklich für die 
Kultur umbudgetiert werden! 

Sicherheit für die Minderheiten. Von dem Au­
genblick an, wo zum Beispiel Jugoslawien demo­
kratischer wird, können wir doch den Slowenen 
ebenso wie den Kroaten eben mehr Rechte ein­
räumen als bisher, was ihre kulturelle, sprachliche 
Identität und so weiter betrifft. (Beifall bei den 
Grünen.) 

Wir verlangen es mit voller Kraft für die Südti­
roler, aber hinsichtlich der Kärntner Situation 
wird das immer wieder torpediert. Bekennen wir 
uns doch zu einem europäischen Humanismus! 
Machen wir doch gerade jetzt in dieser gesamteu-
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ropäischen Entwicklung Schritte in bezug auf den 
Schutz der Rechte der sprachlichen Minderheiten 
und geben wir ihnen mehr Chance zur Erhaltung 
ihrer kulturellen Identität! (Beifall bei den Grü­
nen.) 

Noch ein letztes, Herr Minister! All die Skanda­
le, die wir laufend haben - Sie kennen ja die 
Zeitungen; jeden Tag sind wir in einer Serie von 
Aufdeckungen, wo eigentlich dieser ganze Moder, 
der da jahrelang begraben lag, jetzt aufbricht, ei­
nes nach dem anderen -, machen nicht einmal 
mehr vor kulturellen Institutionen halt. 

Wie wir gesehen haben, kommen zum Beispiel 
bei der Bestellung des Direktors des Kunsthistori­
schen Museums auch wieder Belastungen aus der 
Vergangenheit: Dossiers, die strafrechtlich einmal 
relevant waren, aber aus Interesse, daß die Aus­
grabungsmannschaften nicht das Land verlassen 
mußten, eben zurückgehalten worden sind, ver­
schlossen worden sind. Es kam nicht zur straf­
rechtlichen Anklage. Aber bitte, das kann man, 
Herr Minister, doch nicht so abtun, daß man sagt: 
Es ist heute nicht mehr strafrechtlich relevant, in­
folgedessen geben wir in dieser Sache einen Frei­
brief. 

Wenn man heute eines der großen klassischen 
Museen - es gibt nur acht große klassische Mu­
seen, und eines ist das Wiener Kunsthistorische 
Museum - neu besetzt, muß man sich doch auch 
Gedanken machen, eine möglichst seriöse Person 
mit dieser Aufgabe zu betrauen. Da hätte ich mir 
doch vorgestellt, daß man sich, bevor man diese 
Bestellung vornimmt, da es schon Verdächtigun­
gen von Anfang an gab, die Belastungen aus 
Agypten kommen läßt. Ich ersuche Sie höflichst 
- Sie haben die Möglichkeit als Außenminister 
-, die Dossiers anzufordern von der Antikenver-
waltung in Kairo und von der Polizei in Fakus. 
Das steht zur Verfügung. (Abg. S t ein bau e r: 
Nur eine Frage.') Ich ersuche Sie wirklich. Es ge­
hört dazu, daß man sich informiert. Vielleicht ist 
es nicht so aufregend, was da ist, sodaß man sich 
entschließen kann zu sagen: Schwamm drüber! 
Aber die Stellungnahme von Minister Busek, der 
einfach sagt: Mich interessiert das gar nicht, weil 
es strafrechtlich nicht relevant ist!, so geht es bitte 
nicht, wenn wir ein neues Gesicht dieser Demo­
kratie geben wollen. (Beifall bei den Grünen.) 

Und ein Schritt ist in dieser Beziehung heute 
durch Nichtakzeptierung des Wahlvorschlages 
Ofner gesetzt worden. Da ist auch ein sehr we­
sentlicher demokratiepolitischer Schritt gesetzt 
worden. 

Ich ersuche Sie, sich diese Dossiers kommen zu 
lassen und sich dann das anzuschauen und dann 
zu überlegen, in welcher Weise man damit umge­
hen soll. Aber nur zu sagen: Es ist strafrechtlich 
nicht relevant, zehn Jahre sind drüber, es ist ver-

jährt!, das ist bei der Position eines Direktors des 
Kunsthistorischen Museums nicht akzeptabel. 

Ich habe mit Museumsdirektoren in Deutsch­
land geredet, mit dem Präsidenten der preußi­
schen Museen in Berlin, der auch dem Minister 
die Auskunft gegeben hat, daß der Ruf des Herrn 
Seipel sehr zweifelhaft ist. Ebenso hat die Ägypti­
sche Sammlung in Berlin und München gesagt, es 
komme keine Zusammenarbeit in Frage. (Abg. 
S t ein bau e r: Sind Ausgrabungen in Ägypten 
deiner Meinung nach Europapolilik?) Es hat auch 
die ägyptische Botschafterin in Wien nicht den 
Ehrenschutz über die ägyptische Ausstellung in 
Linz übernommen. Es wurde auch kein Exponat 
von Ägypten an diese Ausstellung in Linz überge­
ben. (Abg. S t ein bau e r: Ist das Europapoli­
cik?) Also das sind die Fakten, und das hat Grün­
de, daß das nicht passiert ist. (Abg. 
S te in bau er: Was hat das mit Europapolitik zu 
tun?) 

Ich ersuche Sie, diese Vorhaltungen ernst zu 
nehmen, die von mir kommen, die aber auch 
schon von anderen Leuten in der Presse erhoben 
wurden, und sich zu überlegen, was man in einer 
solchen Situation macht. - Ich danke. (Beifall bei 
den Grünen. - Abg. S tau d i n ger: Das war 
eine "Europarede".' - Abg. S t ein bau e r: Das 
war die "größte" Europarede seil" The mummy 
strikes back".' - Heüerkeit.) 15.31 

Präsident Dr. Dillersberger: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Guger­
bauer. Ich erteile es ihm. 

15.31 
Abgeordneter Dr. Gugerbauer (FPÖ): Hoch­

verehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Heiter­
keit und Beifall. - Abg. S t ein bau e r: Das hat 
er zum Stix nie gesagt!) Es steht mir als Klubob­
mann der freiheitlichen Fraktion wohl zu, daß ich 
meiner Freude über diese Entscheidung auch an 
dieser Stelle Ausdruck verleihe. (Abg. Aue r: 
Wendehals.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
liegt heute ein Bericht des Außenministers vor, 
der Bericht steht zur Debatte, und dieser Bericht 
hat seine besonderen Reize wohl dadurch bekom­
men, daß sich in der Außenpolitik, daß sich im 
österreichischen Umfeld in den letzten Monaten 
dramatisch viel verändert hat. 

Wenn man das heutige Bild Europas vor einem 
Jahr auf den Tisch gelegt hätte, dann hätte das 
jeder fachkundige Beobachter als eine plumpe 
Fälschung und auch auf die nächsten Jahre hin­
aus als völlig undenkbar bezeichnet. Dieses Bild 
war durch die anhaltende Teilung unseres Konti­
nents, durch die Teilung Europas geprägt, durch 
das waffenstarrende Lager der NATO auf der ei-
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nen Seite und des Warschauer Paktes auf der an­
deren Seite. Dieses Bild war geprägt durch den 
Umstand, daß die Sowjetunion ihre Vorherr­
schaft über Osteuropa letzten Endes mit Waffen­
gewalt aufrechterhalten hat, und dieses Bild war 
geprägt durch wirtschaftspolitischen, aber vor al­
len Dingen auch demokratiepolitischen Rück­
stand unserer Nachbarländer. 

Nun hat sich wahnsinnig viel wahnsinnig 
schnell geändert. Unsere Nachbarn reformieren. 
Sie übertreffen in ihrem Reformeifer manche 
österreichische Bundesminister. Dazu wurde 
schon einiges angemerkt. 

Wir Freiheitlichen glauben, daß diese Entwick­
lung eine rundum positive ist, daß diese Entwick­
lung grundsätzlich zu begrüßen ist, auch wenn 
wir uns bemühen, mit einer berechenbaren Poli­
tik, mit einer offenen Politik den Nachbarn Hilfe 
zu geben und den gegenwärtigen Prozeß als stabi­
ler Faktor abzustützen. 

Manche glauben, daß Österreich in einer gewis­
sen Identitätskrise befindlich wäre. weil die Neu­
tralität möglicherweise nicht mehr den Stellen­
wert behält, den sie einmal besessen hat. Das ist 
gegenwärtig eine akademische Diskussion, sie fin­
det auch in die eine oder andere Zeitungsspalte 
Eingang. Ich meine, wir dürfen uns nicht einre­
den lassen, daß sich der Staat Österreich, daß sich 
die Republik Österreich in einer Identitätskrise 
befindet. Wir sind ein erfolgreiches Land, wir ha­
ben eine gute Zukunft vor uns, und wir sollten 
uns bemühen, all die Möglichkeiten, die unsere 
Menschen erarbeitet haben, in ein friedvolles, in 
ein wirtschaftlich prosperierendes Europa einzu­
bringen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Natürlich liegt dieses Österreich am Brenn­
punkt des europäischen Geschehens. Wenn sich 
aus der Sicht der Amerikaner manches als sehr 
fern und sehr vage liest, dann muß man sagen, es 
haben diese Ereignisse, es haben diese Umstürze 
unmittelbar an den österreichischen Grenzen 
stattgefunden. Denn der Reformprozeß war ja im 
wesentlichen dadurch gekennzeichnet, und er 
wurde auch dadurch eröffnet, daß die Grenzen 
zwischen Ost und West gefallen sind. Und diese 
Grenzen zwischen Ost und West sind nicht nur 
mit der Berline~ Mauer gefallen, sovndern die sind 
auch zwischen Osterreich und der CSSR und zwi­
schen q~terreich und Ungarn beseitigt worden. 
Dieses Osterreich hat also einen Anteil an den 
Änderungen. Dieses Österreich hat nach wie vor 
einen besonders guten Standort für den Beobach­
ter der Reformprozesse. 

Wir sind nicht nur unmittelbar am Geschehen 
in Osteuropa mitbeteiligt, wir grenzen an diese 
Prozesse unmittelbar an, sondern wir sind ja auch 
unmittelbar beteiligt, was die Weiterentwicklung 
der deutschen Frage betrifft, weil wir ein Nach-

barstaat der Bundesrepublik Deutschland sind, 
weil wir ein sehr starkes wirtschaftliches Aus­
tauschverhältnis mit der Bundesrepublik 
Deutschland haben. 

Ich meine, daß wir auch diese Frage nüchtern 
und sehr pragmatisch bewerten sollten. Die Re­
publik Österreich wird nicht Teil eines neuen 
staatlichen Gebildes in der Mitte Europas wer­
den, die Republik Österreich soll sich aber auch 
nicht in eine Gegnerschaft zu diesem neuen Staat 
in der Mitte Europas manövrieren lassen. Wir ha­
ben allen Grund dafür, dazu zu stehen, daß das 
Selbstbestimmungsrecht grundsätzlich etwas Po­
sitives ist und daß es daher auch erfreulich ist, 
wenn die Deutschen in der Bundesrepublik und 
in der DDR ihr Selbstbestimmungsrecht nun 
auch wahrnehmen können. (Beifall bei der FPÖ 
und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Hohes Haus! Ich habe im Herbst dieses Jahres 
angemerkt, daß die Bundesrepublik Deutschland 
zweifellos einen Beitrag leisten muß, um einen 
Beitrag auch für die Sicherheitspolitik zu gewähr­
leisten. Die Bundesrepublik Deutschland wird 
nicht umhin können, die polnischen Westgrenzen 
in einer Form anzuerkennen, wie das bislang 
nicht geschehen ist. Und da zögern manche in 
Bonn zu sehr, da zögern manche in der Bundesre­
publik zu sehr. Ich meine, daß damit keine Optio­
nen offengehalten werden, sondern daß damit 
manches verschüttet wird. Die europäische Si­
cherheitspolitik muß ja auch in der Zukunft auf 
eine gewisse Berechenbarkeit aufbauen, sie muß 
sich darauf verlassen können, daß die Grenzen 
zwischen den einzelnen Staaten unbestritten und 
gesichert sind. 

Es wird aber, davon abgesehen, auch eines ei­
gentlich sicherheits politischen Entwurfes bedür­
fen, denn die bisherigen Programme, die bisheri­
gen Konzeptionen werden weder im Westen noch 
in Osteuropa reichen, mit den neuen Herausfor­
derungen fertig zu werden. Die deutschlandpoliti­
schen Konzeptionen der NATO und jene der So­
wjetunion widersprechen einander ganz offen­
sichtlich, und weit und breit ist kein Konzept er­
kennbar, daß diesen Widerspruch bisher aufge­
löst hätte. 

Manche österreichischen Beobachter glauben, 
jetzt mitteilen zu müssen, daß ein allianzfreies 
Deutschland, gar ein neutrales Deutschland eine 
Gefährdung für österreichische Interessen dar­
stellen würde. Ich kann diese Bedenken nicht tei­
len, und ich kann sie auch dann nicht teilen, wenn 
sie von einem Mann wie Thomas Nowotny geäu­
ßert werden, vom Ehemann der außenpolitischen 
Beraterin des Bundeskanzlers. Die österreichi­
sche Neutralität ist kein Spielzeug, das uns irgend 
jemand wegnehmen kann, wir brauchen da kei­
nen Brotneid zu haben. Dieses völkerrechtliche 
Instrument steht allen zur Verfügung, die sich aus 
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sicherheitspolitischen Erwägungen dazu beken­
nen. 

Ich glaube, daß es schlecht ist, wenn jetzt der 
Eindruck erweckt wird, daß die frühere Konfron­
tation zwischen Ost und West, die frühere Situa­
tion eines kalten Krieges zwischen Ost und West, 
das Gefährdungspotential zwischen Ost und West 
sympathischer gewesen wären als die Möglichkeit 
einer größeren neutralen Zone in der Mitte Euro­
pas. 

Die österreichische Neutralität ist uns mitgege­
ben, wir haben dieser österreichischen Neutralität 
aus freien Stücken zugestimmt, wir sollten sie 
selbstbewußt wahrnehmen, und wir sollten uns 
nicht beirren lassen, wenn sich andere auch für 
neutrale Politik zu interessieren beginnen. 

Dieses Selbstbewußtsein ist vor allen Dingen 
deswegen notwendig, Herr Bundesminister, weil 
sich in letzter Zeit manche Entwicklung abzeich­
net, die eine wirtschaftspolitische Neuorientie­
rung möglich erscheinen läßt. 

Die österreichischen Bemühungen, die Ent­
wicklungsbank für Osteuropa nach Wien zu brin­
gen, sind ja ganz offensichtlich als gescheitert zu 
betrachten. Osterreich hat seine Brückenfunktion 
zwischen Ost und West verloren, Österreich kann 
nicht mehr auf die ungeteilte Unterstützung vie­
ler Staaten rechnen, die sich in den vergangenen 
Jahrzehnten zu dieser Unterstützung eines Neu­
tralen bekannt haben. 

Österreich wird auch schwer zu kämpfen ha­
ben, seinen Anspruch auf die Durchführung des 
KSZE-Gipfels in Wien zu vertreten und weiter 
aufrechtzuerhalten, denn zu viele Staaten sind 
daran interessiert, derartige internationale Konfe­
renzen in ihr Land zu bringen, zu viele Staaten 
haben ihre ganz subjektiven Vorstellungen, zu 
viele Staaten sind Konkurrenten Österreichs in 
dieser Frage. 

Bezeichnenderweise werden gerade auch die 
Metropolen der österreichischen Nachbarstaaten 
in Ost-Mitteleuropa immer mehr als mögliche 
Standorte für internationale Einrichtungen ge­
nannt. Vor allem Prag möchte alles daransetzen, 
selbst Ort internationaler Begegnungen zu wer­
den. Gerade Ihr Besuch in Prag hat ja durchschei­
nen Lassen, daß unsere tschechischen Freunde 
eine durchaus akzeptable und freundschaftliche 
Konkurrenz zwischen Wien und Prag erwarten, 
was die Ansiedlung von internationalen Einrich­
tungen oder die Durchführung internationaler 
Konferenzen betrifft. 

Österreich wird also seine Möglichkeiten reali­
stischer einschätzen müssen, als das in manchen 
Zeitungskommentaren durchklingt. Wir werden 
uns auch mit der Tatsache anfreunden müssen, 

daß wir im Ostvergleich wie im Westvergleich ein 
relativ kleiner Staat sind mit einer durchaus klei­
nen Bevölkerungszahl. Die Republik Polen weist 
eine Einwohnerzahl von an die 40 Millionen auf, 
die Republik Ungarn hat 11 Millionen Menschen 
in ihren Grenzen, Jugoslawien hat einen Bevölke­
rungsstand von 24 Millionen, und die Tschecho­
slowakei hat immer noch 16 Millionen Einwoh­
ner. Das heißt, daß wir auch im Vergleich zu die­
sen osteuropäischen Nachbarn, auch im Vergleich 
zu Ungarn, zu der Tschechoslowakei, zu Polen 
und zu Rumänien ein vergleichsweise kleiner 
Staat sind, ein vergleichsweise kleiner Markt blei­
ben und daß das unsere Chancen in der Konkur­
renz mit diesen Staaten nicht unbedingt steigert. 

Wir sollten uns daher pragmatisch an diesen 
neuen Entwicklungen orientieren, und wir soll­
ten, wie ich meine, wirklich daran festhalten, daß 
die beste Ostpolitik die Einbettung in die Euro­
päische Gemeinschaft sein wird. 

Herr Außenminister, wir Freiheitlichen haben 
Ihnen in dieser Frage schon wiederholt die volle 
Unterstützung zugesagt, ja wir haben bereits im 
Jahr 1987 beantragt, daß die österreichische Bun­
desregierung zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
Verhandlungen mit der Europäischen Gemein­
schaft aufnehmen soll, um eine Mitgliedschaft 
Österreichs in der Europäischen Gemeinschaft 
durchzusetzen. 

Leider haben die beiden Regierungsfraktionen 
und hat damals auch Ihre Fraktion diesen frei­
heitlichen Antrag nicht unterstützt, sondern ha­
ben diese Sache zwei Jahre lang auf die lange 
Bank geschoben, sie haben zwei Jahre lang zuge­
wartet und erst im Jahr 1989 den Beschluß ge­
faßt, daß die Verhandlungen mit der Europäi­
schen Gemeinschaft aufgenommen werden sol­
len. Das sind wertvolle Jahre gewesen, die ins 
Land gegangen sind, und ich bin nach wie vor 
davon überzeugt, daß eine frühere Verhandlungs­
aufnahme dazu geführt hätte, daß jetzt tatsäch­
lich schon ernste Gespräche in der Sache zu füh­
ren wären, daß eine frühere Aufnahme von Ver­
handlungen die Erfolgschancen Österreichs we­
sentlich verbessert hätte. 

Lassen Sie sich jetzt wenigstens nicht beirren, 
setzen Sie eine Politik, die eindeutig auf den Kurs 
der europäischen Integration abzielt, fort, und 
schauen Sie, daß unsere wirtschaftlichen Interes­
sen in dieser Europäischen Gemeinschaft maxi­
mal wahrgenommen werden! Wir müssen ja auf 
dem Weg in die Europäische Gemeinschaft einige 
Sonderbestimmungen herausverhandeln, wir 
müssen für einige betroffene BevöLkerungsgrup­
pen besondere Übergangsregelungen vereinba­
ren, und das wird noch eine Menge Arbeit bedeu­
ten. 
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Ich kann Ihnen auf jeden Fall mitteilen, Herr 
Bundesminister, daß die Freiheitliche Partei wei­
terhin gewillt ist, an einer gemeinsamen österrei­
chischen Außenpolitik mitzuwirken. Wir be­
trachten die Außenpolitik als ein Anliegen aller 
Staatsbürger, als ein Anliegen aller Parteien, und 
wir werden daher auch gerade die Verhandlungen 
mit der Europäischen Gemeinschaft weiter unter­
stützen. Die österreichische Außenpolitik muß 
auch künftig ihren Weg mit Gelassenheit gehen, 
sie muß mit Berechenbarkeit ausgestattet sein, sie 
muß vor allen Dingen auch mit einem gehörigen 
Schuß Pragmatismus gewürzt sein. 

Ich hoffe, daß diese gemeinsame Außenpolitik 
in den nächsten Jahren auch erfolgreich sein 
wird. (Beifall bei der FPÖ und Beifall des Abg. 
Schieder.) 15.46 

Präsident Dr. Dillersberger: Als nächster zu 
Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Schie­
der. Ich erteile es ihm. 

15.46 
Abgeordneter Schieder (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! Abgeordneter Jankowitsch 
ist namens meiner Fraktion schon auf die großen 
prinzipiellen Fragen der Außenpolitik eingegan­
gen. Ich kann mich daher darauf konzentrieren, 
den Bericht des Herrn Außenministers hier ein 
bißehen genauer zu durchleuchten. Ich möchte in 
zwei Punkten diesen Bericht würdigen, Dank sa­
gen an den Herrn Minister, ich möchte zwei 
Punkte bringen, wo meiner Meinung nach -
wenn auch vielleicht kleinere, aber doch - Kritik 
an diesem Bericht zu üben ist, und ich möchte in 
zwei Punkten dann noch einige Anregungen zu 
diesem Themenbereich bringen. 

Zuerst zu den Dankespunkten: Ich möchte er­
stens hier wirklich dem Herrn Außenminister 
danke schön dafür sagen, daß er diesen Bericht 
vorgelegt hat, daß in den Grundzügen des Berich­
tes ein Standpunkt dargelegt wurde, der ein ge­
meinsamer dieses Hauses sein kann. 

Ich möchte ihm auch danke schön sagen, daß er 
immer mit den außenpolitischen Fragen das Par­
lament beschäftigt. Ich tue das auch bewußt, weil 
sonst vielleicht einmal der Eindruck entsteht, daß 
der Minister, der immer Berichte bringt und dann 
vielleicht auch kleine Kritik erntet, eben diese 
Kritik hat und der Minister, der über wichtige 
Dinge gar nicht in dieses Haus geht, dann auch 
gar keine Kritik bekommt. Es darf nicht so sein, 
daß auch im Parlament Berichten Silber und 
Schweigen Gold ist. (Beifall des Abg. Fu.x.) 

Deshalb wollte ich erstens danke schön sagen 
für diesen Bericht und wollte auch sagen, daß sich 
hier das österreichische Parlament, aber auch der 
Herr Minister wohltuend von manchen anderen 

Staaten unterscheiden. Wir haben unlängst im 
Europarat diskutiert, in welchen Mitgliedsländer­
parlamenten zum Beispiel die KSZE-Frage vom 
Außenminister in Form eines Berichtes vorgelegt 
wurde, damit das Parlament auch zu diesen 
KSZE-Ergebnissen Stellung beziehen kann, und 
wir sind draufgekommen, daß - soweit es zumin­
dest die Parlamentarier überhaupt gewußt haben 
- Österreich das einzige Parlament war, wo es 
einen diesbezüglichen Bericht und damit eine 
Chance für die Abgeordneten gegeben hat, diese 
Frage zu diskutieren, und ich wollte auch dafür 
danke schön sagen. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Das zweite Dankeschön betrifft die Tatsache, 
daß Sie über den Text der Rede hinaus - im Text 
der Rede, aber darüber hinaus - auch von Ihren 
gestrigen Erfahrungen her zum Flüchtlingspro­
blem Stellung bezogen haben, mitgegangen sind 
mit der einheitlichen Linie der Regierung, auch 
klare Worte und persönliche Erfahrungen von Ih­
rem gestrigen Besuch mitgebracht haben und 
auch vor diesem Hause hier damit jener Panikma­
che entgegengetreten sind, die gestern und ein 
bißehen auch heute in der Öffentlichkeit stattge­
funden hat. 

Ein bißehen hatte ich ja den Eindruck, die Zahl 
der Rumänen, die vor der Tür stehen, verhält sich 
verkehrt proportional zur Auflage der Medien, 
die darüber berichten, denn Fernsehen und große 
Zeitungen haben 35 000 Rumänen vor der Gren­
ze gesehen, mittlere Zeitungen wie der "Stan­
dard" 40 000, und je kleiner die Zeitung wurde, 
desto höher wurde die Zahl, zum Beispiel hat die 
"AZ" schon 1 00 000 Rumänen gesehen, die dabei 
sind, die Grenze zu stürmen. 

Ich glaube, es ist wichtig, daß gerade in dieser 
sensiblen Frage nicht durch Horrormeldungen 
noch mehr Angst und Sorge erzeugt wird. Ge­
meinsam müssen wir uns hier bemühen, Angst 
abzubauen, Vorurteile abzubauen und solchen 
Horrormeldungen entgegenzutreten. Und auch 
dafür, daß Sie das ebenfalls in Ihrem Bericht ge­
tan haben, herzlichen Dank! (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Ich komme zu den zwei Kritikpunkten, die 
klein, aber auch da sind. Ich möchte erstens sa­
gen: So gut der Bericht vielleicht im großen und 
ganzen ist, ist er doch in den Kleinigkeiten 
schludrig. Auch das möchte ich erwähnen, ich 
möchte zwei Beispiele bringen. 

Da kämpft die "Beratende" Versammlung des 
Europarates jahrelang darum, daß sie nicht bloß 
als beratendes Organ angesehen wird, sondern 
daß sie eine "Parlamentarische" Versammlung 
des Europarates wird; sie wird es dann. Der öster­
reichische Außenminister bekennt sich erfreuli­
cherweise dazu, aber in seiner Rede vor dem Na­
tionalrat und auch im Text spricht er immer von 
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der "Beratenden Versammlung"; und es steht 
auch geschrieben so drinnen! 

Oder - Kleinigkeit, Herr Minister, aber ich 
möchte es doch auch sagen -: Der Satz "Öster­
reich begrüßt und unterstützt diese Entwicklung" 
- daß nämlich manche dieser ehemaligen Ost­
staaten Vollmitglieder werden wollen - ist rich­
tig. "Dabei gehen wir davon aus, daß eine Voll­
mitgliedschaft erst nach Schaffung voller demo­
kratischer Verhältnisse in diesen Staaten möglich 
ist" - sehr richtig! -, "wozu auch der Beitritt 
zur Europäischen Menschenrechtskonvention ge­
hört." - Schludrig, Herr Minister! Sie wissen, 
daß man erst als Vollmitglied dieser Menschen­
rechtskonvention beitreten kann! Wenn man den 
Beitritt zur Voraussetzung macht, wäre es un­
möglich für diese, beizutreten. Wir meinen beide 
dasselbe, wir wollen vorher eine Zusicherung, 
daß diese Staaten dann, wenn sie Vollmitglieder 
geworden sind, auch bereit sind, der Menschen­
rechtskonvention beizutreten. 

Der zweite Kritikpunkt - er ist auch nicht so 
arg, und ich will es nur einmal aussprechen, ich 
bitte Sie, es nicht zu arg, sondern wirklich nur 
zum Nennwert zu nehmen -: Herr Minister! Ich 
möchte Sie einfach bitten, zu überprüfen, ob Sie 
in Ihren Reden manchmal bewußt oder unbewußt 
eine Seite bevorzugen. Ich merke es vielleicht be­
sonders stark, weil ich selbst in den letzten Jahren 
auf diesem Gebiet eine Entwicklung durchge­
macht habe. Ich war Zentralsekretär, ich war in 
der Partei stark tätig und habe natürlich vieles 
lange Jahre immer nur so gesehen: Alles, was bei 
uns ist, ist gut, bei anderen habe ich es immer ein 
bißehen schlechter gesehen. Und ich mußte und 
wollte - und ich bin heute froh darüber, daß ich 
da eine Entwicklung durchgemacht habe - die 
Entwicklung durchmachen, daß ich, ohne daß ich 
Schwierigkeiten gehabt habe, sagen kann, das ist 
von dem besser, das ist von dem besser, und das 
ist von uns schlechter. - Ich bitte Sie, daß Sie 
sich Ihren Bericht unter diesen Gesichtspunkten 
einmal - ich bin sicher, es ist nur unbewußt -
anschauen, ich sage es ja nur als Beispiel. 

Dort, wo Sie von Ihrem Ministerium sprechen, 
sagen Sie "ich habe". Dort, wo Sie von einem ro­
ten Minister sprechen, sagen Sie nicht "er hat", 
sondern "Österreich hat". 

Sie sprechen zu Recht von der Zusammenar­
beit von Wissenschafts- und Unterrichtsministeri­
um. Wenn Sie von der Unterrichtsministerin 
sprechen, erwähnen Sie gleich gar nicht mehr, 
wer Unterrichtsminister ist, beim Wissenschafts­
ministerium erwähnen Sie den Namen Dr. Busek. 

Wenn Sie vom wirtschaftlichen Bereich spre­
chen, erwähnen Sie das Ministerium des Dr. 
Schüssel. 

Beim Finanzminister sagen Sie wieder: "Öster­
reich hat". 

Wenn es um den Europarat geht, erwähnen Sie 
als einzigen den Kollegen Steiner, die anderen 
Abgeordneten, die genauso - nicht weil ich jetzt 
Vizepräsident und Berichterstatter für Ungarn 
bin - alle mithelfen, werden nicht erwähnt. Kol­
lege König hat das schon klargestellt, das ist kein 
Problem, auch wir sind froh über das, was Kollege 
Steiner dort macht. 

Bitte, mich nicht mißzuverstehen: Überlegen 
Sie nur einmal, ob hier nicht ein bißchen zu stark 
das durchkommt, was man im Wahlkampf tut, 
daß man dort, wo es die eigenen Leute sind, diese 
noch ein bißehen stärker in die Auslage stellt und 
daß man dort, wo es andere sind, das zwar nicht 
abstreitet, das möchte ich schon sagen, aber dafür 
nur von "Österreich hat" spricht, damit der 
Glanz nur in eine Richtung fällt. Es war dies mein 
zweiter Kritikpunkt, und ich möchte bitten, daß 
Sie darüber einmal mit Ihren Mitarbeitern nur ein 
paar Minuten in einer ruhigen Viertelstunde 
nachdenken. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
5 t ein bau e r: Aber in Österreich gilt schon die 
Redefreiheit, du kannst nicht einem anderen die 
Rede vorgeben!) Nein, nein, ich habe nur um 
Nachdenken gebeten. Dir würde ich überhaupt 
nichts vorgeben, erstens würde ich mich nicht 
trauen, zweitens wissen wir alle, daß es bei dir 
nichts hilft! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn Kollege König in diesem Zusammen­
hang hier in seiner Rede angeregt hat - nachdem 
er diese freundlichen Worte gefunden hat -, wir 
sollen auch im Europarat und in anderen Gre­
mien die Lösung der Minderheitenfrage unter­
stützen, dann meine ich, das findet meine Zustim­
mung. Uns muß klar sein, die Nationalitäten in 
Europa - und es wird ja auch im Bericht darauf 
verwiesen - haben in der Nachkriegsordnung 
und mit der Nachkriegsordnung Einbußen an ih­
rer Identität hinnehmen müssen. 

Daneben gibt es noch - und ich habe einmal 
schon im Haus darüber gesprochen - eine Ten­
denz zu gesamteuropäischen, wenn nicht sogar 
weltweiten Normierungen im kulturellen Bereich, 
besonders dargestellt durch europaweite Illu­
strierte, durch Fernsehfilme und Programme, die 
mehrere Länder umspannen, was dazu führt, daß 
als Ausgleich eine Minderheit, eine Gruppe, ihre 
eigenen Wurzeln stärker betonen will, um kultu­
relle Eigenständigkeit und Identität zu finden. Es 
muß daher ein europäisches Anliegen sein, natio­
nalen Konflikten oder innerstaatlichen Konflik­
ten oder der Intoleranz gegenüber Minderheiten, 
die dadurch entstehen kann, vorzubeugen und, 
wenn sie vorhanden sind, diese auszugleichen und 
zu beenden. 
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Ich bekenne mich zu Schritten zu einem neuen 
Minderheitenverständnis. Ich bekenne mich zu 
Bemühungen um eine europäische Einheit, die 
nicht aus einer erzwungenen Anpassung, sondern 
aus gewollter und geforderter Vielfalt besteht, 
und möchte dem Kollegen König antworten, daß 
wir bereit sind, in diese Richtung Schritte mitzu­
unternehmen. 

Nun zu den beiden Punkten meiner Anregun­
gen. Ich möchte erstens anregen, daß sich das 
österreichische Parlament überlegt, wie es in all 
diese Prozesse stärker miteingeschaltet werden 
kann. Wir sollten uns überlegen, wie in die Ar­
beitsteilung, die vom Herrn Außenminister in be­
zug auf den KSZE-Prozeß vorgeschlagen worden 
ist, das Parlament eingeschaltet werden kann. 

Wir sollten uns überlegen, ob es in diesem 
KSZE-Prozeß nicht hoch an der Zeit auch für ein 
parlamentarisches Instrument wäre, und wir soll­
ten uns überlegen, da es ein parlamentarisches In­
strument von wenigen Staaten ist, ob es nicht alle 
umfassen müßte und ob es nicht sinnvoll wäre. 
ein neues zu schaffen, oder ob man eine Sonder­
regelung zum Beispiel im Europarat finden könn­
te, wenn er erweitert wird um die Staaten, die 
ohnehin hineinwollen, und ob es nicht der Weg 
wäre, wenn Kanada und die Vereinigten Staaten 
an diesen Beratungen teilnehmen können, für 
den KSZE-Prozeß auch ein parlamentarisches 
Gremium zu schaffen. 

Ich war vergangene Woche als Vizepräsident 
des Europarates in Vertretung des Präsidenten 
bei der Gemeindekonferenz. Dort waren starke 
Tendenzen, auch der Österreicher, daß in diesen 
europäischen Überlegungen auch ein weniger ab­
hängiger, ein offener dynamischer Prozeß für die 
europäischen Gemeinden und Regionen und de­
ren gewählte Vertreter stattfindet. Wir sollten uns 
überlegen, ob es nicht hoch an der Zeit wäre, 
auch diese Gemeindekonferenz ein bißchen stär­
ker ins europäische Spiel zu bringen, um auch die 
Vielfalt, um auch die nationalen Unterschiede, 
um auch die Minderheiten, die sich dadurch erge­
ben, daß gewisse Regionen stärker vertreten sind, 
stärker ins Spiel zu bringen. 

Was den EG-Prozeß betrifft: Ich unterschätze 
nicht, was hier von österreichischen Beamten und 
in Hunderten Kontaktgruppen alles getan wird. 
Aber wir haben bei unserer Parlamentarierdele­
gation zur EG, die unter dem Vorsitz des Kolle­
gen Jankowitsch stand - Kollege König hat ihr 
angehört, es war die FPÖ vertreten -, gesehen, 
daß es im EG-Prozeß an der Zeit wäre für Euro­
pa, nicht bloß auf Regierungs-, nicht bloß auf 
Kommissions- und Beamtenebene, sondern auch 
auf parlamentarischer Ebene, auf der Kontakt­
ebene österreichisches Parlament - EG-Parla­
ment, gewisse Schritte zu setzen. Wenn man da 
ein bißchen mehr tut, dann kostet das einen 

Bruchteil der Mittel, die die vielen Fachgruppen, 
die hinfahren, kosten, und es würde wahrschein­
lich auch in manchem ein bißehen leichter gehen. 

Ich möchte also als ersten Anregungspunkt zu 
überlegen geben, in diesen europäischen Prozeß 
die gewählten Vertreter, das Parlament, stärker 
einzuschalten. 

Die zweite Anregung geht in eine ähnliche 
Richtung. Direkte Kontakte gibt es nur bilateral 
zwischen unserem Parlament und dem neuen 
Nachbarparlament Ungarn, das jetzt gewählt 
wird, und dem neuen Nachbarparlament Tsche­
choslowakei, das wahrscheinlich auch noch vor 
dem Sommer gewählt wird. 

Wir haben in unserem Parlament die Einrich­
tung der Freundschaftsgruppen, wir haben eine 
österreichisch-ungarische parlamentarische 
Freundschaftsgruppe, eine österreichisch-tsche­
choslowakische parlamentarische Freundschafts­
gruppe mit sehr viel Good-will. Aber in Wirklich­
keit führen sie ein parlamentarisches Zwitterda­
sein, oder ich weiß nicht, was es ist, wenn dem 
Zwitter noch ein Stücker! fehlt, also ein Dasein, 
das noch weniger ist als ein Zwitterdasein, und in 
\Virklichkeit führen sie auch einen gewollten 
Schlaf. 

Ich glaube, daß wir diese parlamentarischen 
Freundschaftsgruppen fast zu einer kleinen parla­
mentarischen Institution, meinetwegen unter dem 
Außenpolitischen Ausschuß oder unter der Präsi­
diale oder unter dem Hauptausschuß, entwickeln 
sollten, damit es nicht nur laufend Kontakte von 
gemischten Beamtenkommissionen und von Re­
gierungsmitgliedern gibt. Es sollte so etwas wie 
ein ständiger kleiner Ausschuß für die Kontakte 
zum neu entstehenden nachbarschaftlichen Parla­
ment in Ungarn und zum neu entstehenden nach­
barschaftlichen Parlament in der Tschechoslowa­
kei geschaffen werden, und wir sollten diese Auf­
gabe ernst nehmen. 

Der Herr Minister war gestern dabei, habe ich 
gelesen, wie eine Verkehrsfläche in Ungarn wie­
der nach Andrassy benannt wurde. Von Andrassy 
stammt ja dieses Wort über die Außenpolitik, daß 
sie nicht bloß eine von Fall zu Fall sein soll. Ich 
glaube, es wäre auch für das Parlament gut, wenn 
es hier nicht bloß Kontakte von Fall zu Fall gäbe, 
sondern wenn sie ständig betrieben würden. Es ist 
das eine Anregung an uns selbst, eine Anregung 
an das Präsidium, an die Beamten der Parla­
mentsdirektion, die hier sitzen. Wir können hier 
etwas tun, wenn wir es wollen. Ich glaube, es wür­
de der Sache dienen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
16.04 

Präsident Dr. Dillersberger: Als nächster zu 
Wort gelangt Herr Abgeordneter Dipl.-Vw. Dr. 
Steiner. Ich erteile es ihm. 
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16.04 
Abgeordneter Dr. Steiner (ÖVP): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Ich möchte, gleich 
wie der Kollege Schieder, sagen, daß es sehr zu 
begrüßen ist, daß in dieser wahrhaft geschichtli­
chen Periode Europas mit den sich täglich jagen­
den Ereignissen der Außenminister immer wieder 
und zur rechten Zeit den Dialog mit dem Natio­
nalrat sucht. 

Nur, ich glaube, wir dürfen uns da auch ein 
bißehen auf die Schulter klopfen und sagen: Wir 
haben halt für einen solchen Dialog immer Inter­
esse gezeigt und ihn gerne aufgenommen. Das be­
weist ja auch die heutige Diskussion. Es ist dies 
ein Interesse, das wichtig ist, denn wir müssen in 
diesen fortschreitenden Entwicklungen natürlich 
immer auf dem laufenden bleiben und uns über­
legen, welche Reaktionen vom Parlament aus zu 
setzen sind. 

Nachdem nun die bewegende Feststimmung 
über den Totalabbau des Eisernen Vorhanges und 
der Mauer etwas hinter uns liegt, ist von Tag zu 
Tag klarer geworden, daß viele Grunddaten der 
Nachkriegsfriedensordnung in Europa in Bewe­
gung geraten sind. und zwar nicht nur im Osten. 
sondern offenkundig auch in anderen Teilen die­
ses Kontinents. 

Niemand wird zum Beispiel Anlaß zur Trauer 
haben, wenn die Militärblöcke weniger Bedeu­
tung bekommen und zerfallen. Aber man muß 
auch die andere Seite sehen: Durch das Zerbre­
chen einer bestehenden Machtstruktur werden 
andere Kräfte hervortreten, die in ihrer Auswir­
kung auf das ganze Europa bisher noch nicht voll 
überschaubar und noch nicht voll berechenbar 
sind. Wir leben in einer Zeit, in der unendlich 
große Hoffnungen Realität werden, aber auch in 
einer Zeit fruchtbarer Unrast und großer Risken. 
Und auch dieser Risken müssen wir uns bewußt 
sein. 

Es ist jedenfalls nicht zu übersehen: Die äuße­
ren Hülsen der Militärblöcke bleiben zwar beste­
hen, die politischen Inhalte aber werden schwä­
cher; andererseits bleibt das gigantische Rü­
stungspotential nach wie vor real und greifbar 
vorhanden. 

Auf jeden Fall tun nach wie vor klare Taten auf 
dem Gebiete der Abrüstung not. Zu einer effekti­
ven und verantwortungsvollen Abrüstung benö­
tigt man aber natürlich auch ganz besonders ver­
antwortungsvolle und verantwortungsfähige poli­
tische Institutionen. 

Bei aller Freude über den Aufbruch der Völker 
Mittel- und Osteuropas zu mehr Freiheit und De­
mokratie dürfen wir nicht verdrängen, daß die 
praktisch wirksamen Abrüstungsschritte im Sinne 
einer tatsächlichen Vernichtung von Waffen ma-

teriell noch sehr gering sind. Es ist nicht so, daß 
die Waffen in diesen Ländern schon verschwun­
den sind. Keineswegs! Die Waffenarsenale sind 
nach wie vor vorhanden, und die bisherigen Ab­
rüstungsschritte sind in ihrer Summe mehr eine 
technische und zum Teil auch budgetäre Rationa­
lisierung. Natürlich soll uns jeder Schritt willkom­
men sein, und man soll die Signalwirkung einzel­
ner solcher Schritte nicht unterschätzen, aber 
auch nicht überbewerten. 

Vor allem sind für die endgültige Überwindung 
der Periode des Kalten Krieges dauerhafte politi­
sche Regelungen der europäischen Friedensord­
nung notwendig, einer Friedensordnung, bei der 
sich kein Land überfordert fühlen darf. Es ist 
nämlich schwer vorstellbar, daß man die Neuge­
staltung des europäischen Hauses mit Vorstellun­
gen von Allianzen aus den Jahren der Zwischen­
kriegszeit zu gestalten versucht. Solche Vorstel­
lungen gibt es, das darf man nicht übersehen. Da 
muß man sich aber schon etwas Neues einfallen 
tassen, das der Situation von 1990 und den Per­
spektiven für die Zukunft entspricht. In den letz­
ten Jahrzehnten wurden ja schon einige Instru­
mentarien geschaffen, die bei richtigem Gebrauch 
durchaus Instrumente für eine solche neue euro­
päische Friedensordnung sein können. 

Wenn man von Militärallianzen spricht, so 
fragt man sich, was heute Militärallianzen mit ei­
ner Hochrüstung, die ganz einfach gegeneinander 
nicht mehr einsetzbar ist - Gott sei Dank! -
überhaupt noch bedeuten. 

Oder weiters: Überlegen wir doch, seit 9. No­
vember 1989 ist es zum Beispiel wohl nicht mehr 
vorstellbar, daß die Bundeswehr der BRD und die 
Volksarmee der DDR gegeneinander einsetzbar 
sein könnten - Gott sei Dank! Ich meine, wenn 
sich Offiziere der Volksarmee plötzlich bei den 
Rekrutierungsbüros für die Bundeswehr in Berlin 
anstellen, so ist das nicht nur ein kleines Element, 
sondern ein gigantisches Zeichen einer Entwick­
lung, daß hier etwas im Gange ist. 

Ich glaube, diese Fakten müßten doch für die 
Paktsysteme ein Anlaß sein, zu überdenken, ob 
ihre Zielvorstellungen und ihre Sinnhaftigkeit 
noch wirklich so sind, wie sie vor Jahren waren. 

Die Entwicklung in den mittel- und osteuropäi­
schen Staaten ist voll im Gang. Das wurde schon 
öfter gesagt. Eine breite Grundströmung in den 
Völkern dieser Länder tritt mit allen Mitteln für 
Änderungen ein. Aber die Konturen des genauen 
Weges oder der Ziele, die angestrebt werden, sind 
noch lange nicht überall klar. Nur grobe Richtun­
gen sind sichtbar, und natürlich sind die auch in 
einzelnen Ländern verschieden. 

Die Wahlen in der nächsten Zeit in der DDR, 
in Ungarn und dann später in der CSSR werden 
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in diesen Ländern jeweils mehr über den konkre­
ten Willen des Volkes aussagen. Ob dieser Volks­
wille dann auch gegen die noch vorhandenen und 
noch lange nicht voll ausgeschalteten Reststruk­
turen der alten Kommunistischen Parteien in 
Verwaltung, Wirtschaft und Politik durchsetzbar 
ist, das ist die nächste große Frage für diese Völ­
ker. Wir sehen hie und da schon einige Rück­
schläge in manchen Verhaltensweisen solcher Ad­
ministrationen. 

Etwas Gleiches gilt natürlich auch für Polen 
und für die Tschechoslowakei. 

Rumänien bleibt nach wie vor in der allgemei­
nen Entwicklung in diesem Raum zurück, und 
das schafft natürlich für alle Länder in der Region 
große Besorgnisse. Ich teile auch nicht die Mei­
nung, daß mit den Ereignissen um We~~nachten 
in Bukarest wirklich bereits eine totale Anderung 
eingetreten ist. Ich glaube, daß es hier noch sehr 
viel zu tun gibt, um wenigstens einigermaßen in 
Richtung auf Demokratie zu kommen. 

Nun, in dieser Entwicklungsphase Europas, in 
der plötzlich alles möglich erscheint, kommen 
wieder Probleme auf, die lange verdrängt wurden. 

Da sind einmal die seit langer Zeit ungelöst ge­
bliebenen Minderheitenprobleme. die es eigent­
lich überall gibt. Ich glaube, diese Probleme sind 
multilateral etwa durch neue Konventionen des 
Europarates zu betreuen. Aber das Wesentliche 
scheint mir zu sein, daß man versucht, die Gren­
zen in Europa so wenig wie möglich fühlbar zu 
machen. Das würde viele Probleme von Minder­
heiten wesentlich erleichtern. 

Ein anderes Problem ist der aufkommende Na­
tionalismus. Er ist irgendwie verständlich, nach­
dem es in verschiedenen Ländern oft jahrelang 
eine massive Unterdrückung des Nationalbewußt­
seins gegeben hat. Ich glaube, der Nationalismus 
wird schärfere Konturen annehmen, und das be­
inhaltet natürlich Gefahrenelernente. 

Was bedeutet nun dies alles für die Politik 
Österreichs mit seiner immerwährenden Neutra­
lität? 

Ich glaube, wir sollten bei den Grundlagen be­
ginnen, das heißt mit ruhiger Überlegung an der 
inneren, politischen und sozialen Stabilität unse­
rer Republik weiterarbeiten. Wir müssen weiter­
hin eine sehr aktive Außenpolitik in allen Euro­
pafragen und besonders in der Nachbarschaftspo­
litik betreiben, wir müssen eine Außenpolitik be­
treiben, die aus neuen Situationen aufgeschlossen 
neue Chancen auf der Basis bewährter Grundsät­
ze wahrnimmt, und wir dürfen weiterhin die um­
fassende Landesverteidigung nicht in Frage stel­
len, sondern wir haben sie weiterhin voll auf­
rechtzuerhalten, denn eine offenkundig zur 

Schau gestellte Machtlosigkeit wird auf alle Fälle 
von Kräften von außen ausgenützt werden. Da 
kann man sich Szenerien noch und noch vorstel­
len. Jedes machtpolitische Vakuum führt unwei­
gerlich zur Provokation von auswärtigen Kräften, 
zur Einmischung in innere Angelegenheiten. 

Und noch eines möchte ich klar und deutlich 
sagen, weil in letzter Zeit in der Presse Diskussio­
nen entstanden sind: Nach wie vor ist und bleibt 
die immerwährende Neutralität Österreichs ein 
wichtiger und unersetzlicher Faktor für die euro­
päische Stabilität. Das ist nicht eine österreichi­
sche Marotte, sondern das ist wirklich ein Erfah­
rungsschatz, den wir hinübertragen müssen in 
diese etwas unruhige und bewegte Zeit, die uns 
bevorsteht. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) Auf die­
sem Gebiet muß keineswegs eilfertig Neues er­
funden oder an Bestehendem herumgedeutelt 
werden. Wir stehen hier auf solider Basis. Aber 
ich glaube, das ist heute auch in allen Wort.~el­
dungen ohnehin zum Ausdruck gekommen: Uber 
die Neutralität gibt es also eine breite Basis der 
Zustimmung in diesem Hause. 

Wir haben jedes Interesse daran, daß die Ent­
wicklung in mittel- und osteuropäischen Staaten 
in evolutionärer Weise vor sich geht, daß chaoti­
sche Zustände verhindert werden und daß die 
menschenrechtlichen und wirtschaftlichen Ver­
hältnisse möglichst rasch menschenwürdig gestal­
tet werden. Dazu ist von uns aus jede nur mögli­
che Hilfe zu leisten, auch im Interesse einer euro­
päischen Stabilität, die wiederum in unserem ur­
eigensten Interesse liegt. 

Nur wenn man den Menschen eine lebenswerte 
Heimat gestaltet, werden Flüchtlingsströme erst 
gar nicht entstehen. Allerdings braucht es einige 
Zeit, bis die Folgen von menschenverachtenden 
Gewaltregimen endlich überwunden sind und 
sich die Bevölkerung dann wirklich in ihrem Lan­
de daheimfühlen kann. 

Diese Überlegung ist eine rationelle. Es gibt 
dazu aber auch klare humanistische Pflichten. 

Ich habe hier schon einmal gesagt, die Stabilität 
der Nachkriegsfriedensordnung war in den letz­
ten vier Jahrzehnten auch auf der Leidensfähig­
keit der Völker Mittel- und Osteuropas aufge­
baut. Wir im geographisch westlichen Teil Euro­
pas konnten diese friedliche Entwicklung zum 
Wohlstand in Freiheit nützen. So gesehen sind 
wir ja doch den Völkern Mittel- und Osteuropas 
etwas sch uldig. 

Jede Unterstützung dieser Staaten muß sich 
daran ausrichten, daß es sich vor allem um Hilfe 
zur Selbsthilfe handeln muß. Menschliche Res­
sourcen und Kapital in ein falsches Wirtschaftssy­
stem zu leiten ist blanke Vergeudung und hilft 
den Menschen in diesen Ländern überhaupt 
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nicht, ist daher auch inhuman und läßt nur über­
holte Strukturen weitervegetieren, und das wieder 
zu Lasten der Bevölkerung, die ja schon genug 
gelitten hat. Neben der Großzügigkeit der Hilfe 
ist also auch der Mut gefragt, diese Hilfe nur dort 
zu geben, wo sie wirklich einen direkten Nutzen 
für die betroffene Bevölkerung bringt. 

Das kommunistische System des realen Sozia­
lismus ist gescheitert, und zwar als ganzes System. 
Da lassen sich keine einzelnen Teile hinüberret­
ten zu einem angeblich kommoden Mischsystem, 
das sowohl ökonomisch als auch humanitär wir­
kungslos ist. 

Der Generalsekretär der italienischen Kommu­
nistischen Partei Occhetto hat dieser Tage auf 
dem Kongreß seiner Partei klargestellt, der Kom­
munismus sei gescheitert, eine endgültige Ant­
wort auf die sozialen Probleme und Fragen unse­
rer Zeit habe man nicht, daher sei es auch nicht 
möglich, das gescheiterte kommunistische Modell 
des realen Sozialismus durch ein neues heilge­
schichtliches Etappenziel zu ersetzen. 

Ich glaube, das sind klare Worte, und diese 
Worte werden dem Generalsekretär der KPI kei­
neswegs leicht über die Lippen gekommen sein. 

Nun möchte ich sagen, daß es in solchen Zeiten 
der Umwälzungen in Europa natürlich auch Zeit 
ist, darüber nachzudenken, welche Formen für 
die zukünftige europäische Zusammenarbeit ge­
schaffen werden sollen. Es geht um die Formen 
der Zusammenarbeit auf gesamteuropäischem 
Gebiet, aber auch auf regionalem Gebiet. 

Wir haben ein großes Interesse daran, daß die 
regionale Zusammenarbeit über die Grenzen hin­
weg in diesem Raum, in dem wir in Europa leben, 
mit Nachdruck gefördert wird. Daher ist sicher­
lich die Zusammenarbeit zwischen Österreich, 
Italien, Ungarn, Jugoslawien und der Tschecho­
slowakei sehr wohl zu begrüßen. Es wäre aber 
falsch, daraus eine neue regionale Institution oder 
eine neue Blockbildung entstehen zu lassen. Ein 
solches regionales Zusammenarbeiten von Staa­
ten, das es ja in anderen Regionen Europas auch 
gibt, muß immer im Rahmen einer gesamteuro­
päischen Zusammenarbeit gesehen werden. Es 
sollen nicht neue Blockbildungen nach regionalen 
Strukturen in Europa entstehen. 

Wie diese gesamteuropäische Zusammenarbeit 
in Zukunft organisiert werden soll, darüber gibt 
es ja verschiedene Überlegungen. Man sollte - da 
teile ich auch die Meinung des Kollegen Schieder 
- auf bestehende Strukturen zurückgreifen und 
nicht um jeden Preis Neues schaffen wollen. 
Denn eines muß ich auch sagen: Wenn wir von 
Mitbeteiligung von Parlamentariern an solchen 
Institutionen reden - und es ist sehr wichtig, daß 
sie eine parlamentarische Basis haben -, dann 

g.ibt es auch eine ganz materielle und zeitliche 
Uberlegung. Daher müssen wir ein Interesse ha­
ben, daß wenige, aber sehr effektive internationa­
le Institutionen entstehen, aber nicht dutzendwei­
se, sonst können wir eine Mitarbeit einfach nicht 
schaffen. 

Ich würde daher folgendes vorschlagen: In Fra­
gen der Sicherheitspolitik, der Abrüstung sollte es 
eine ständige Institution der KSZE geben, auch 
deshalb, weil hier ja unbedingt auch die Mitwir­
kung der Vereinigten Staaten und Kanadas not­
wendig ist. Allerdings: Für alle übrigen Angele­
genheiten müßte der Europarat zuständig werden 
und sich auch entsprechend formen, um dieser 
Zuständigkeit nachkommen zu können. 

Ich glaube, der Europarat sollte in der Zukunft 
eine Art europäischen Senat darstellen. Das wäre 
etwas, was man sich vorstellen könnte. Aber, wie 
gesagt, das sind Diskussionsvorschläge. Niemand 
hat hier noch das allein gültige Rezept. 

Ich wiederhole in solchen Zusammenhängen 
auch immer wieder die Überlegung, die schon in 
der Colombo-Kommission des Europarates zum 
Ausdruck gekommen ist, nämlich die Europäi­
sche Gemeinschaft sollte als Organisation Mit­
glied des Europarats werden, und vor allem sollte 
sie Mitglied der Menschenrechtskonvention wer­
den; schon damit nicht verschiedene Standards 
der Menschenrechte in Europa entstehen. 

Nun, ich glaube, über diese Frage haben wir in 
Zukunft noch einiges zu diskutieren, und in die­
ser Frage haben wir einiges zu überlegen. Es soll­
ten dies die Organisationsmodelle sein, wenn sich 
einmal die Demokratie in den ost- und mitteleu­
ropäischen Ländern so entwickelt, wie wir es hof­
fen und wie es für die Mitgliedschaft im Europa­
rat Voraussetzung ist. Der Europarat könnte 
wirklich dieses breite Dach des europäischen 
Hauses sein. 

Ein wichtiges Ziel einer europäischen Regelung 
besteht natürlich in der Lösung der Frage des Zu­
sammenrückens der beiden deutschen Staaten, 
der BRD und der DDR. 

Sie, Herr Bundesminister, haben in einer - wie 
mir scheint - sehr klaren Weise die Problematik 
dargestellt. Ausschlaggebend ist der demokratisch 
ausgedrückte Wille der Bevölkerung beider Staa­
ten, also das ausgeübte Recht auf Selbstbestim­
mung, die Berücksichtigung internationaler Ver­
tragsverpflichtungen und die Einhaltung aller 
übernommenen Verpflichtungen aus den Be­
schlüssen der verschiedenen bisherigen KSZE­
Tagungen. Das schließt selbstverständlich die Re­
spektierung der Grenzen von Drittstaaten ein. 

Ich möchte aber noch eines sagen, weil das -
so glaube ich - in der Diskussion über dieses 
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Problem etwas ungerechtfertigterweise nicht im­
mer klar zum Ausdruck kommt. Die letzten Jahr­
zehnte haben klar gezeigt. daß die Bevölkerung 
- sowohl der BRD wie auch der DDR - sehr 
wohl aus der Geschichte gelernt hat. Diese Men­
schen haben sehr wohl ein Recht wenigstens auf 
ein gewisses Ausmaß an Vertrauensvorschuß. Ich 
glaube, das sollten wir auch einmal sagen. 

Ich meine also: Nur keine Panik, wenn sich die 
Menschen irgendeines Landes in Europa auf ihr 
Selbstbestimmungsrecht besinnen! Ich glaube, wir 
Österreicher sollen uns auf unsere Eigenständig­
keit und auf unsere eigenen Positionen besinnen, 
und wir müssen nicht fürchten, wenn neue Ereig­
nisse in Europa eintreten, daß gleich das österrei­
chische Haus erzittern muß. - Danke. (Beifall 
bei ÖVP und SPÖ.) 16.22 

Präsident Dr. Dillersberger: Als nächste zu 
Wort gelangt Frau Abgeordnete Gabrielle Trax­
ler. Ich erteile es ihr. 

16.22 
Abgeordnete Gabrielle Traxler (SPÖ): Herr 

Präsident! Herr Minister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Herr Außen minister! Tau­
sende Flüchtlinge oder, wie Sie es heute korrigier­
ten, Hunderte Flüchtlinge standen, stehen vor un­
seren Grenzen. Unser Innenminister ist Tag und 
Nacht unterwegs, um Plätze für diese Flüchtlinge 
in Österreich zu finden (Abg. S te in bau e r: In 
der Nacht im "Club 2".'), und ich möchte ihm mit 
Ihrer Zustimmung für diese Bemühungen herzli­
chen Dank sagen. Sie sind in dieser Situation äu­
ßerst schwierig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte Sie aber, Herr Außenminister, fra­
gen, was Sie bisher unternommen haben (Abg. 
Kraft: Sehr viel.'), um andere Länder Europas 
dafür zu gewinnen, ebenfalls Flüchtlinge aufzu­
nehmen, und wann wir mit den Ergebnissen Ihrer 
Bemühungen rechnen können. 

Herr Außenminister! Ich möchte Sie auch fra­
gen, was Sie unternehmen werden (Abg. K r a f t: 
Polemische Zunge.'), um gewichtige Landeshaupt­
leute Ihrer Partei, wie den Landeshauptmann 
Ratzenböck, dafür zu gewinnen (Abg. K r a f t: 
Aber! Aber!), daß sie in ihren Bundesländern 
Flüchtlinge unterbringen, statt Bemerkungen ge­
gen Flüchtlinge zu machen. (Beifall bei der SPÖ. 
- Abg. Kr af t: Das ist ein schwacher Strohhalm, 
an den Sie sich kLammern! - Abg. Sc h i e der: 
Optisch kommen Sie auch nur knapp durch beim 
Ratzenböck.') 

Herr Außenminister! Teilen Sie meine Ansicht, 
daß die Österreicher nicht befürchten dürfen und 
nicht befürchten müssen, daß durch die Bekämp­
fung der Armut in unserem Land unser sozialer 
Status einen Einbruch erleiden wird, und daß 
nicht die ärmsten Bevölkerungsschichten in 

Österreich gegen die Flüchtlinge ausgespielt wer­
den dürfen, wie das Medien oder konservative 
Kreise immer wieder in den letzten Tagen getan 
haben? 

Werden Sie sich, Herr Außenminister - ich 
bin zuversichtlich -, in Ihrer Partei gemeinsam 
mit den Frauen dafür einsetzen, daß zum Beispiel 
die 10 OOO-S-Mindestiohngrenze, wie sie der 
ÖGB jetzt verlangt, in unserem Land für alle Ar­
beitnehmer so rasch wie möglich Wirklichkeit 
wird? (Zwischenruf des Abg. Art hol d.J Das ist 
die Bekämpfung der Armut, und damit schaffen 
wir ein soziales Klima (Abg. Kr af t: Für die Asy­
lanten, Frau Kollegin?>, das auch offen ist für Är­
mere, und um Ärmere aufzunehmen. (Beifall bei 
der SPÖ. - Abg. K ra f t: Für Asylanten! - Abg. 
Art hol d: Ich glaube, Sie haben die falsche Rede 
mit./) 

Herr Außenminister! Ich bin sicher, Sie teilen 
meine Ansicht, daß die Flüchtlinge vor unseren 
Grenzen vor dem Elend und dem Hunger in ih­
ren Ländern flüchten. Sie flüchten vor den Trüm­
mern einer Diktatur (Abg. K r a f t: Ist da nicht der 
Innenminister zuständig?), die für sie kaum Hoff­
nungen auf Verbesserung in der allernächsten 
Zeit bringen. 

Herr Außenminister! Ich bin auch sicher. daß 
Sie der Meinung sind, daß das der Anfang einer 
Völkerwanderungswelle ist, die Österreich als er­
stes Land des Westens berührt, aber - das haben 
ja auch die Auswanderungszahlen der DDR ge­
zeigt - sich bald über ganz Europa ergießen will. 
Denn noch funktionieren im osteuropäischen 
Raum die alten Sozialstrukturen, die jedem Men­
schen Arbeit und, wenn auch eine geringe, so 
doch eine Grundversorgung garantieren. (Abg. 
S te in bau e r: Das ist wirklich die letzte StaLini­
stin.') Aber bei der Umstellung von plan- auf 
marktwirtschaftliche Systeme - das zeigen ja be­
reits die ersten offiziellen Zahlen aus Polen; Sie 
haben das sicher verfolgt, 150 000 Arbeitslose in 
Polen - wird es für die Arbeitslosigkeit kaum 
Finanzierungsmöglichkeiten geben, und ein Ar­
beitslosenversicherungssystem westeuropäischen 
Musters wurde noch nicht geschaffen, da die 
Grundlagen und die Finanzierung dafür fehlen. 

Herr Außenminister! Ich bitte Sie daher, auf 
der von Ihnen angekündigten Konferenz in Lissa­
bon darauf zu wirken, daß so rasch wie möglich 
eine gemeinsame gesamteuropäische Innen- und 
Außenministerkonferenz zustande kommt, und 
daß Sie auch die entsprechenden Vorarbeiten da­
für leisten, um die Aufnahme der Flüchtlinge in 
ganz Europa zu gewährleisten. 

Angesichts dieses Szenarios, meine Damen und 
Herren, möchte ich mich heute mit der Situation 
der Arbeitnehmer in Ost- und Mitteleuropa und 
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mit der sozialen Dimension in diesen Ländern be­
schäftigen. 

Es ist nun einmal eine Tatsache, daß die Bevöl­
kerung Rumäniens hungert und friert, obwohl sie 
Arbeitsplätze hat. Es ist nun einmal eine Tatsa­
che, daß Teile der polnischen Bevölkerung nicht 
immer mit den wichtigsten Versorgungsgütern 
des täglichen Lebens rechnen können. Und selbst 
in den sogenannten "reicheren" Ländern, in Un­
garn, in der tSSR, aber auch in Jugoslawien, fin­
den wir in den Familien jene materielle Situation 
vor, wie wir sie nach dem Ende des Krieges und in 
den fünfziger Jahren erlebt haben. (Abg. S lei n -
bau e r: Wer hat das gemacht? Wer hat das provo­
ziert?) 

Es ist nun einmal eine Tatsache, daß ein polni­
scher Arbeitnehmer, auch wenn er bei uns 
schwarzarbeitet, auch wenn er unter den schlech­
testen lohn- und arbeitsrechtlichen Bedingungen 
arbeitet, wenn er nur einen Monat beschäftigt ist, 
den Lebensunterhalt (Zwischenruf der Abg. In­
grid Ti c h Y - S c h red er) - ich komme dann 
auf die Schwarzarbeit, Frau Kollegin, noch zu 
sprechen -, den Lebensunterhalt seiner Familie 
in Polen mitunter für ein ganzes Jahr verdienen 
kann. (Abg. S te in bau er: Sie ist die letzte Ver­
teidigerin der kommunistischen Wirtschaftspleüe.'J 

Es ist nun einmal eine Tatsache, daß qualifi­
zierte Arbeitnehmer aus der Tschechoslowakei in 
die Grenzregionen Österreichs ko~.men, ihre Ar­
beitsplätze verlassen, weil sie in Osterreich ein 
Vielfaches verdienen. Sie machen das ohne sozial­
versicherungsrechtlichen Schutz. Frau Kollegin 
Tichy-Schreder! Österreich ische Unternehmen 
inserieren in den Zeitungen Bratislavas, um sol­
che Arbeitnehmer anzuwerben. Ich komme dann 
auf dieses Problem zu sprechen, weil ich glaube, 
daß wir es nur gemeinsam lösen können. 

Meine Damen und Herren! Diese Situation 
zeigt ganz genau, selbst wenn der gesamte Westen 
dem gesamten osteuropäischen Raum materielle 
und wirtschaftliche Hilfe gewähren wird, so wird 
es noch 10 bis 15 Jahre dauern, bis sich die Wirt­
schaften der einzelnen Länder erholt haben wer­
den und die Menschen die Differenzen der Le­
bensstandarde erarbeiten und erwirtschaften kön­
nen. 

In der Zwischenzeit ist es ganz besonders not­
wendig, daß die soziale Absicherung der Arbeit­
nehmer in den osteuropäischen Staaten auch ge­
währleistet ist. Hier sehe ich eine ganz wichtige 
Aufgabe für Österreich. 

Herr Außenminister! Laden Sie - Österreich 
kann ja als Vorbild aufgrund seines Sozialversi­
cherungs- und seines sozialpolitischen Systems 
dienen - die Sozialminister der ost- und westeu­
ropäischen Staaten ein. Bereiten Sie auf diploma-

tischer Ebene die materiellen und sozialen Hilfs­
maßnahmen vor, die weder ein Land allein noch 
einzelne Länder bewältigen können, sondern ei­
ner Hilfsaktion ganz Europas bedürfen. 

Bereiten wir alle gemeinsam die Menschen in 
unserem Land, in Österreich, darauf vor, daß sol­
che Solidaritätsaktionen auch unsere Steuergelder 
kosten und sie dafür bereit sind, sie auch zur Ver­
fügung zu stellen. 

Und diese Aktionen, meine Damen und Her­
ren, werden nur möglich sein, wenn wir sie tradi­
tionellerweise gemeinsam bewältigen. 

Für den Österreichischen Gewerkschaftsbund 
ergibt sich hier eine enorme Aufgabe. Es gilt hier, 
auf betrieblicher und auf gewerkschaftlicher Ebe­
ne, ebenso wie das auf politischer Ebene gesche­
hen muß, die notwendigen Demokratisierungs­
prozesse zu unterstützen, Wissen und Hilfe zur 
Selbsthilfe anzubieten. Und hier sind große Um­
stellungen für die neugewählten Betriebsräte und 
Gewerkschaftsfunktionäre in den osteuropäi­
schen Länder notwendig. Denn Fragen: Wie ist 
ein Kollektivvertrag aufgebaut?, Welchen An­
spruch auf Krankengeld, auf Arbeitsschutz, auf 
Kündigungsschutz besteht in Osterreich? , Wie 
werden überhaupt Verhandlungen geführt?, Wer 
sind die Verhandlungspartner? , werden überall 
und in Vielzahl an uns herangetragen. 

Es sind Kontakte zwischen den Betriebsvertre­
tern zu vermitteln, Sprachbarrieren zu überwin­
den, Einladungen zu Verhandlungen, humanitäre 
Aktionen, wie sie die Eisenbahnergewerkschaft in 
Rumänien jetzt veranstaltet, Bildungs- und Ju­
gendaustauschprogramme, Informationsschriften 
müssen vorbereitet und in die Tat umgesetzt wer­
den. In Wien bemüht sich der ÖBG, in diesem 
Sinne auch Zentrum eines internationalen Ge­
werkschaftsinstitutes zu werden, das vom Interna­
tionalen Bund Freier Gewerkschaften geführt 
werden könnte. 

Kontakte zu den demokratischen Gewerkschaf­
ten, die sich jetzt bilde~, gehören zu den wichtig­
sten Aufgaben des Osterreichischen Gewerk­
schaftsbundes. 

Vor zwei Wochen hat in der CSSR der Kongreß 
der demokratischen Gewerkschaften stattgefun­
den, bei dem offiziell keine ausländischen Gäste 
eingeladen waren. Es wurde dort eine Grußbot­
schaft des Präsidenten Verzetnitsch verlesen, als 
einzige von einem westeuropäischen Staat, sie 
wurde mit viel Begeisterung aufgenommen. Und 
damit wurden die ersten internationalen Kontakte 
gefestigt und die Zusammenarbeit für die Zu­
kunft festgelegt. Ähnliches ist in Ungarn gesche­
hen. Am Solidarnosc-Kongreß im April wird Prä­
sident Verzetnitsch teilnehmen. 
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Herr Außenminister! Ich ersuche Sie, dem Vor­
schlag des ÖBG-Präsidenten Rechnung zu tragen 
und zur Unterstützung sozialpolitischer Anliegen 
an den österreichischen Botschaften Oste uropas 
Sozialattaches einzuführen statt der derzeitigen 
Militärattaches, die sich, soweit sie existieren -
das glaube ich auch aus den Wortmeldungen aller 
meiner Vorredner entnehmen zu können -, 
weitgehend als unnötig erweisen, und das können 
wir uns ersparen. Ich bitte Sie auch, die Friedens­
appelle, die hier von Ihrer Partei gekommen sind, 
an den Generalsekretär der ÖVP und an Verteidi­
gungsminister Lichal weiterzugeben. Wir könn­
ten uns einiges an Heeresausgaben Richtung 
Osten ersparen. (Abg. Kr af t: Da haben Sie aber 
wirklich keine Ahnung.') 

Ich begrüße die ersten Gespräche der Sozialmi­
nister Österreichs und Ungarns, die parallel zu 
den internationalen gewerkschaftlichen Bemü­
hungen geführt wurden und noch in den nächsten 
Wochen weitergeführt werden. (Abg. Kraft: Po­
lemisch bis zum .. Gehll1ichtmehr".') 

Bleibt noch die Frage der Auswirkungen der 
Situation der Osteuropa-Länder auf Österreich 
zu bewältigen. Denn wenn es uns nicht gelingt, 
den Druck, der von den osteuropäischen Ländern 
kommt, zu kanalisieren, dann werden wir die von 
uns gewünschten "geordneten" Verhältnisse nicht 
bekommen. Und was verstehe ich unter Ord­
nung? 

Regelungen mit unseren osteuropäischen 
Nachbarn über Kontingente von Ansuchen von 
Arbeitnehmern, die nach Österreich arbeiten 
kommen wollen, soweit wir sie brauchen, soweit 
wir sie verkraften. Das müssen Regelungen sein, 
an die sich auch wirklich alle halten. Wir brau­
chen dazu ein Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
den ausländischen Gästen auch ein würdiges Ar­
beiten in Österreich ermöglicht. 

Aber, meine Damen und Herren, Ordnung zu 
schaffen und Ordnung zu halten heißt - ich wie­
derhole es -, daß sich alle an diese Regeln halten 
müssen, denn sonst riskieren wir das Aushöhlen 
des österreichischen Lohngefüges und machen 
uns für die steigende Ausländerfeindlichkeit ver­
antwortlich. 

Hier möchte ich ein ernstes Wort an die Arbeit­
geber richten. Denn wenn es stimmt, daß 
90 000 Schwarzarbeiter in Wien beschäftigt sind, 
dann kann das, meine Damen und Herren, nicht 
der richtige Weg sein! Überlegen wir uns das ganz 
ehrlich, denn solange diese Situation existiert, 
wird auch die Ausländerfeindlichkeit in unserem 
Land steigen. Hier haben wir eine große Verant­
wortung. Andererseits müssen wir uns auch über­
legen, was mit jenen Asylwerbern geschehen soll, 
deren Asylansuchen abgelehnt wird und denen 
das Arbeiten verboten ist. 

Es ist zu spät, Herr Außenminister, und das 
wäre auch eine Überforderung der Grenzbehör­
den, den Menschen erst an den Grenzen klarzu­
machen, daß sie in Österreich nicht automatisch 
Arbeit und soziale Betreuung erhalten. Das muß 
schon vorher geschehen. Auch dazu könnten So­
zialattaches in den österreichischen Botschaften 
nützlich sein. Die Ausstellung von Sicherungsbe­
scheinigungen ist hier der richtige Weg. Aber wel­
che Vorschläge auch immer erarbeitet werden, 
wir brauchen hier in erster Linie den österreichi­
schen Konsens, den alle einzuhalten bereit sein 
müssen. 

Nun, meine Damen und Herren, lassen Sie 
mich zum Abschluß noch ein Wort über die Si­
tuation der Frauen in Osteuropa sagen. 

Der Kommunismus hat uns immer einreden 
wollen, daß bei ihm die Frau gleichberechtigt ist. 
Das waren nur Floskeln, denn die Frauen im 
Osten sind weniger gleichberechtigt als wir. Ja sie 
dürfen alle arbeiten, sonst kann die Familie nicht 
leben! Aber im Osten sind Lohnunterschiede zwi­
schen Männern und Frauen an der Tagesord­
nung. 

Mit Ausnahme der DDR fehlen weitgehend fa­
milienergänzende Einrichtungen. Schlechte 
Wohnungsbedingungen, mangelnde technische 
Haushaltsausstattung, schlechte Gesundheitsvor­
sorge, kürzere Lebenserwartung, vor allem in den 
Industriegebieten, täglich stundenlanges Warten 
auf Brot, Butter und Grundnahrungsmittel, feh­
lende Partnerschaft in den Familien belasten die 
Frauen bis zu einem Höchstausmaß und führen 
- das bedauere ich - zur Abkehr von der Be­
rufstätigkeit, das ist aber nur im Wunschdenken, 
denn die schlechte wirtschaftliche Lage in den 
osteuropäischen Ländern wird die Arbeitskraft 
Frau auch weiterhin unerläßlich machen. Stei­
gende Scheidungsraten und die steigende Anzahl 
von alleinstehenden Müttern erschweren ihre Si­
tuation in den osteuropäischen Staaten noch 
mehr. 

Auch hier ist solidarische Hilfe angesagt, und 
auch hier muß die Politik in Richtung Partner­
schaft und Gleichberechtigung gehen und darf 
nicht auf dem Rücken der Frauen ausgetragen 
werden. Auch hier haben wir die Verpflichtung, 
unsere Erfahrungen, unser Wissen und unsere 
Solidarität anzubieten. 

Meine Damen und Herren! Nicht nur die Poli­
tiker, sondern jeder Österreicher wird in Zukunft 
direkt oder indirekt aufgerufen sein, mitzuhelfen, 
die Politiker allein werden das nicht schaffen. Die 
Politik kann aber die Voraussetzung für ein Kli­
ma der Toleranz, der Ausländerfreundlichkeit in 
Österreich schaffen. Wir bewegen uns leider der­
zeit genau in die entgegengesetzte Richtung. 
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Herr Minister! Ich ersuche Sie - und wir alle 
sind hier aufgerufen -, dazu beizutragen, in un­
seren Parteien, bei den uns nahestehenden Bür­
germeistern, den Arbeitgeber- und Arbeitneh­
merverbänden viel Aufklärung und Toleranzar­
beit zu leisten. 

Nach der großen Euphorie setzt die Arbeit ein. 
Wollen wir Nationalismus, neuerliche Diktatur 
und Fremdenhaß in Österreich, in Osteuropa, in 
Mitteleuropa vermeiden und ein demokratisches 
Mitteleuropa, Osteuropa, Europa ausbauen, dann 
müssen wir diesen Weg gehen! (Beifall bei der 
SPÖ.j 16.40 

Präsident Dr. Dillersberger: Als nächster zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Dr. 
Khol. Ich erteile es ihm. 

16.40 

Abgeordneter Dr. Khol (ÖVP): Herr Präsident! 
Zuerst möchte ich als Tiroler dem neuen Tiroler 
Nationalratspräsidenten meine herzlichen Glück­
wünsche aussprechen. Ich freue mich, daß wieder 
ein Tiroler in dieses Amt gewählt wurde. (Beifall 
bei ÖVP und FPÖ.J Ich darf auch sagen. wir sind 
im Rechtskurs gemeinsam auf der Bank gesessen, 
das war vor vielen, vielen Jahren, aber er hat es 
weitergebracht. Ich anerkenne das. 

Meine Damen und Herren! Liebe Frau Kolle­
gin Traxler, ich muß Ihnen ein Kompliment ma­
chen: Es ist Ihnen gelungen, sich heute in Ihrer 
Analyse g~nauso zu irren, wie sich zehn Jahre 
lang der Osterreichische Gewerkschaftsbund irr­
te, als er die Beziehungen mit den Staatsgewerk­
schaften pflegte und nicht mit Solidarnosc. Sie 
sind sich konsequent geblieben. (Beifall bei der 
ÖVP.) Ihren abstrakten, beherzigenswerten Auf­
ruf, man möge Frieden, Freundschaft und so wei­
ter berücksichtigen, glaube ich Ihnen erst, wenn 
sie mir Lech Walesa hier in Wien als Gast des 
ÖGB zeigen. (Beifall bei der ÖVP.) Ich bin ganz 
einfach zu nobel, um Ihnen zu sagen, was mich 
nach Ihrer Polenvisite meine polnischen Freunde 
gefragt haben, zum Beispiel wer Sie sind. 

Meine Damen und Herren! Wir haben heute 
einen großartigen Bericht (Abg. G r a b n e r: Den 
Khol kennt nicht einmal in Osterreich jemand.') 
über die neue Architektur Europas gehört, die 
sehr plastisch geworden ist. Minister Mock hat 
sich ein realistisches Bild zu eigen gemacht: 
Nichts ist irreversibel. Ich glaube, es ist aus seiner 
Analyse auch klargeworden, daß jedes Land an­
ders zu behandeln ist. 

Weiters ist klargeworden, meine Damen und 
Herren, und da möchte ich mich an Herrn Abge­
ordneten Schieder richten: Wir, sage ich - wir 
und nicht die ÖVP -, wir haben uns keine Ver­
säumnisse vorzuwerfen. Wir haben die EG-Ent­
wicklung richtig eingeschätzt durch unseren Bei-

trittsantrag. Wir haben auch die EFT A richtig 
eingeschätzt; mehr sage ich dazu nicht. Wir haben 
aber auch den Europarat richtig eingeschätzt, als 
viele gesagt haben: Das ist eigentlich nichts mehr, 
das wird nichts mehr sein. Wir haben alle die Or­
ganisationen richtig eingeschätzt und können 
jetzt auf dieser Basis arbeiten. 

Die neue europäische Architektur, wie sie Mi­
nister Mock heute skizziert hat, kann man nur 
bestätigen: den Europarat für Menschenrechte 
und Demokratie, wobei uns klar sein muß, daß es 
für Bulgarien, für Rumänien und für Jugoslawien 
noch ein längerer Weg sein wird als für Ungarn, 
die Tschechoslowakei und vielleicht Polen und 
daß es nicht so leicht sein wird, die Voraussetzun­
gen von Menschenrechten und Demokratie zu er­
füllen, die der Europarat nun einmal als unab­
dingbar vorsieht. 

Die EG und die von der EG koordinierten 
24 Staaten sind sicherlich das Forum und der 
Rahmen für die wirtschaftliche Kooperation, wo­
bei man hier wieder einen Dreisprung sehen 
muß: Kooperation, Assoziation und dann später 
einmal Mitgliedschaft. Ich glaube, daß wir diesen 
Demokratien. die im Osten unserer Heimat ent­
stehen, das Versprechen einer österreichischen 
Unterstützung mitgeben sollten. 

Die dritte Ebene ist sicherlich die Ebene der 
Sicherheitszusammenarbeit. Da glaube ich, daß 
auf Dauer die NATO als ein politisches Bündnis 
noch eine wichtige Rolle zu spielen hat. Es ist 
ganz interessant, sich zu erinnern: Lord Ismay hat 
einmal nach dem Krieg erklärt, wozu man eine 
NATO braucht, und hat den berühmten Satz ge­
sagt: 

"We need the NATO to keep the Russians out, 
the Americans in and the Germans down!" - Wir 
brauchen die NATO, um die Russen draußen zu 
halten. die Amerikaner herinnen und die Deut­
schen nieder! 

Ich glaube, daß - mit Ausnahme des letzten 
Satzes, denn niemand wird eine selbstbewußte 
deutsche Nation, bestehend aus der DDR und der 
BRD, niederhalten können - die NATO doch 
auch im gesamteuropäischen Konzept eine Auf­
gabe hat. Die politische Einbindung der Deut­
schen besorgt die EG. Es wird auch eine europäi­
sche Sicherheitsorganisation ihren Platz finden, 
die wir immer gefördert haben. Seit 1970 gehören 
wir zu jenen, die die KSZE angeregt und dann 
konsequent verfolgt haben. 

Ich möchte hier auch sagen, daß ich nicht wie 
manche Untergangspropheten Zweifel habe, ob 
nicht vielleicht unsere Rolle als neutrales Land 
gefährdet wäre und ob uns nicht die Neutralitäts­
dividende, die wir bisher bezogen hätten, abhan­
den käme. Da möchte ich schon sagen: Wir haben 
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bisher eine Neutralitätspolitik verfolgt, die unter 
anderem auf den Ost-West-Konflikt ausgerichtet 
war und die davon profitierte, daß wir an der 
Grenze zur Unfreiheit lebten, daß wir die erste 
Adresse waren, das Schaufenster. Wir werden 
eine neue Funktion unserer Neutralität schon 
deswegen erleben, weil wir nicht mehr die erste 
Adresse, nicht mehr die Grenze sind. Die Grenze 
verschiebt sich hoffentlich um viele hundert Kilo­
meter in den Osten, oder es gibt sie überhaupt 
nicht mehr. Wir werden daher nicht mehr diesel­
be Neutralitätsrolle zu spielen haben, die wir als 
erstes freies Land an der Grenze zum Osten spie­
len. 

Wir werden uns daher auch damit abfinden 
müssen, daß wir unseren Grenzvorteil verlieren 
werden. Ich halte das für durchaus positiv. Wir 
werden uns auch damit abfinden müssen, daß wir 
nicht mehr das einzige Land sind, das gesamteu­
ropäische Institutionen und Konferenzen beher­
bergen möchte. Wir sollten keinen eifersüchtigen 
neidigen Standpunkt einnehmen, sondern auch 
der Tschechoslowakei, Ungarn und Polen die 
Rolle zubilligen, daß sie Begegnungen zwischen 
Ost und West organisieren und beheimaten sol­
len. 

Ich glaube, daß unsere Neutralität in der neuen 
europäischen Architektur eine wichtige Rolle hat. 
Auf den gesamteuropäischen Sicherheitsprozeß 
sollten wir uns konzentrieren und nicht wehleidig 
jeder Konferenz nachrennen und uns weniger ge­
liebt fühlen, wenn plötzlich Konferenzen in ande­
ren Städten stattfinden. Natürlich ist es ein wich­
tiges Ziel, Konferenzen zu haben, aber nur ein 
Mittel zum Zweck und nicht ein Selbstzweck. 

Die europäische Sicherheitsorganisation hinge­
gen ist ein wichtiges Ziel. Wir haben uns in den 
letzten Jahrzehnten Vertrauen geschaffen. Mit 
diesem Kapital, mit diesem Talent sollten wir 
"wuchern" und auch unsere Neutralität hier in 
einen neuen und sehr wichtigen dynamischen Zu­
sammenhang stellen. 

Lassen Sie mich noch zwei Bemerkungen zu 
zwei Nachbarländern machen. Ich glaube, wir 
würden einen verhängnisvollen Fehler begehen, 
wenn wir nicht zur Kenntnis nehmen würden, 
daß das Deutschland, das uns heute entgegentritt, 
auf der Basis des Grundgesetzes ein demokrati­
sches, liberal geordnetes, verläßliches Deutsch­
land ist und daß wir eigentlich mit diesem 
Deutschland so gute Beziehungen haben, wie wir 
sie in vielen Jahrhunderten unserer gemeinsamen 
Geschichte nie gehabt haben. 

Wir sollten nicht in den Chor jener einstim­
men, die dieses Deutschland von heute an 
schlechten Erfahrungen, die man mit einem 
Deutschland vor 60, 70 Jahren gemacht hat, mes­
sen. Wir sollten den Deutschen Vertrauen entge-

genbringen und nicht immer wieder irgendeinen 
Teufel an die Wand malen. Ich muß auch sagen, 
daß ich diesbezüglich bei manchen Diskussions­
beiträgen, die man gerade in Österreich hört, 
nicht vom guten Glauben derjenigen, die diese 
Diskussion beginnen, überzeugt bin. Hier wird 
oft ein Teufel an die Wand gemalt. Die deutsche 
Frage ist für uns keine Frage mehr. Wir sind 
Österreicher, eine erfolgreiche, selbstbewußte 
Nation, und wir gehören zur deutschen Frage 
nicht mehr dazu - ebensowenig wie die Schweiz, 
ebensowenig wie Luxemburg, ebensowenig wie 
Liechtenstein, durchwegs Länder, in denen auch 
deutsch gesprochen wird und wo überhaupt nie­
mand auf den Gedanken käme, hier wieder Arg­
wohn zu hegen. 

Ich glaube also, wir sollten unseren Freunden 
im Norden, in Deutschland, das Selbstvertrauen 
bestätigen und ihnen auch sagen, daß wir in einer 
Vereinigung der DDR mit der BRD im Wege des 
Artikels 23 des Grundgesetzes eine großartige Sa­
che sehen würden - eine Diktatur weniger. ein 
liberaler Rechtsstaat mehr, und mit diesem 
Deutschland haben wir sehr, sehr gute Erfahrun­
gen gemacht. 

Eine andere Bemerkung noch zu unserem süd­
lichen Nachbarn Jugoslawien. Ich glaube, auch 
hier haben wir eine Aufgabe, die wir immer wie­
der in unseren vielen Begegnungen hervorkehren 
sollten. Es sind die alten zentrifugalen Tendenzen 
in Jugoslawien noch nicht überwunden, im Ge­
genteil, die Kräfte, die sich in Slowenien und in 
Kroatien zurzeit demokratisch organisieren, sind 
sehr stark national gesinnt. Ich glaube, es wäre 
unsere Aufgabe als nördlicher Nachbar, auch in 
den Einzelbegegnungen diesen Freunden - und 
das sind Freunde in Slowenien und Kroatien -
klarzumachen, daß wir Interesse an einem föderal 
organisierten demokratischen, aber starken J ugo­
slawien haben und daß wir nicht die Zukunft dar­
in sehen, daß hier kleine neue Einheiten entste­
hen, die dann wieder die Balkanisierung Europas 
bedeuten würden. 

Wir haben Interesse an einem starken Jugosla­
wien, einem demokratisch geordneten Jugosla­
wien, aber auch an einem föderal geordneten, so­
daß die Völkerschaften dieses Landes miteinan­
der in Frieden und Wohlstand leben können. 

Meine Damen und Herren! Die neue Architek­
tur Europas wird auch die österreichische Mithil­
fe brauchen. Ich glaube, daß diese Regierung und 
Außenminister Mock gezeigt haben, daß sie wis­
sen, nach welchen Bauplänen vorzugehen ist. 
(Beifall bei der ÖVP.) 16.51 

Präsident Dr. Dillersberger: Ich darf dem Ab­
geordneten Dr. Khol recht herzlich für seine per­
sönlichen Worte danken und ihm sagen, daß ich 
es keineswegs so sehe, wie er es ausgeführt hat: Er 
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ist in juristische Höhen aufgestiegen, die ich nie 
erreichen werde. 

Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abge­
ordnete Tichy-Schreder. Ich erteile es ihr. (Rufe 
bei der ÖVP: Nein, nein! Ermacora!) 

Ich bitte um Vergebung, wir haben übersehen, 
daß hier ein Tausch vorgenommen worden ist. 

Herr Professor Ermacora ist als nächster zu 
Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (Abg. S lei n -
bau e r: Aber bitte, keine weiteren Tiro/er Hin­
weise.' - Heiterkeit.) 

16.5/ .. 
Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP): Herr Prä-

sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Außenminister! Bitte, nach diesem strikten 
Verbot meines Freundes Heribert Steinbauer 
stirbt mir die Stimme, aber dennoch freue ich 
mich, daß es wiederum einen Tiroler in der Präsi­
dentschaft dieses Nationalrates gibt. 

Herr Bundesminister! Wir sind - ich glaube, 
das wurde auch von allen Rednern deutlich ge­
macht, außer von den Vertretern der Grünen -
Ihnen dankbar dafür, uns umfassend über die Si­
tuation im europäischen Osten informiert zu ha­
ben, und wir sind - das braucht man gar nicht 
mehr mit erhobener Stimme auszuführen - in 
der Tat Zeugen bedeutender historischer Ereig­
nisse, aber nicht nur historischer Ereignisse, son­
dern auch bedeutender philosophisch-politischer 
Ereignisse, denn der Leninismus und der Marxis­
mus konnten ihre Prophezeiungen nicht erfüllen. 
Und daß wir das hier so eklatant erlebt haben, das 
ist beeindruckend! Wer heute das Gegenteil be­
weisen wollte, der würde entweder ein Castro-An­
hänger sein oder ein Dummkopf. 

Die Situation im europäischen Osten hat so 
deutlich gemacht, daß das Rezept, das wir seit 
mehr als hundert Jahren in der Theorie kennen­
gelernt haben, nicht aufgegangen ist. - Vielleicht 
für eine Phase, das könnte ich vielleicht zugeben, 
aber nicht für die Entwicklung. 

Ich meine, wir stehen erst am Anfang einer 
Entwicklung. Die kommenden Wahlen werden 
die Strukturen ändern, aber das allein wird noch 
nicht alles bewegen. Es gehört auch ein demokra­
tisches Bewußtsein dazu. Demokratisches Be­
wußtsein ist eine politische Lebensform, ist eine 
Weltanschauung, ist eine Lebensweise, und es be­
darf geraumer Zeit, um dieses demokratische Be­
wußtsein wirklich wirken zu lassen. (Abg. F u x: 
Könnten wir in Österreich auch mehr brauchen!) 

In dieser Demokratiebewegung scheint es mir 
mittelfristig zwei sehr bedeutende Schwerpunkte 
zu geben, abgesehen von der Wirtschaftsfrage: 
das Problem der Militärblöcke und das Problem 
der Menschenrechte. Ich bin der Meinung, die 

hier von meinem Freund Steiner ausgeführt wur­
de, daß die Erhaltung der militärischen Blöcke 
und des Verteidigungspotentials bedeutsam ist. 
Ich meine, solange in unserer Nachbarschaft die 
Dauer der Wehrpflicht doppelt so lang ist wie in 
Österreich, solange die militärische Rüstung um 
ein Vielfaches die Österreichs übersteigt, solange 
die Blöcke bestehen, so lange scheint mir die Lan­
desverteidigung mit einem angemessen starken 
Heere das Unterpfand gegen die Unsicherheit zu 
sein, die die Entwicklung derzeit prägt. Ich glau­
be, wir werden mit großer Wachsamkeit und Auf­
merksamkeit als politische Partei die Entwicklung 
zu beobachten und wahrscheinlich erst bei einem 
ganz deutlichen Truppenabbau, bei einem ganz 
deutlichen Truppenabbau auch in der Sowjetuni­
on unsere Verteidigungspolitik von Grund auf zu 
überdenken haben. 

Das zweite Hauptproblem scheinen mir die 
Menschenrechte zu sein, und diesbezüglich hat 
der Herr Außenminister in seiner Ausführung in 
bezug auf den Korb 3 ja Bedeutendes gesagt. Ich 
teile auch die Auffassungen, die von Schieder ge­
äußert wurden in bezug auf das Verhältnis Mit­
gliedschaft zum Europarat und Mitgliedschaft zur 
Europäischen Konvention für Menschenrechte, 
aber es ist sicherlich richtig, was der Herr Außen­
minister sagt: daß die europäische Menschen­
rechtlichkeit einen recht strengen Standard auf­
weist. Ich meine, es wird noch vieler Anstrengun­
gen in den osteuropäischen Staaten bedürfen, da­
mit diese osteuropäischen Staaten imstande sind, 
diesen Standard zu erfüllen, das heißt den Stan­
dard, der nun wirklich zu einer ausgebildeten eu­
ropäischen Gemeinschaft, wie sie der Europarat 
darstellt, gehört. Daß es dort Webfehler gibt, das 
ist gar keine Frage; für mich ist die Türkei sicher­
lich kein positives Beispiel in dieser Situation. 

Ich möchte deutlich hervorheben, daß der Bei­
tritt zur Europäischen Konvention für Menschen­
rechte nur dann sinnvoll ist, wenn die Menschen­
rechtslage in den betroffenen Staaten frei von 
massiven und systematischen Verletzungen ist. 
Ich glaube, es muß den osteuropäischen Staaten 
klargemacht werden, daß sie in einer ganz ande­
ren Position sind als in den Vereinten Nationen. 
Hier gibt es nicht dieses sogenannte Wischiwaschi 
in bezug auf die Menschenrechte, sondern hier 
sind sehr konkrete Aussagen gefragt, und es wird 
stark kontrolliert. 

Aber, Herr Bundesminister - und das geht 
über das Allgemeine nun hinaus -, da Sie auf die 
europäischen Menschenrechte im Rahmen des 
Europarates verwiesen haben, möchte ich doch 
zunächst darauf hinweisen: Es scheint mir für die 
osteuropäischen Staaten einmal wesentlich zu 
sein, daß die KSZE-Aussagen verwirklicht wer­
den. Und hier könnte ich mir vorstellen, daß auf­
grund der Nachfolgekonferenzen auch entspre-
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chende KSZE-Organe eingesetzt werden, die im­
stande sind, diese KSZE-Versprechungen zu ver­
wirklichen. Das wäre ein erster Schritt. 

Zum zweiten. Alle europäischen Texte enthal­
ten keine Aussage über das Selbstbestimmungs­
recht. Ich würde aber doch meinen, Herr 
Bundesminister, daß das Selbstbestimmungsrecht 
ein ungeheures Ordnungsinstrument geworden 
ist. Und ich würde entgegen Smolle, der heute als 
Erstredner aufgetreten ist, in diesem Zusammen­
hang gesagt haben, daß die Zeiten Gromykos, 
aber auch Kreiskys und auch Kirchschlägers, die 
alle erklärt haben: Wir wollen keine Grenzände­
rungen in Europa und können uns Grenzände­
rungen in Europa nicht vorstellen!, in Wahrheit 
vorbei sind. Das Beispiel Litauen scheint mir ein 
so markantes, bedeutungsvolles Beispiel für die 
Unabhängigkeitsbewegung eines Staates zu sein, 
und ich kann mir nicht vorstellen, daß über lang 
mit Rücksicht auf diese Selbstbestimmung, dort 
gefordert, Litauen im Staaten verband der Sowjet­
union verbleiben könnte. 

Aber ich möchte sagen, Herr Bundesminister, 
wir haben den zweiten Widerspruch zu der Aus­
sage, daß es keine Grenzänderungen in Europa 
geben werde - ich denke da insbesondere an 
Kirchschläger -, ja in der deutschen Wiederver­
einigung als ganz deutliches Beispiel. Das sollte 
man sich vor Augen halten. Ich möchte nicht 
mehr sagen. Ich möchte nur sagen, daß die Aus­
übung des Selbstbestimmungsrechtes möglicher­
weise auch als unverzichtbar gelten kann. Wenn 
Litauen uns ein Modell gegenüber einem Imperi­
um vorexerziert, so gibt es aber andere Völker, 
deren Selbstbestimmungswunsch möglicherweise 
nicht einem Imperium gegenüber konfrontiert ist. 

Der zweite Punkt bezieht sich auch auf den Eu­
roparat. Und auch dazu hat Schieder einen Hin­
weis - vielleicht nicht so präzise, wie ich das tun 
werde - gebracht. Es gibt in der Menschen­
rechtskonzeption des Europarates kein Recht der 
Volksgruppen und kein Recht der Minderheiten. 
Alle osteuropäischen Staaten - Polen, die Tsche­
choslowakei, Bulgarien, Ungarn, Rumänien -
haben aber Volksgruppen, Minderheiten und ver­
schiedene Nationalitäten. 

Wenn der Europarat ein derartiges Recht nicht 
vorsieht, so wird es Aufgabe unserer Freunde in 
der Parlamentarischen Versammlung des Euro­
parates, unserer Vertreter im Ministerkomitee 
sein, Osteuropa, wenn man es stabilisieren will, 
unter der Garantie des europäischen Rechtes für 
Minderheiten und Volksgruppen zu stabilisieren. 
Also da sind unsere Politiker, unsere Freunde, die 
gestern als Vertreter gewählt wurden, aufgerufen, 
ich würde fast sagen, verehrter Freund: mehr zu 
tun, als bisher geschehen ist, um im Rahmen der 
Menschenrechte auch den Schutz von Volksgrup­
pen und Minderheiten zu etablieren, damit das 

ein Modell für die osteuropäischen Staaten sein 
kann. (Präsident Dr. Marga Hub in e k über­
nimmt den Vorsitz.) 

Herr Bundesminister! Ich möchte nicht auf die 
schwierige Frage eingehen, die sich aus der Ent­
wicklung der osteuropäischen Staaten um die 
Probleme des Staatsvertrages rund um die ent­
sprechenden Vermögensfragen ergeben könnte, 
aber auf etwas möchte ich hinweisen - ich würde 
bitten, daß die Vertreter des Außenministeriums 
das zur Kenntnis nehmen -: Mit der sogenann­
ten Wiedervereinigung beziehungsweise dem Zu­
sammenschluß der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Bundesrepublik Deutschland 
wird für Österreich ein gravierendes Problem 
auftreten. Österreich hat seit der Anerkennung 
der DDR im Jahre 1972 mindestens 30 Staats­
verträge - unter anderem auch einen sogenann­
ten Verteilungsvertrag, einen vermögensrechtli­
chen Vertrag - mit der DDR abgeschlos~en. Was 
ist mit diesen Staatsverträgen, die auch Osterrei­
cher betreffen, die in der Deutschen Demokrati­
schen Republik leben? - Ich glaube, das Außen­
ministerium wird gut beraten sein, sich schon 
jetzt darauf vorzubereiten, was im Falle dieser 
Staatensukzession mit den Rechten und Pflichten, 
die sich aus diesen Staatsverträgen mit der DDR 
ergeben, zu geschehen hat. 

Ich gLaube, das wird eine große Aufgabe sein, 
und ich glaube weiters, daß dieses Haus mit die­
sem Problemkereis sehr wohl beschäftigt werden 
wird. Ich bin fest davon überzeugt, daß es Kräfte­
gruppen in Österreich gibt, Interessentengrup­
pen, die allmählich diese Problematik erkennen 
und dann ihre Wünsche auch aussprechen wer­
den. 

Meine Damen und Herren! Ich meine, daß die 
Entwicklungen im Osten Europas ein Element 
zum Ausdruck bringen, das die eindimensionalen 
Marxisten, einschließlich Stalins, nicht für mög­
lich gehalten hatten, nämlich, daß sich der dialek­
tische Materialismus und der historische Materia­
lismus gegen ihre Schöpfer wenden kÖ!:lnten -
was ja heute der Fall ist. (Beifall bei OVP und 
SPÖ.) 17.04 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Karas. 

17.04 

Abgeordneter Karas (ÖVP): Frau Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Lassen Sie mich - nahezu 
schon am Ende einer mehrstündigen Europade­
batte - noch einige Gedanken zu diesem Thema 
einbringen. 

Beginnen möchte ich mit einem meiner ersten 
politischen Erlebnisse am Beginn der achtziger 
Jahre, als wir in der Friedensdiskussion, in der 
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damaligen Diskussion um den NATO-Doppelbe­
schluß, immer wieder auch Gespräche darüber 
geführt haben, von welchem Frieden wir reden, 
wenn wir von Frieden sprechen. 

Die Gruppe um mich und meine Partei hat im­
mer gemeint, wir sollten immer vom Frieden in 
Freiheit und Gerechtigkeit sprechen. Und es ha­
ben andere wieder gemeint, jemand, der von Frie­
den in Freiheit und Gerechtigkeit spricht, radika­
lisiert, und dem geht es nicht nur um die Abrü­
stung - und Abrüstung ist doch das oberste Ziel 
einer Friedenspolitik. 

Das, wa sich in den letzten Wochen und Mona­
ten in Ost- und Mitteleuropa abgespielt hat, hat 
dem österreichischen Parlament recht gegeben, 
weil wir unseren Friedensbericht als Bericht in 
Frieden und Freiheit bezeichnet haben, und er 
hat auch uns - jene, für die Frieden immer mehr 
war als die Friedhofsruhe, nämlich ein Gebilde 
von Werten wie Freiheit und Gerechtigkeit -
recht gegeben, weil wir gesehen haben, daß auch 
dann, wenn es nicht Krieg gibt, für Menschen 
noch nicht Frieden herrscht, wenn sie in Unfrei­
heit leben. 

Diesen Gedanken sollten wir gerade jetzt im­
mer wieder in Erinnerung rufen, weil wir oft so 
tun, als wäre all das, was jetzt passiert, eine Selbst­
verständlichkeit und wir hätten immer gewußt, 
daß es so kommt. Wir haben in vielen unserer 
Aktionen - nicht im Parlament, aber in der öf­
fentlichen Diskussion - nicht immer den Frie­
den, den wir meinen, mit dem Wert der Freiheit 
und der Gerechtigkeit in Verbindung gebracht. 

Ich freue mich daher besonders, ich glaube, 
diese Freude empfinden wir alle, diese Hoffnung 
empfinden wir alle, und dieser Optimismus ist 
uns allen eigen. Nur dürfen wir dabei nicht ste­
henbleiben. Wir sollten immer wieder dafür Sor­
ge tragen, daß der verantwortungsbewußte Rea­
lismus gerade uns Politiker beherrscht und nicht 
die euphorische Bequemlichkeit und die Gedan­
kenlosigkeit. 

Ich habe nämlich oft den Eindruck, als würde 
man sehr leicht der Versuchung unterliegen, in 
der öffentlichen Diskussion - aber auch in der 
Bevölkerung könnte das sein -, jetzt sozusagen 
die EG gegen die Hilfe in Ost- und Mitteleuropa 
"austauschen" zu können. Diesem Europabegriff: 
EG statt/oder Ostentwicklung, Demokratisierung 
in Ost- und Mitteleuropa gegen EG-Integrations­
prozeß, dürfen wir nicht anhängen und hängen 
wir auch nicht an. 

Für uns ist die Entwicklung in Ost- und Mittel­
europa erfreulich. Der Zug der Freiheit und der 
Demokratie beginnt zu fahren, er ist aber noch 
lange nicht am Ziel. Die Weichen auf der Strecke 
sind noch lange nicht alle richtig gestellt. Und die 

ersten freien Wahlen finden erst statt - und ha­
ben noch nicht stattgefunden. 

Europa war für uns immer mehr als die Euro­
päische Gemeinschaft: Europa ist für uns geistige, 
kulturelle, historische, soziale, wirtschaftliche 
Einheit in der Vielfalt. Und wenn wir von diesem 
Europabegriff, vom Europa ohne Grenzen ausge­
hen - wenn ich" wir" sage, so meine ich die Or­
ganisation, der ich jahrelang vorgestanden bin, 
die ich seit Beginn der achtziger Jahre geleitet 
habe -, so sehen wir, daß unsere Europaidee auf 
zwei Achsen basiert. Erstens: das kompromißlose 
Eintreten für Freiheit, Demokratie und Men­
schenrechte auf dem ganzen Kontinent. Zweitens: 
die europäische Integration Österreichs in Form 
eines Beitritts zur Europäischen Gemeinschaft; 
der - ich betone das - nicht nur Österreich, 
sondern auch den zentral- und osteuropäischen 
Ländern, mit denen sich unser Land im besonde­
ren verbunden fühlte, dient. 

Wir können unsere Verantwortung aufgrund 
unserer geopolitischen Lage, unserer historischen 
Herkunft aus unserer Identität und unserem 
Selbstverständnis gegenüber der Entwicklung in 
Ost- und Mitteleuropa, ebenso die Erwartungs­
haltung nur dann erfüllen, wenn wir sehr klar, 
deutlich und selbstbewußt im europäischen Inte­
grationsprozeß inhaltlich, wirtschaftlich und 
grundsatzpolitisch stehen. Wir können diese un­
sere Aufgabe daher nur dann voll erfüllen, wenn 
wir Teil der Europäischen Gemeinschaften sind. 

Meine Damen und Herren! Das ist nicht nur 
eine Frage unserer Verantwortung gegenüber un­
seren Nachbarn im Osten, im Norden und im Sü­
den, sondern es ist auch - das ist heute schon 
sehr oft erwähnt worden - eine sicherheitspoliti­
sche Notwendigkeit, nicht nur für den Frieden in 
Freiheit in Europa, sondern auch eine sicher­
heitspolitische Notwendigkeit für unser eigenes 
Land. 

Ich möchte daher hier auch noch einen Gedan­
ken einbringen: Bedenken wir beziehungsweise 
machen wir uns verstärkt bewußt - neben a11 
dem, was heute hier schon in der Debatte erwähnt 
wurde -, daß Freiheit, Demokratie, Umwelt­
schutz, Menschenwürde und Gerechtigkeit jene 
Ziele, jene Werte waren, die die Ungarn, die 
Tschechen, die Polen, die Rumänen, die Bulgaren 
und die Ostdeutschen so motiviert und ihnen 
Kraft gegeben haben für diese Entwicklung! 

Ich möchte vor allem der jungen Generation 
unseres Landes sagen: Es waren vor allem junge 
Menschen, die dort auf die Straße gingen, auf fah­
rende Züge aufsprangen, um über die Tschecho­
slowakei in die Bundesrepublik, um über Ungarn 
nach Österreich und so in die Freiheit zu gelan­
gen. 
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Ich frage heute - trotz dies~r erfreulichen De­
batte und der Entwicklung in Osterreich -: Ist es 
nicht bei uns ein bißchen zu ruhig geworden, was 
die Europa-Diskussion in unserem Lande an­
langt? Haben wir wirklich schon begriffen, was 
um uns los ist? Sind wir nicht immer noch zu sehr 
in der Rolle eines nüchternen Beobachters? Sind 
nicht gerade wir aufgefordert, auch innerlich An­
teil zu nehmen, wenn junge Menschen in anderen 
Teilen Europas - aber nicht nur diese - in die­
sen Wochen und Monaten und Tagen für Freiheit 
und Demokratie, für Umweltschutz und Men­
schenrechte alles riskieren? 

Meine Damen und Herren! Wir haben keinen 
Grund - ich möchte das sehr bewußt sagen -, 
selbstzufrieden zu sein oder überheblich zu wer­
den, sondern wir haben darüber nachzudenken, 
was wir bei uns selbst ändern müssen, was wir zu 
ändern, was wir für unsere Nachbarn zu tun ha­
ben. Was sind unsere Ziele? - Oft hat man den 
Eindruck, daß unsere Ziele weiße Nummernta­
feln, die Änderung des Staatswappens, persönli­
che Diffamierungen oder Pauschalverurteilungen 
sind. Machen wir auch in unserem Lande wieder 
deutlich klar und bewußt, daß unsere Ziele des 
politischen Handeins und des Selbstverständnis­
ses der Politik dieselben Ziele sind wie die Ziele 
unserer nördlichen, östlichen Nachbarn, nämlich 
Freiheit, Demokratie, Menschenwürde und Men­
schenrechte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe oft den Eindruck, als würden wir gera­
de jetzt, da unsere Grundsätze - jene der frei­
heitlichen Demokratie - auch unsere Nachbar­
staaten in Europa quasi begeistern, siegen, Hoff­
nung geben, zuwenig Kraft für eine offensive De­
mokratisierungs- und Grundsatzdiskussion im ei­
genen Land haben. 

Lassen wir uns doch ein wenig - ohne ein 
schlechtes Gewissen haben zu müssen, ohne uns 
von der demokratischen Ordnung auf eine Ebene 
stellen zu lassen: da gibt es nämlich einen Quali­
tätsunterschied - vom Osten anstecken! Versu­
chen wir auch in unserem eigenen Land, in der 
Demokratiepolitik, in der Bildungspolitik, in der 
Wirtschaftspolitik, in der Grundsatzpolitik eine 
Aufbruchsstimmung zu erzeugen im Sinne der 
wirklichen Ziele jeder demokratischen Republik! 

Am 25. März werden in Ungarn Wahlen statt­
finden. Bei diesen Wahlen werden zwei Drittel 
der Abgeordneten direkt gewählt. Wie ist es mit 
unserer Diskussion um das Persönlichkeitswahl­
recht? Den offensivsten Demokratisierungsschritt 
in den letzten Jahren hat dieses Parlament - ich 
sage das nicht für meine Partei, aber für die 
Mehrheit in diesem Hause - nicht deshalb ge­
setzt, weil wir einen neuen Demokratisierungs­
schritt für die Österreicher im Ausland setzen 
wollten, sondern weil uns der Verfassungsge­
richtshof einen Zeitpunkt hiefür gesetzt hat. 

Oder in der Bildungspolitik, wo wir noch im­
mer beharren - so nebenbei - auf Fragen der 
ganztägigen Schulform, auf Fragen organisatori­
scher oder formaler Kriterien. Obwohl es schon 
lange um Internationalisierung, Flexibilität, 
Fremdsprachenausbildung und darü'?er hinaus 
geht. (Beifall bei Abgeordneten der FPO.) 

Meine Damen und Herren! Es gibt eine Privati­
sierungsdiskussion bei uns - aber sie macht we­
gen der Mehrheit in diesem Hause noch immer 
bei 51 Prozent halt. Es ist das also nur eine Teil­
privatisierung. - Vor wenigen Wochen hat mir 
ein Wirtschaftsberater Väclav Havels erzählt, daß 
die CSR über 50 Prozent gehen wolle, um die 
Wirtschaft der euopäischen Entwicklung anzu­
passen; die Eigentumsbildung in Arbeitnehmer­
hand hat natürlich Motivationscharakter. Bei uns 
schlagen bei diesen grundsatzpolitischen Fragen 
der europäischen Aufbruchsstimmung immer 
noch Machtstrukturen und eingefahrene Geleise 
gegenüber dem durch, was wir eigentlich alle für 
richtig halten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist heute schon über den Parlamentarismus 
gesprochen worden: Unser Parlamentarismus ist 
doch besser als sein Ruf. Meine Damen und Her­
ren, es hat das auch Kollege Schieder angeschnit­
ten: Wir sollten uns dafür einsetzen - als Land, 
das ein Aufnahmeansuchen an die Europäische 
Gemeinschaft gestellt hat -, daß wir, so wie sich 
der Europarat öffnet für die ost- und mitteleuro­
päischen Staaten, verlangen, daß sich das Europa­
parlament für jene Staaten öffnet, die ein Ansu­
chen um Aufnahme in die Europäischen Gemein­
schaften gestellt haben. 

Als Parlamentarier sollten wir danach trachten, 
die bestehenden Institutionen zu erweitern, um 
damit für ein Europa ohne Grenzen, und zwar 
durch eine erweiterte EG, starke Wirtschafts- und 
Sozialhilfe für die Demokratiebewegungen in 
Ost- und Mitteleuropa zu ermöglichen. 

Die Entwicklung läuft richtig. Und wir sollten 
nicht nur darüber diskutieren, was wir zu tun ha­
ben; das gebietet uns die Verantwortung, die wir 
haben, ebenso die Erwartungshaltung. Wir sollten 
uns auch ein wenig mehr anstecken lassen von 
dem, was wir in unserem eigenen Land zu tun 
haben, um dem gesamteuropäischen Haus, dem 
Europa ohne Grenzen und einer Europäischen 
Gemeinschaft mit dem EG-Mitglied Österreich 
gerecht werden zu können. (BeifaLL bei der ÖVP 
und bei Abgeordneten der FPÖ.) 17.18 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort gemel­
det ist Herr Abgeordneter Dr. Dillersberger. -
Er scheint aber nicht im Saale zu sein. - Nein, 
das wurde korrigiert. 

Nächste Rednerin ist Frau Abgeordnete Tichy­
Schreder. - Frau Abgeordnete, auf meiner Liste 
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ist Ihr Name schon abgehakelt. - Verzeihen Sie: 
Ich korrigiere das Croquis. 

Bitte, Sie sind am Wort. (Abg. 5 t ein bau e r: 
Der neue Präsident hinterläßt Chaos.' - Heiter­
keit.) 

17.19 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder (ÖVP): 
Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Wegen der Reihung der 
Wortmeldungen sind wir heute alle durcheinan­
der, und man merkt es: Die heutigen Wahlvor­
gänge haben uns alle etwas erschöpft; der An­
drang auf die Rednerliste ist etwas zurückgegan­
gen. Etliche, die zuerst unbedingt zu diesem The­
ma sprechen wollten, haben sich wieder streichen 
lassen. (Abg. G ra b n e r: GOlt sei Dank!> 

Meine Damen und Herren! Wissen Sie, woran 
mich das auch erinnert? - Daß wir uns von den 
Vorgängen, die es in Europa gibt, hier in Öster­
reich eigentlich nur zum Teil haben anstecken 
lassen. Wir Abgeordneten merken bei verschiede­
nen Debatten - sei es über Landwirtschaft, Äu­
ßeres, Wissenschaft oder Unterricht -, daß wir, 
wenn diese Themen hier auf der Tagesordnung 
stehen, oft durch Abwesenheit - ich schließe 
mich dabei nicht aus - "glänzen". Es sieht oft so 
aus, als seien das Spezialthemen einiger Kollegen 
von uns. 

Das ist ein Problem, worüber wir nachdenken 
sollten. Es zeigt sich eben auch angesichts dieser 
Entwicklung, daß wir uns eigentlich selbst damit 
zuwenig beschäftigen. Wir selbst sind so gefangen 
in unserer innenpolitischen Situation, in unseren 
innenpolitischen Auseinandersetzungen, daß wir 
oft gar nicht merken, wie es eigentlich um die 
Ziele unserer Politik, um die Ziele der europäi­
schen Politik und vielleicht auch die Ziele der 
Weltpolitik im großen und ganzen bestellt ist. 

Meine Damen und Herren! Man sagt immer, 
die Diplomaten reisen viel, es gibt viele Ge­
sprächsrunden, und frägt sich, was denn dabei 
herauskommt. Aber eines ist mir zu Bewußtsein 
gekommen, ich hoffe, Ihnen auch, nämlich daß 
sich gerade die Beratungen der KSZE, wo es um 
die Werte Freiheit und Menschenrechte geht, 
nach haltend ausgewirkt haben. Jahrelang wurde 
verhandelt, aber erst jetzt wurden andere Staaten, 
nämlich Ostblockstaaten, soweit gebracht, sich 
dazu zu bekennen. Es war wichtig für die Men­
schen, die in diesen Ländern leben. 

Ich war sehr beeindruckt, als ich am Fernseh­
schirm am Flughafen Moskau verfolgen konnte, 
wie eine Volksdeputierte einen zu wählenden 
Präsidenten der Volksdeputiertenkammer gefragt 
hat, wie er es mit den Schlußakten von Helsinki, 
mit den Papieren aus dem Menschenrechtskorb 

in seinem neuen Amte halten werde, wobei sie das 
Papier in der Hand gehalten hat. 

Da sieht man, wie wichtig diese Verhandlungen 
für das Freiheitsstreben unserer Nachbarn in den 
östlichen Staaten sind, die unter Unterdrückung 
gelebt haben, und auch, daß das einen Sinn für 
diese Menschen hat. 

Wir sprechen vielfach von einem historischen 
Ereignis, das sich jetzt abspielt. Ich meine, eigent­
lich sprechen wir deshalb von einem historischen 
Ereignis, weil wir selbst nicht geglaubt haben, daß 
das, was jetzt geschehen ist, auch wirklich eintre­
ten könnte. 

Wir haben vielleicht zu sehr gesagt, so sind die 
Fakten. Wir haben uns arrangiert und haben es 
eigentlich akzeptiert. Wir haben dagegen gespro­
chen, aber innerlich haben wir es irgendwie ak­
zeptiert. Wir haben diese Zweiteilung Europas 
hingenommen, so nach dem Motto: So ist es, da 
läßt sich nichts ändern. 

Aber die Menschen in diesen Ländern haben 
uns eines Besseren belehrt und haben uns gezeigt, 
daß sie in so vielen Jahrzehnten den Glauben 
nicht verloren haben, daß man etwas verändern 
kann, daß man in Freiheit kommen kann. 

Ich glaube, davon können wir lernen, daß es 
Werte im menschlichen Leben gibt, die man ein­
fach nicht negieren kann, die in den Menschen 
stecken, und daß kein System, keine Ideologie 
diese Werte zunichte machen kann. Das birgt na­
türlich die Hoffnung in sich, daß es den Men­
schen überall gelingen wird, sicher nicht so 
schnell, wie wir uns das vielleicht vorstellen, aber 
doch langfristig, verschiedene Systeme zu über­
winden. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube aber, 
daß wir doch auch etwas aufpassen müssen. Da 
möchte ich kurz auf die Worte der Frau Kollegin 
Traxler zu sprechen kommen. Ich verstehe völlig: 
Ihre Vorstellungen im Hinblick auf die Familien­
situation, auf die Arbeitsbedingungen in unseren 
Nachbarstaaten. Ich pflichte Ihnen bei. Ich glaube 
auch, daß rechtliche Absicherungen notwendig 
sind. Das glaube ich auch, da pflichte ich Ihnen 
bei. 

Nur haben jedes Land, jeder Staat und die Men­
schen in jedem Land eigene Vorstellungen. Wir 
sollten diese auf unsere Gesetzesmaterie nur hin­
weisen und unsere Vorschläge den interessierten 
Menschen zur Verfügung stellen. 

Aber vor einem, meine Damen und Herren, 
sollten wir uns hüten: Diesen Menschen zu sagen, 
wie der richtige Weg ist. Denn wir können nicht 
sagen, das ist der einzig richtige Weg, sondern ich 
glaube, jedes Land muß seinen eigenen Weg ge­
hen. (Abg. F u x: Den würden wir auch brauchen!) 
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Ja, Herr Kollege Fux, auf Ihre Ausführungen 
komme ich dann auch noch kurz zu sprechen. 

Jedes Land muß seinen eigenen Weg gehen, da 
es auch eine eigene Mentalität hat. 

Sicher kann es passieren, daß diese Menschen 
oder die zu wählenden Abgeordneten ganz anders 
entscheiden werden, vielleicht über unsere Struk­
turen hinweg. Vielleicht wollen sie ihre Ziele an­
ders, schneller verwirklichen. 

Wir haben aus der Tschechoslowakei gehört, 
daß dort zwar die Programme der verschiedens­
ten Parteien aufliegen und auch studiert werden, 
aber daß man dort einen eigenen Weg gehen will. 
Und das freut mich. Denn nichts ist schlechter, 
als die Menschen so zu umarmen, daß man sie 
tödlich umarmt. Davor sollten wir uns hüten. 

Auch bei den Familien muß jedes Land seinen 
eigenen Weg gehen. 

Die ersten Worte des Herrn Kollegen Fux bei 
seiner heutigen Rede haben mich besonders ge­
freut. Ich habe von den Grünen etwas anderes im 
Hinblick auf die Europäische Gemeinschaft ge­
hört. Da haben wir heftige Debatten hier im Haus 
gehabt. Da gab es auch gewisse Ängste. Ehrlich 
gesagt, Ihre klaren Worte, Herr Kollege Fux, ha­
ben mir aufrichtig gefallen, weil Sie das unter­
stützt haben. Auch Ihre diesbezüglichen Gedan­
ken haben mir sehr gefallen. Ihre weiteren Aus­
führungen kann ich nicht alle unterschreiben. 
Aber wichtig ist, daß wir uns damit auseinander­
setzen. Das halte ich für wichtig. 

Ich möchte eines sagen: Ich habe sehr viel mit 
Wirtschaftsunternehmungen anderer Staaten, mit 
offiziellen Stellen und Vertretern zu tun und 
mußte feststellen, daß dort sehr viel Unwissenheit 
herrscht bezüglich der Frage, wie man ein Wirt­
schaftssystem, das freie Unternehmertum, auf­
baut, mit allen sozialen Absicherungen, wie die 
Marktwirtschaft funktioniert. Das ist alles ein 
enormer Lernprozeß. 

Ich glaube, daß noch etwas wichtig ist: Die Ar­
beitnehmer dort sind zwar guten Willens und sind 
auch daran interessiert, ihr Land aufzubauen, 
aber sie haben eine ganz andere Arbeitsmentali­
tät, als wir sie bei uns in Österreich haben. Wir 
sprechen viel von Wirtschaftshilfe und von ver­
schiedenen Programmen für einzelne Staaten, 
aber wir werden es sicher nicht mehr so machen, 
daß wir ihnen nur Geldmittel und Kredite zur 
Verfügung stellen, sondern wir werden diese Kre­
dite an gewisse Auflagen binden, weil wir schon 
mit Krediten schlechte Erfahrungen gemacht ha­
ben. Wichtig ist aber, daß die EG-Staaten und die 
EFTA-Staaten die gleiche Vorgangsweise haben. 

Ich glaube, wir Österreicher, die wir uns immer 
gerne als Verbindungsstaat zwischen Ost und 

West, als Drehscheibe gesehen haben, sollten ei­
nes zur Kenntnis nehmen: Wir sind von der 
Randlage weg in den Mittelpunkt, in das Herz 
Europas gerückt. Aber diese Drehscheibe, wie wir 
es gerne sehen, sind wir nur noch auf manchen 
Gebieten, wie ich glaube, sehr stark auf kulturel­
lem Gebiet. Auf wirtschaftlichem Gebiet ändert 
sich das sehr schnell. Denn unsere Nachbarstaa­
ten werden sich sicher auch mit anderen Staaten 
in Verbindung setzen, sich dort informieren und 
mit Wirtschaftsvertretern der anderen Staaten 
Kontakte aufnehmen und auch entsprechende 
Angebote bekommen. Da hat Österreich nicht 
mehr diese Vorreiterrolle. 

Aber ein wichtiger Faktor ist, daß wir in Öster­
reich eine klein- und mittelbetriebliche Struktur 
haben und daß unsere Klein- und Mittelbetriebe 
ihr Know-how zur Verfügung stellen und auch in 
anderen Ländern selbst tätig werden können. Wo­
bei ich Ihnen eines sagen muß: Nicht nur wir ha­
ben diese mittelständische Wirtschaft, sondern 
ein Land, das auch eine sehr starke mittelständi­
sche Wirtschaft hat und in unseren Nachbarstaa­
ten sehr rege ist, ist Italien. Die Italiener sind auch 
sehr wendig und flexibel und versuchen, uns bei 
verschiedenen Geschäften in unseren Nachbar­
staaten starke Konkurrenz zu bieten. Es ist immer 
sehr gut, wenn Konkurrenz Platz greift, denn das 
bringt auch etwas für das Land und für die Wirt­
schaft dieses Landes. 

Aber neben den materiellen Hilfsaktionen, die 
wir zur Verfügung stellen, sollten wir auch eine 
andere, eine menschliche Hilfestellung geben. 
Und zwar sehe ich diese menschliche Hilfestel­
lung darin, daß wir Arbeitnehmern aus unseren 
Nachbarstaaten in Österreich die Möglichkeit ge­
ben, zu arbeiten, und zwar als Saisonniers mit be­
fristeten Arbeitsverhältnissen, damit sie lernen, 
wie die Wirtschaft in einem westlichen Staat mit 
Marktwirtschaft aussieht, damit sie selbst auch 
das Rüstzeug dafür bekommen, in ihrer Heimat 
aktiv zu werden und dort selbst die Betriebe mit­
aufbauen zu helfen. 

Da möchte ich schon Herrn Sozialminister 
Geppert ersuchen, weil Frau Kollegin Traxler 
auch die Schwarzarbeit angesprochen hat, die es 
da gibt ... (Abg. K ö tel es: IllegaLe.') Illegale, ja. 
Dort gibt es keine arbeitsrechtlichen Vorschrif­
ten, dort gibt es gar kein Arbeitsrecht. 

Aber warum passiert das, meine Damen und 
Herren? - Weil im Sozialministerium, in den Ar­
beitsämtern und teilweise auch bei manchen Sek­
tionen der Gewerkschaft kein Interesse daran be­
steht, ausländischen Arbeitnehmern eine Arbeits­
möglichkeit zu geben. 

Meine Damen und Herren! Es ist eine Harther­
zigkeit, wenn wir Menschen praktisch dazu zwin­
gen, ohne jede Absicherung schwarzzuarbeiten. 
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Ich glaube, da sollten wir uns nicht so hartherzig 
zeigen, sondern eben Menschen die Möglichkeit 
geben, auf bestimmte Zeit bei uns zu arbeiten, 
und zwar entsprechend unseren Kollektivverträ­
gen, um so menschliche Hilfe für den Aufbau der 
Wirtschaft anderer Staaten zu bieten. Das ist et­
was, wo wir Österreicher als Nachbarn erster An­
sprechpartner sind. Wir wären dazu in der Lage, 
in verschiedenen Bereichen Arbeitsplätze zur 
Verfügung zu stellen. Unsere Wirtschaft braucht 
Arbeitskräfte und bildet sie gerne aus. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nur ein 
Beispiel erwähnen. Die skandinavischen Länder 
haben Flüchtlinge aus dem Fernostraum, von den 
Philippinen und so weiter aufgenommen. Diese 
Menschen werden in den Arbeitsprozeß einge­
gliedert und helfen wieder, geschäftliche Verbin­
dungen mit den Philippinen, mit Kambodscha 
und so weiter aufzubauen, und kurbeln somit 
wieder die Wirtschaft in den skandinavischen 
Ländern an. 

Meine Damen und Herren! Es ist Menschenhil­
fe auf beiden Seiten. Ich glaube, das sollten wir 
unbedingt in unsere Überlegungen mit einbezie­
hen, wenn wir von Europa sprechen, daß wir uns 
auch in diesem Bereich für unsere Nachbarn stär­
ker engagieren, wo es für beide Teile von Nutzen 
ist. (Beifall bei der ÖVP.) 17.32 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Fri­
schenschlager. 

17.32 
Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 

Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Am 
Schluß dieses Tages einige Bemerkungen zur ge­
samteuropäischen Entwicklung, wie ich sie sehe. 

Wir haben zum erstenmal seit vielen Jahrzehn­
ten die Möglichkeit einer Gestaltung der Europa­
politik. Wir haben eine Riesenchance, als kleine 
Republik einen Beitrag zu dem, was man das "ge­
meinsame Haus Europas" nennt, zu leisten. 

Ich möchte in kurzen Sätzen auf insgesamt drei 
Positionen eingehen, wo ich meine, daß es wichtig 
ist, konsequent eine österreichische Linie zu ent­
wickeln und diese auch mit unseren europäischen 
Freunden in Ost- und Westeuropa zu vertreten. 

Das eine ist: Herr Bundesminister! Sie haben in 
Ihrem Bericht ganz kurz, aber immerhin die mili­
tärische Sicherheitspolitik angesprochen. Zu 
Recht, wie ich meine, weil Europa seit dem 
9. November sicherlich freier, sicherlich plurali­
stischer, offener geworden ist. Aber sicherer im 
eigentlichen Sinn des Wortes ist es nicht gewor­
den. 

Es gibt eine Fülle von traditionellen Konflikt­
bereichen, angefangen bei Gebietsansprüchen 

über nationalistische oder ethnische Probleme bis 
hin zu ökologischen Entwicklungen. All das muß 
uns warnen, und wir dürfen nicht übersehen, daß 
auch in Europa die militärische Machtaustragung 
von Konflikten nicht unwahrscheinlich ist, wenn 
auch der Ost-West-Konflikt als solcher unwahr­
scheinlicher geworden ist. 

Österreich hat sich mit seiner militärischen Si­
cherheitspolitik bisher sicherlich vorbildhaft ver­
halten. Wir sollten bei der Diskussion über Si­
cherheitspolitik und über die Bundesheerreform 
- unter Anführungszeichen -, die als Wahl­
kampfschlag.er losgetreten wurde, eines nicht 
übersehen: Osterreich hat seine Sicherheitspolitik 
im Vergleich zu den anderen neutralen Staaten 
von Haus aus sehr gering angesetzt und hat die 
Vorgaben, die durch den Landesverteidigungs­
plan festgelegt wurden, ganz bewußt reduziert. 

Aber wenn das stimmt, was SPÖ, aber auch 
ÖVP betont haben, daß es bei den Zielen des 
Landesverteidigungsplans bleiben soll, nämlich 
Raumverteidigung mit milizartiger Armee, dann 
sollten wir uns im klaren darüber sein: Wenn wir 
mit unserer militärischen Kapazität und Heeres­
größe unter jenes Limit, das wir mit der Heeres­
gliederung 87, also vor zwei Jahren, beschlossen 
haben, gehen, dann sind der Landesverteidigungs­
plan und seine Ziele nicht mehr realisierbar. 

Ich möchte es hier ganz klipp und klar sagen: 
Die Freiheitliche Partei will bei diesen Zielen 
bleiben. Sie will bei der milizartigen Armee blei­
ben. Sie will bei der Heeresgliederung 87 bleiben. 
Wenn es aber zu den politischen Vorgaben 
kommt: Es muß die Heeresgröße auf 
150 000 Mann vermindert werden, es muß die 
Wehrdienstzeit verkürzt werden, dann dürfen Sie 
sich nicht wundern, wenn es zu einer Neuauflage 
der Grundsatzdebatte über unsere Wehrverfas­
sung kommt. Dann kommt ein Berufsheer auf 
den Tisch. Dann kommen ein stehendes Heer und 
alle diese Dinge auf den Tisch. Wenn Sie das wol­
len, wenn Sie nicht mehr die milizartige Armee 
und nicht mehr Raumverteidigung wollen, ist das 
die Konsequenz. Das ist ein Punkt. 

Die zweite Leitlinie muß die wirtschaftspoliti­
sche, sozialpolitische und umweltpolitische Ziel­
setzung im europäischen Einigungsprozeß und 
gegenüber Oste uropas sein. Ich vertrete die Auf­
fassung, daß Österreich alles unternehmen muß, 
seinen Beitrag dazu zu leisten, daß üsteuropa die 
Durststrecke möglichst rasch überwindet und zu 
geordneten Lebensverhältnissen kommt, die es 
den Menschen ermöglichen, in ihrer Heimat 
menschenwürdig zu leben. Das ist ein Auftrag, 
der ganz Europa, ganz Weste uropa betrifft, 
selbstverständlich auch Österreich. 

Ich glaube, daß wir helfen sollten, daß Fehlent­
wicklungen, die wir in Westeuropa gehabt haben, 

134. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 59 von 66

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP - 134. Sitzung - 15. März 1990 15855 

Dr. Frischenschlager 

in Oste uropa im verkürzten Weg durchschritten 
werden. Ich denke an die Verkehrspolitik. Wir 
dürfen nicht den Individualverkehr propagieren, 
der so viel Elend und Probleme über Westeuropa 
gebracht hat (Beifall des Abg. Fuxj, sondern wir 
müssen statt dessen öffentlichen Verkehr dort, wo 
die Entwicklungsmöglichkeit noch gegeben ist, 
ausbauen. 

Ein dritter Punkt ist die demokratische Ent­
wicklung. Meine Damen und Herren! Es ist von 
sozialdemokratischer Entwicklung in Osteuropa 
die Rede. Auch die Volkspartei plakatiert sehr 
großf1ächig: Unsere Ideen sind grenzüberschrei­
tend. 

Ich weiß nicht, ob das, was jetzt so langsam 
Stück für Stück an traditioneller sozialistischer, 
staatlicher Wirtschaftsvorstellung in Österreich 
aufgegeben wird, so exportwürdig ist. Ich glaube 
auch nicht, daß das, was die Österreichische 
Volkspartei an planerischer Wirtschaft mit all den 
Fonds, den Kammern, der Zwangsmitgliedschaft 
als Selbstverständlichkeit mit sich herumschleppt, 
wirklich so modellhaft für Osteuropa ist. 

Wir sollten uns im klaren sein: Die Hoffnung 
und die Lösungskapazität liegen in den offenen 
Gesellschaften, in einem freien Markt und in ei­
ner pluralistischen demokratischen Ordnung. 
Egal, welche Überschrift wir drübersetzen, wissen 
sollten wir, daß das das Modell ist, daß das die 
Ideen sind, die tatsächlich in der Lage sind, die 
Probleme zu lösen. (Zwischenruf des Abg. 
G ra b ne r.) Lieber Kollege! Wenn du mich auf­
hältst, dann dauert es länger! Meine Rede ist näm­
lich schon relativ weit gediehen. 

Ich wollte nur noch zum einen kommen, weil 
auch das gestern debattiert wurde. Es ist mir 
wichtig, das wenigstens noch in ein paar Sätzen zu 
sagen. 

Ein wesentlicher Punkt ist natürlich auch, daß 
das, was wir an nationalsozialistischen Chauvinis­
men da und dort zu erkennen glauben. "fröhliche 
Urständ" feiert. Es ist ebenfalls klar, daß das ein 
Weg ist, der Europa nur noch mehr in Konflikte 
und in Schwierigkeiten bringt. 

Unser Anspruch sollte sein, daß dieses Europa 
ein Europa der Völker ist, ein Europa der 
Sprach- und Kulturgemeinschaften. Es sollten 
alle Menschen einen Anspruch darauf haben, in 
ihrer angestammten Freiheit menschenwürdig 
und in entsprechender wirtschaftlicher Prosperi­
tät in ihrer Heimat zu leben, ohne daß wir eine 
Wertung machen zwischen Völkern, Sprach- und 
Kulturgemeinschaft. Das ist der letzte wichtige 
Punkt, den ich hervorstreichen möchte. 

Herr Bundesminister! Der Bericht als solcher 
enthält auch eine Reihe von Versprechungen der 

österreichischen Außenpolitik gegenüber Osteu­
ropa. Ich meine, daß wir uns über die konkreten 
Schritte noch sehr genau weiter unterhalten soll­
ten. 

Ich möchte in Fortsetzung unserer letzten Dis­
kussion sagen: Die kulturelle Außenpolitik, die 
auch in ihren Möglichkeiten in Ihrem Bericht er­
wähnt wird, heißen wir absolut gut. Wir hoffen 
nur, daß unsere Kulturinstitute und AnlaufsteI­
len, deren Zahl immer größer wird, so viel Bud­
getmittel bekommen, daß sie nicht nur Türschil­
der mit der Aufschrift "Kulturinstitut" anbringen 
können. sondern tatsächlich Kulturpolitik ma­
chen können. 

Wir nehmen den Bericht zur Kenntnis. (Beifall 
bei der FPÖ.) 17.40 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim m u n g 
über den Entschließungsantrag der Abgeordne­
ten Dr. Fischer, Dkfm. DDr. König und Genos­
sen betreffend Verwirklichung der Menschen­
rechte und Abschaffung der Todesstrafe in osteu­
ropäischen Staaten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag zustimmen um ein Zei­
chen. Das ist ein s tim m i g a n gen 0 m -
me n. (E 1../.6.) 

3. Punkt: Regierungsvorlage: Zweites Zusatzpro­
~~koll zum Abkommen zwischen der Republik 
Osterreich, einerseits, und den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, andererseits, im Anschluß an 
den Beitritt des Königreichs Spanien und der 
Portugiesischen Republik zur Gemeinschaft 
(1175 der Beilagen) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Nunmehr gelan­
gen wir zum 3. Punkt der Tagesordnung. Es ist 
dies die Regierungsvorlage: Zweites Zusatzproto­
koll zum Abkommen mit den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl im Anschluß an den Beitritt Spaniens 
und Portugals zur Gemeinschaft. 

Von der Vorberatung in einem Ausschuß wur­
de gemäß § 28a der Geschäftsordnung Abstand 
genommen. 

Zum Wort gemeldet hat sich Abgeordneter 
Dipl.-Ing. Dr. Hutterer. Ich erteile es ihm. 

17.41 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Hutterer (SPÖ): 

Frau Präsident! Herr Minister! Meine Damen und 

134. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)60 von 66

www.parlament.gv.at



15856 Nationalrat XVII. GP - 134. Sitzung - 15. März 1990 

Dipl.-Ing. Dr. Hutterer 

Herren! Seit 1972 läuft das Zweite Zusatzproto­
koU zum EGKS. Seit 1975 ist die Geschichte von 
Kohle und Stahl sehr bewegt. Sie wissen, daß man 
vorher immer vom "Schweinezyklus des Stahls" 
sprach und daß auf einmal ein Konjunkturtief 
einbrach, das über Jahre hinweg anhielt. 

Jetzt scheint der Stahlbereich in einer Konsoli­
dierungsphase zu sein. Ähnlich wie bei unserer 
Stahlindustrie ist auch, wie es aussieht, in der EG 
die Krise überwunden. Wesentliche Produktions­
beschränkungen in der EG, aber auch in Öster­
reich haben stattgefunden. Die Modernisierung 
wurde stark in Angriff genommen, leider aber 
auch der Personalabbau. 

In Österreich wurden das Stahlwerk in Ternitz, 
in Kapfenberg das von der Firma Feiten und in 
Judenburg das Stahlwerk der Firma Styria leider 
geschlossen. So hat auch unser Land seinen Bei­
trag zur Konsolidierung beitragen müssen. 

Die EG-Kommission hat im Zeitraum von 
1980 bis 1988 600 Milliarden Schilling an Sub­
ventionen für die Stahlindustrie genehmigt, wo­
bei die Geldzuführung für Italien noch nicht ganz 
beinhaltet ist. Dabei wurden wesentliche Kapazi­
tätsbeschränkungen durchgeführt, nämlich von 
195 Millionen Tonnen auf 165 Millionen Ton­
nen. Die Zahl der Beschäftigten sank in diesem 
selben Zeitraum von 670 000 auf zirka 400 000. 

Wie vorher schon erwähnt, hat auch Österreich 
Wesentliches erreicht. Die verstaatlichte Industrie 
in unserem Land ist der weltweit zehntgrößte 
Mischkonzern, welcher in einem Zeitraum von 
knapp drei Jahren einer gänzlichen Umstruktu­
rierung unterzogen wurde. Es ist ein Verdienst 
der sozialistischen Wirtschaftspolitiker und der 
Arbeitnehmer. daß es vor allem in der Stahlindu­
strie gelang, den Turn-around zu erreichen. (Zwi­
schenrufe der Abgeordneten Bur g s ta LL e rund 
Dr. Fr i z b erg .) 

Allein bei Böhler ist es gelungen, die Produkti­
vität durch Rationalisierungen von 1987 auf 1989 
von 100 auf 140 Prozent zu erhöhen, und der 
Cash-flow ist deutlich positiv geworden. In der 
ÖIAG sollen bis 1993 zirka 73 Milliarden Schil­
ling in Wachstumsmärkte fließen, und auch in 
der Forschung und Entwicklung geht man in die 
Richtung Erfolgssicherung. 

Die Austrian Industries AG wird die kapital­
marktfähigen Teile umfassen und den Weg zur 
Börse ermöglichen. Damit wird es aber auch ge­
lingen, mit modernen Anlagen im europäischen 
Konzert nach den Investitionen teilzunehmen. 

Die allgemeine Wirtschaftslage ist gut. Die be­
grenzte Fähigkeit der Dritten Welt, Stahl zu ex­
portieren, und der enorme Bedarf in Osteuropa 
lassen uns hoffen. Selbst wenn man davon aus-

geht, daß weniger Rüstung auch weniger Stahl be­
deuten kann, zumindest auf dem konventionellen 
Gebiet, sagen die EG-Leute beim Stahl Zusatz­
nachfragen auf bisher weniger stahlintensiven 
Gebieten voraus. 

Vor allem die Umwelterfordernisse und damit 
verbundene Umstellungen aller Industriebereiche 
erfordern nicht zuletzt Stahl, und schließlich ist 
es die Stahlindustrie selber, die für umwelt­
freundliche Anlagen genau das braucht, was sie 
selbst herstellt, nämlich Stahl. 

Zumindest in Europa hat die Stahlindustrie ei­
nen Reifezustand erreicht, der mit jeder anderen 
Industrie vergleichbar ist. Was ist damit gemeint? 
- Daß Stahl weniger Schutz brauche und mehr 
Wettbewerb vertrage. Die Brüsseler Technokra­
ten kündigen damit nicht nur eine schärfere Vor­
gangsweise gegen industrieinterne Absprachen 
über Mengen und Preise, über Märkte und Tech­
nologien an, sie drängen auf den lauteren Wettbe­
werb, sondern erklären zudem den Absatzmarkt 
für Stahl als gleichsam liberalisierungsfähig. Ein­
fuhrquoten sollen systematisch erhöht und in ab­
sehbarer Zeit abgeschafft werden, vor allem ge­
genüber Drittstaaten. 

Kurzfristig sollte dies auch Österreich begünsti­
gen. Im Falle einer Mitgliedschaft werden auch 
dem österreichischen Stahlerzeuger größere, je­
doch härtere Märkte vorausgesagt. Unter Dritt­
staaten versteht die EG schon jetzt eigentlich 
mehr Osteuropa und in Übersee Lateinamerika, 
Asien und je nach Wechselkurssituation sogar die 
USA und Japan. 

Über Spanien kann man in der Wirtschaftszei­
tung lesen, daß es seit vier Jahren einen Wachs­
tumssturm erlebt. Auch Österreich erlebt in den 
Handlungsbezeichnungen mit Spanien eine dyna­
mische Entwicklung, und ähnliches erhoffen wir 
uns in bezug auf Portugal. 

Unser Export nach Spanien stieg um zirka 
28 Prozent auf zirka 9 Milliarden Schilling. Auch 
die Importe nach Österreich haben um zirka 
8 Prozent zugenommen. Experten sind der Mei­
nung, daß für unser Land in Spanien noch einiges 
herauszuholen wäre. Durch die Beschlußfassung 
über dieses Zusatzprotokoll wird ein Einnahmen­
entgang von einer Million Schilling erwartet. Dies 
kann durch die vorher erwähnten Entwicklungen 
in den Handelsbeziehungen zwischen Österreich 
und Spanien leicht wettgemacht werden und bie­
tet eine neue Chance. Wir geben daher dieser Re­
gierungsvorlage gerne unsere Zustimmung. 
Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 17.48 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos­
sen. 
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Gemäß § 65 der Geschäftsordnung kommen 
wir jetzt zur A b s tim m u n g: Gegenstand ist 
die Genehmigung des Abschlusses des gegen­
ständlichen Staatsvertrages in 1175 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. - Das 
ist mit Me h r h e i t a n gen 0 m m e n. 

4. Punkt: Regierungsvorlage: Zweites Zusatzpro­
~~koll zum Abkommen zwischen der Republik 
Osterreich und der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft im Anschluß an· den Beitritt des Kö­
nigreichs Spanien und der Portugiesischen Re­
publik zur Gemeinschaft (1176 der Beilagen) 

5. Punkt: Regierungsvorlage: Drittes Zusatzpro­
tokoll zum Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft im Anschluß an den Beitritt des Kö­
nigreichs Spanien und der Portugiesischen Re­
publik zur Gemeinschaft (1177 der Beilagen) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Wir gelangen 
nunmehr zu den Punkten 4 und 5 der heutigen 
Tagesordnung, über welche die Debatte unter ei­
nem durchgeführt wird. 

Es sind dies die Regierungsvorlagen: 

Zweites sowie Drittes Zusatzprotokoll zum Ab­
kommen mit der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft im Anschluß an den Beitritt Spaniens 
und Portugals zur Gemeinschaft. 

Hinsichtlich dieser beiden Vorlagen wurde von 
der Vorberatung in einem Ausschuß gemäß § 28a 
der Geschäftsordnung Abstand genommen. 

Zum Wort ist niemand gemeldet, daher kom­
men wir sofort zur A b s tim m u n g, zunächst 
einmal zur Abstimmung bezüglich des Tages­
ordnungspunktes 4. 

Es ist dies die Genehmigung des Abschlusses 
des Staatsvertrages: Zweites Zusatzprotokoll zum 
Abkommen mit der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft im Anschluß an den Beitritt Spaniens 
und Portugals zur Gemeinschaft in 1176 der Bei­
lagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist mit M ehr h e i t a n g e -
no m men. 

Wir gelangen zur Abstimmung hinsichtlich des 
Tagesordnungspunktes 5. 

Gegenstand ist die Genehmigung des Abschlus­
ses des Staatsvertrages: Drittes Zusatzprotokoll 
zum Abkommen mit der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft im Anschluß an den Beitritt 

Spaniens und Portugals zur Gemeinschaft in 
1177 der Beilagen. 

Ich bitte wieder jene Damen und Herren, die 
hierzu ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. 
- Das ist mit Me h r h e i t a n gen 0 m m e n. 

6. Punkt: Regierungsvorlage: Protokoll zum Ab­
kommen zwischen der Republik Österreich und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über den gegenseitigen urheberrechtlichen 
Schutz (1181 der Beilagen) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Wir kommen 
zum 6. Punkt der Tagesordnung: Regierungsvor­
lage: Protokoll zum Abkommen mit der Sowjet­
union über den gegenseitigen urheberrechtlichen 
Schutz. 

Von der Vorberatung in einem Ausschuß wur­
de wieder gemäß § 28a der Geschäftsordnung 
Abstand genommen. 

Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. 
Preiß. 

17.51 
Abgeordneter Dr. Preiß (SPÖ): Frau Präsiden­

tin! Werte Damen und Herren! Das vorliegende 
Abkommen zwischen der Republik Österreich 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubli­
ken über den gegenseitigen urheberrechtlichen 
Schutz stellt eine Ergänzung der bisher bestehen­
den Abmachungen zwischen Österreich und der 
Sowjetunion dar. 

Während das Urheberrecht zum Schutz von so­
genanntem geistigem Eigentum im nationalen 
Bereich relativ früh eine Normierung erfuhr, 
wurden erst 1886 durch die sogenannte Berner 
Übereinkunft zum Schutz von Werken der Lite­
ratur und Kunst internationale Abmachungen 
dauerhafter Natur geschaffen. In den folgenden 
Jahren wurde dieses Abkommen mehrmals revi­
diert. 

Gerade mit der Sowjetunion gab es in den er­
sten Jahrzehnten ihrer Existenz keine verbindli­
chen Abmachungen, was zu Komplikationen und 
Reibereien auf kulturellem Gebiet und zu Nach­
teilen für Künstler, Schriftsteller und Gelehrte 
führte. Erst mit dem 1952 abgeschlossenen Welt­
urheberrechts-Abkommen, das 1971 revidiert 
wurde, kam es zu einer zunehmenden Anpassung 
zwischen dem kommunistischen Machtbereich 
und den westlichen Demokratien. 

Mit dem vorliegenden Abkommen, das den 
Charakter eines gesetzesändernden Staatsvertra­
ges hat und deshalb vom Nationalrat genehmigt 
werden muß, wird das Rechtsverhältnis zwischen 
Österreich und der Sowjetunion perfektioniert, 
dies insofern, als jeder vertragsabschließende Teil 
das Welturheberrechts-Abkommen auch für die 
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Zeit vor 1973 unter gewissen Auflagen anzuwen­
den hat. 

Angesichts der Öffnung zwischen Ost und 
West, über die heute ausführlich diskutiert wur­
de, angesichts der gewaltigen kulturellen Potenz 
des russischen Volkes und der anderen Völker der 
Sowjetunion und angesichts der Möglichkeiten 
für unsere Kulturschaffenden, in diese Räume 
hineinzuwirken, kommt diesem Vertragsabschluß 
mehr an Bedeutung zu, als sein unscheinbares 
Bild erahnen läßt. 

In der Hoffnung, daß dieser immer freier wer­
dende geistige Austausch einen wesentlichen Bei­
trag zur Konstituierung eines neuen, umfassen­
den europäischen Kulturraumes leistet, werden 
wir dem vorliegenden Abkommen gerne zustim­
men. - Danke sehr. (BeifaLL bei SPÖ und ÖVP.) 
17.54 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. 

Gemäß § 65 der Geschäftsordnung gelangen 
wir nunmehr zur Ab s tim m u n g: Gegen­
stand ist die Genehmigung des Abschlusses des 
gegenständlichen Staatsvertrages in 1181 der Bei­
lagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. - Das 
ist ein s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

7. Punkt: Bericht des Immunitätsausschusses 
über das Ersuchen des Landesgerichtes für Straf­
sachen Wien (26b Vr 970/90) um Zustimmung 
zur behördlichen Verfolgung des Abgeordneten 
zum Nationalrat Dr. Michael Graff (1219 der 
Beilagen) 

8. Punkt: Bericht des Immunitätsausschusses 
über das Ersuchen des Landesgerichtes für Straf­
sachen Wien (26b Vr 970/90) um Zustimmung 
zur behördlichen Verfolgung des Abgeordneten 
zum Nationalrat Dr. Michael Graff (1220 der 
Beilagen) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Wir kommen 
jetzt zu den Punkten 7 und 8 der heutigen Tages­
ordnung, über welche die Debatte unter einem 
durchgeführt wird. 

Es sind dies die Berichtes des Immunitätsaus­
schusses über zwei Ersuchen des Landesgerichtes 
für Strafsachen Wien jeweils um Zustimmung zur 
behördlichen Verfolgung des Abgeordneten zum 
Nationalrat Dr. Michael Graff. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist Herr 
Abgeordneter Bergmann. 

Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Bergmann: Der Ausschuß 
empfiehlt in beiden Fällen die Ablehnung. (Bei­
fall.) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Sehr geschätzter 
Herr Berichterstatter! Ich habe nicht gehört, daß 
Sie zwei Anträge gestellt haben. 

Berichterstatter Bergmann: Der Ausschuß 
empfiehlt in bei den Fällen die Ablehnung. 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort gemel­
det ist Herr Abgeordneter Kraft. 

17.56 
Abgeordneter Kraft (ÖVP): Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wenn sich ein Vertre­
ter der Justiz auf das politische Feld begibt, muß 
er damit rechnen, daß er mit politisch-parlamen­
tarischen Mitteln konfrontiert wird. Wenn er dies 
noch dazu in einer Form tut. daß er selbst dabei 
Angeklagter wird, wild um sich und auf seinen 
Minister schlägt, darf er sich nicht wundern, wenn 
er in der Argumentation hart genommen und 
nicht mit Clacehandschuhen angefaßt wird. (Abg. 
Dr. No w 0 ln y: Finden Sie das richtig, was der 
Graff gemacht hat? - Abg. Dr. E [ [ m a y e r: Ja. 
das finde ich richtig!) Nein. Das entschuldigt nicht 
eine verbale Formulierung, die nicht dem norma­
len täglichen Umgang mit Menschen entspricht. 

Bei den beiden vorliegenden Immunitätsbe­
richten, es ist ja eine einzige Causa, handelt es 
sich, Herr Abgeordneter Nowotny, das darf ich 
auch sagen - eigentlich um einen innenpoliti­
schen- oder um einen Immunitätsroutinefall. Der 
politische Zusammenhang ist ~indeutig festge­
stellt. (Zwischenrufe bei der SPO.) Herr Kollege, 
ich könnte Ihnen die Hitliste der Immunitätsfälle 
vorlesen - ich tue es nicht -, da ist der Kollege 
Graff weit nicht an der Spitze, sondern da gibt es 
andere Kollegen. Sie würden sich wundern, wenn 
Sie die Liste kennen würden. Ein politischer Zu­
sammenhang ist im Falle des Kollgen Graff ein­
deutig festgestellt und eine Nichtauslieferung 
auch einstimmig im Ausschuß beschlossen wor­
den. 

Meine Damen und Herren! Mir geht es darum, 
daß in der Handhabung des Geschäftsordnungs­
gesetzes und der Immunitätsbestimmungen Kon­
tinuität praktiziert wird. Es geht nicht um Ausle­
gungssache, egal, wie der Betreffende heißt und 
von welcher Fraktion er kommt, es geht nicht um 
Auslegungssache von Fall zu Fall, sondern es geht 
um klare, durch Buchstaben und Geist des Geset­
zes gedeckte Entscheidungen des Immunitätsaus­
schusses. 

Nicht aus einem konkreten oder aus dem kon­
kreten Immunitätsanlaßfall, sondern im Hinblick 
auf die begonnene und beginnende Vorwahlphase 
lassen Sie mich, meine Damen und Herren, als 
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Obmann ein paar Überlegungen des Immunitäts­
ausschusses aussprechen. 

Ich glaube, gerade in der Vorwahlzeit sollten 
wir streng darauf achten, daß die politische Dis­
kussionskultur nicht in den Keller abgleitet. (Abg. 
Adelheid Pr a her: Das ist richtig!) Selbstdiszi­
plin im Umgang mit dem Wort wird not tun, weil 
der Bürger - und das sollten wir uns alle zu Her­
zen nehmen -, noch immer so etwas wie ein Vor­
bildverhalten des Politikers erwartet. (Zwischen­
ruf des Abg. Ruh a lc i n ger.) 

Ich appelliere daher, Herr Kollege Ruhaltinger, 
an alle, insbesondere im Hinblick auf den 
7. Oktober, daß wir uns dessen voll bewußt sind. 
Zimperlichkeit ist dabei sicherlich nicht gefragt, 
aber eine Verlagerung der politischen Diskussion 
auf Gerichte sollte nicht fortgesetzt werden. Es 
darf auch keine Fortsetzung der Debatten und 
Reden der Wahlversammlungslokale in den Ge­
richtssälen oder im Immunitätsausschuß des Na­
tionalrates geben. 

Medien verlocken oft zu einer zu pointierten 
und zu harten Sprache. Wir müssen, glaube ich, 
aber auch sehen, daß es eine Verlockung für die 
Medienarbeiter gibt, weil sie wissen, daß eine rei­
ßerische Schlagzeile die Verkaufsziffer einer Zei­
tung oder eine sensationsträchtige Voranklindi­
gung einer Journalmeldung die Einschaltquote 
des Rundfunks oder Fernsehens bestimmt. 

Es stimmt sicher nicht, daß nur ein rhetori­
scher Gag oder eine Beschimpfung und Beleidi­
gung eine Chance hat, in der Zeitung abgedruckt 
oder im Radio und Fernsehen wiedergegeben zu 
werden. Ich appelliere daher an alle Kolleginnen 
und Kollegen des Hauses, an die Regierungspar­
teien, insbesondere an die Oppositionsparteien, 
in Anbetracht dieser Vorwahlzeit rhetorische Zu­
rückhaltung zu üben, weil natürlich ein Angriff 
immer härter sein wird als die Verteidigung. 

Erfolgreiches journalistisches Handeln wird 
heute in hohem Maße fast ausschließlich an den 
Kriterien der Erzeugung und Maximierung von 
Aufmerksamkeit gemessen. Effizienz im Sinne 
der Aufmerksamtkeitsmaximierung als wichtig­
stes berufliches Legitimationsprinzip läßt Me­
dienarbeiter natürlich nach hartem, provokati­
vem Sprachgebrauch von handelnden Politikern 
schielen. Verwechseln wir aber nicht verbale 
Sachauseinandersetzung mit dem Gebrauch von 
Beleidigungen und Beschimpfungen. Gebieten 
wir einer zunehmenden Sprach verwilderung 
rasch und mit Entschlossenheit Einhalt! (Abg. 
Wo l f: Sag's dem Graff!) Benehmen wir uns wie 
anständige Kaufleute in unserer politischen Argu­
mentation! (Abg. Sc h i e der: Sie distanzieren 
sich ja von Graff!) Ein Kaufmann geht auch nicht 
in der Früh auf die Straße und schimpft über sei­
nen Nachbarn, welche schlechte Ware der ver-

kauft oder wie er seine Kunden betrügt, sondern 
er lobt seine Ware. Gestalten wir unsere eigenen 
Schaufenster mit Politik! (Abg. Dr. Ca p: Graff, 
schau oba.' - Abg. Dr. No wo 1 n y: Konkreter 
werden!) 

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ich sollte Ihnen wirklich die Liste nennen, wenn 
Sie mir immer "Graff" dazwischenrufen. Er ist es 
nicht, der am meisten aufgefallen ist! (Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) Ich sage Ihnen die Namen, 
wenn Sie es unbedingt haben wollen. Da gibt es 
andere Namen. Sie würden sich wundern! Auch 
wenn ich in die Mitte des Saales nach oben (zur 
FPÖ blickend) blicke, könnte man hier einige Na­
men feststellen, die diese "Hitliste" betreffen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wen­
den wir - und das meine ich als Appell - jene 
moralischen Maßstäbe im Denken, Sprechen und 
Handeln an, die wir uns selbst gegenüber ange­
wandt sehen wollen! Meine Damen und Herren! 
Warum sollten die anerkannten Regeln der tägli­
chen Kommunikation zwischen Menschen, die 
Regeln des Anstandes und des guten Benehmens 
für die politische Kommunikation nicht gelten? 
Warum sollte gerade in der Politik die Diffamie­
rung des Konkurrenten dem Diffamierenden 
Vorteile bringen? Warum sollten gerade in der 
Politik hämisches und hinterhältiges Verhalten 
Sympathie erzeugen? Warum sollten in der politi­
schen Auseinandersetzung Beschimpfen und Ver­
leumden überzeugen? Warum sollte gerade in der 
Politik das ausschließliche Befassen mit Fehlern 
des anderen die eigenen Vorzüge und die Integri­
tät beweisen? Warum sollten nicht in der Politik 
Fairneß, Humor, Bescheidenheit, Respekt vor der 
Person und der Idee des anderen Sympathie er­
zeugen? Warum sollten nicht gerade guter Stil, 
Mut, Toleranz, Versöhnlichkeit und Vertrauen in 
der Begegnung auch zwischen politischen Partei­
en zur Gewinnung neuer Anhänger, Wähler und 
Sympathisanten beitragen können? 

Meine Damen und Herren! All jene, denen -
das sage ich auch zur linken Seite für die Zwi­
schenrufer - das politische Klima und die politi­
sche Moral, die so oft strapaziert wird, wirklich 
ein Anliegen sind, ersuche ich, diese Gedanken 
bei den Auseinandersetzungen, bei den Diskus­
sionen der nächsten Monate mitzuberücksichti­
gen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Sc h i e der: 
Von Graff sagt er kein Wort.') 18.04 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort gemel­
det ist Herr Abgeordneter DDr. Gmoser. 

18.04 
Abgeordneter DDr. Gmoser (SPÖ): Frau Präsi­

dentin! Meine Damen und Herren! Die Ausfüh­
rungen des Vorsitzenden des Immunitätsaus­
schusses (Abg. Ve t t er: Waren gut gemeint.') las­
sen die Vermutung aufkommen, daß er den Ernst 
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der Situation nicht ganz begriffen hat. (Zwischen­
rufe bei der ÖVP.) Ich kann das sagen; Sie können 
das nicht beurteilen. 

Kollege Schieder hat gestern im Immunitäts­
ausschuß dem Herrn Vorsitzenden sehr klipp und 
klar gesagt, daß wir das Verhalten der ÖVP-Frak­
tion, eines Teiles zumindest, als Provokation auf­
fassen müssen. Heute erleben wir ein interessan­
tes Schauspiel, die Provokation wird bewußt wei­
tergespielt. 

Da kommt ein Berichterstatter an das Redner­
pult, der hier - und die Frau Präsidentin hat das 
selber verblüfft zur Kenntnis genommen - seine 
Berichterstattung als Provokation gestaltet. Dann 
kommt der Ausschußobmann, von dem wir er­
warten durften, daß er zumindest ein Wort der 
Entschuldigung oder des Bedauerns findet. -
Nein, er hofft, man kann einfach umdrehen und 
sagen: Der Schuldlose ist schuldig, es gehört sozu­
sagen der Beamte, der hier . . . (Abg. K r a f t: 
Nicht genau aufgepaßt.') Doch, doch! Oder Kolle­
ge Kraft, Sie haben Ihre Ausdrucksweise falsch 
gewählt (Abg. Kr af t: Nicht genau zugehört!), 
denn Sie haben davon gesprochen, daß der Staats­
anwalt doch damit rechnen müsse, daß mit ihm 
abgerechnet wird in einer Form und Weise, die 
der Immunität Hohn spricht, und da haben Sie 
noch dazu gesagt, das sei doch ein Routinefall. 

Wir haben Ihnen im Ausschuß aus konkretem 
Anlaß sehr deutlich gesagt, daß das kein Routine­
fall ist. Weil Sie, Herr Klubobmann Dr. König, 
hier sitzen, nur damit Sie einen fairen Vergleich 
sehen: Wir haben sofort gesagt, weil auch Ihr 
Punkt auf der Tagesordnung stand, daß es hier 
überhaupt keine Diskussion gibt, daß der eindeu­
tige Zusammenhang Ihrer Außerung mit Ihrer 
politischen Tätigkeit außer Streit steht und daß 
daher auch der Nichtaufhebung der Immunität 
traditionell entsprochen wird. 

Aber in derselben Tagesordnung stand eben ein 
Zweiter zur Diskussion, der sich nun darin ge­
fällt, zu einer Art Dauerbrenner zu werden, der 
an sich nicht einmal sagen kann, "in der Hitze des 
Gefechtes" sei ihm eine Wortwahl entschlüpft, 
wo man unter zivilisierten Menschen sagen kann: 
Das tut mir leid, es war nicht als persönliche Dif­
famierung oder als Angriff gemeint!, sondern der 
diese Vernaderung zur Methode macht, der das 
Immunitätsrecht, zu dem ich mich in der letzten 
Vollsitzung des Hauses vorbehaltlos bekannt 
habe, mißbraucht und aus einem Schutzrecht ein 
Privileg eines Abgeordneten macht, der hier zwei­
erlei Formen von Rechtsstaat schaffen will. 

Ich glaube, daß es hier einen Zusammenhang 
gibt. Ich hätte ja gar nicht das Wort ergriffen; so 
wichtig ist der Fall Graff nicht, da haben Sie 
recht. Aber mich hat das Erleben des gestrigen 
und heutigen Tages, das Sie genauso wie ich hier 

miterlebt haben, bewogen zu warnen. Sie haben 
gestern vormittag hier im Hohen Haus die De­
monstration erlebt. Ich glaube, es war um 
11.30 Uhr. Ich möchte mich nicht mit den De­
monstranten auseinandersetzen, sondern das, was 
uns betroffen machen sollte, ist, daß oben auf der 
Galerie Abgeordnete sozusagen als Zündler of­
fensichtlich mitinvolviert waren. (Abg. F u x: 
Wer? Wer?) Sie konnten das ja sehen. Sie konnten 
es auch am Fernsehschirm am Abend erleben, 
daß da so eine stille diskrete Regie von oben ge­
führt wurde. Aber noch einmal: Nur ein Punkt. 

Der zweite Punkt, den wir heute vormittag an­
läßlich der Auseinandersetzung um einen Wahl­
vorgang erlebt haben, der selbstverständlich Rou­
tine war. Das, was neu ist, ist die Methode, daß 
nun versucht wird, etwa in den Beschluß einer 
Fraktion einzugreifen. (Abg. 5 t ein bau e r: 
Entweder wählen wir da oder wählen wir nicht.') 
Wir wählen. Jawohl, Kollege Steinbauer! Und ich 
sehe schon, Sie sind offensichtlich von dieser 
merkwürdigen Verhaltensweise sehr angetan, daß 
man versucht, aus sehr durchsichtigen Gründen 
Einfluß zu nehmen, der für uns wahrscheinlich 
nur zu überlegen ist. 

Meine Damen und Herren! Es ist einfach noch 
einmal zu sagen, es ist eine Methode, die mich an 
das Wort erinnert: Wer Wind sät, wird Sturm ern­
ten! Das heißt, es gibt Zündler, es gibt Versuche 
zu provozieren. 

Ich darf nun für die Damen und Herren der 
ÖVP einen dritten Fall hernehmen, den würde 
ich als Pflichtübung für ÖVP-Abgeordnete man­
cher Richtung vorschlagen. Ich habe gestern 
abend um 22.30 Uhr Ihren ehemaligen stellver­
tretenden Klubobmann und späteren Wirtschafts­
minister in seinen "Erinnerungen" erlebt . -
Ach, der Kollege Steinbauer hat das nicht gese­
hen; er schüttelt da den Kopf. - Er hat zum Bei­
spiel zum Thema politische Kultur Stellung ge­
nommen. 

Und es war Robert Graf, der seiner tiefen Be­
sorgnis gestern abend im Fernsehen Ausdruck 
verlieh, wie hier offensichtlich aus politisch fa­
denscheinigen Gründen Untersuchungsausschüs­
se mißbraucht werden, wie hier aus sehr, sehr be­
trüglichen Einstellungen heraus in einer Weise 
agiert wird, die für uns alle nicht gut sein kann. 

Meine Damen und Herren! Das ist nicht viel 
Lärm um nichts, sondern das ist an sich eine 
Grundfrage unserer politischen Kultur. Es geht 
auch nicht um Wehleidigkeit, wie hier gesagt 
wurde, oder um Eitelkeit, sondern gerade zum 
Beispiel ein Anwalt könnte, wie ich glaube, doch 
zur Kenntnis nehmen, daß er, wenn sein eigener 
Fall zur Diskussion steht (Abg. F u c h s: Blecha.' 
Sinowatz!) , vielleicht doch diese paar Minuten 
hier dazu verwendet, um das anzuhören und viel-
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leicht auch persönlich dazu Stellung zu nehmen. 
Offensichtlich ist auch das bereits eine Überfor­
derung. 

In diesem Sinn warnen wir und können nur sa­
gen: Principiis obsta! - Widerstehen wir den An­
fängen, hier parlamentarische Rechte zu miß­
brauchen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
/8.12 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Erlauben Sie mir die Feststellung, daß der Be­
richterstatter einen zwar ungewöhnlich kurzen 
Bericht gegeben hat, aber er war durch die Ge­
schäftsordnung gedeckt. (Abg. Dr. 5 ehr a n z: Er 
war unvollständig! Der Bericht war unvollstän­
dig.') Nein, er war vollständig. (Abg. Dr. 
5 c h w im m e r: Das bleibt ihm überlassen. wie er 
berichtet! ) 

Wir kommen nun zuerst zur A b s tim -
m u n g über den Antrag des Immunitätsaus­
schusses in 1219 der Beilagen. der behördlichen 
Verfolgung des Abgeordneten Dr. Michael Graff 
nicht zuzustimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag zustimmen, um ein Zeichen. (Abg. No -
w 0 t n y: Ungern.') - Das ist mit M ehr h e i t 
a n gen 0 m m e n. (Abg. Sc h i e der: Aber Kin­
derstube könnte er sich schon angewöhnen! -
Abg. Dr. Ca p: Richtig.') 

Ich darf im Abstimmungsvorgang fortfahren. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Antrag des Immunitätsausschusses in 1220 der 
Beilagen, der behördlichen Verfolgung des Abge­
ordneten Dr. Michael Graff nicht zuzustimmen. 

Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, den 
bitte ich um ein diesbezügliches Zeichen. - Das 
ist mit M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in dieser Sitzung die 
Selbständigen Anträge 363/ Abis 368/ A einge­
bracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 5192/1 bis 5213/1 ein­
gelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, die 
geschäftsordnungsmäßigen Zuweisungen dient, 
berufe ich für 18.15 Uhr ein; das ist im Anschluß 
an diese Sitzung. 

Die erste Sitzung des heutigen Tages ist ge­
sc h los sen. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 14 Minuten 

Österreich ische Staatsdruckerei. 90 0149 
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